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Kennen Sie Herrn Kelvin? 
Namen, die zu Maßeinheiten wurden 

Man würde ihn heute als Hochbe­
gabtenschüler einordnen, jenen 
zwölf jährigen William, der 1836 an 
der Universität von Glasgow auf­
merksam den Mathematikvorlesun­
gen seines Vaters folgt. William 
Thompson, geboren am 26. Juni 
1824 in Belfast (Irland), steht am Be­
ginn einer Laufbahn, die ihn zu einem 
der ideenreichsten Wissenschaftlern 
des 19. Jahrhunderts macht. Uns 
geläufiger ist sein Adelstitel, den er 
1892 erhält: Lord Kelvin of Largs. In 
die Geschichte der Wissenschaft und 
Technik geht er jedoch als William 
Thompson ein. Nach seinem Mathe­
matik- und Physikstudium in Cam­
bridge wird er mit nur 22 Jahren 1846 
als Professor auf den Lehrstuhl für 
Naturphilosophie und theoretische 
Physik nach Glasgow berufen. 

Thompsons Forschungen wirken 
sich impulsgebend auf fast alle Ge­
biete der Physik aus. Vor allem seine 
Fähigkeiten, Technik und Industrie 
mit naturwissenschaftlichen For­
schungen zu koordinieren, tragen 
ihm die Anerkennung seiner Zeit ein. 

Seine Theorie über die Ausbrei­
tung elektrischer Signale in langen 
Leitern wendet er bei der Verlegung 
des ersten transkontinentalen tele­
graphischen Unterwasserkabels an. 
Thompson hat maßgeblich Anteil an 
der Verwirklichung dieses Projektes. 
In seinem Laboratorium werden die 
Maße und Materialien für das Kabel 
festgelegt. Persönlich überwacht er 

dessen Produktion und nimmt an ei­
nigen Verlegungsfahrten teil. Für die­
se zukunftsweisenden Forschungen 
und Erfolge wird Thompson 1866 
zum Ritter geschlagen. Rund 70 Pa­
tente für Unterwassertelegraphie und 
Navigation werden ihm erteilt. Seine 
Erfindungen, z. B. das Spiegelgalva­
nometer und die Kelvin-Stromwaage 
zur Messung kleinster elektrischer 
Ströme oder die Thompson­
Meßbrücke zur Messung kleiner Wi­
derstände, werden noch heute in der 
Elektrotechnik verwendet. 

Die Schwerpunkte seines natur­
wissenschaftlichen Wirkens liegen 
auf den Gebieten der Elektrizitätsleh­
re und Thermodynamik. In den Lehr­
büchern der Physik finden sich viele 
Hinweise auf ihn, beispielsweise der 
Thompson-Effekt, der das Verhalten 
elektrischer Ströme bei verschiede­
nen Temperaturen beschreibt. 

Die fruchtbare Zusammenarbeit 
mit dem englischen Physiker Joule 
dokumentiert sich im nach den bei­
den Wissenschaftlern benannten 
Joule-Thompson-Effekt. Dieser be­
schreibt die Abkühlung von Gasen 
bei Ausdehnung; eine Erkenntnis die 
noch heute zur großtechnischen 
Gasverflüssigung (Linde-Verfahren) 
genutzt wird. 

Wesentlich beigetragen zu 
Thompsons Ruf als Mitbegründer der 
klassischen Thermodynamik haben 
seine Arbeiten zur Aufstellung und In­
terpretation des 2. Hauptsatzes der 
Wärmelehre. Mit diesen Erkenntnis­
sen kann die maximale Effizienz einer 
Wärmekraftmaschine berechnet 
werden, eine entscheidende Frage 
für die Entwicklung neuer Energie­
technologien. 

Thompson führt erstmalig eine 
thermodynamische Temperaturskala 
ein. Sie ermöglicht eine stoffunab­
hängige Temperaturangabe. Die Be­
zugstemperatur dieser Kelvinskala ist 
der Tripelpunkt des Wassers; bei die­
serTemperaturexistieren Wasser, Eis 
und Wasserdampf nebeneinander. 
Gleichzeitig kann er die tiefste, über­
haupt erreichbare Temperatur ange­
ben. Der absolute Nullpunkt liegt bei 
-273,15 Grad Celsius, was 0 Kelvin 
entspricht. 

Am 17. Dezember 1907 stirbt 
Thompson in Nethergall (England). 
Seine letzte Ruhestätte findet er ne­
ben Sir Isaak Newton in der Londo­
ner Westminster Abtei. 

(Foto: Siemens-Museum, 
München) 

Die Basiseinheit 1 Kelvin ist der 
273,16. Teil der thermodynami­
schen Temperatur des Tripelpunk­
tes des Wassers. 
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Künftige Struktur der Zivilverteidigung 

Der Innenausschuß des Deutschen Bundestages hat in seiner 
Sitzung am 3. Juni 1992 mit großer Mehrheit (CDU/CSU, FDP 
und SPD) den nachstehenden Beschluß gefaßt: 

Der Innenausschuß begrüßt die Überlegungen der Bun­
desregierung zur Neuordnung der Aufgaben und Struktu­
ren der Zivilen Verteidigung, die ihren iederschlag in dem 
Grundsatzpapier - ,,strukturen der Zivilen Verteidigung 
vom 20. September 1991" - gefunden haben. 

Der Ausschuß teilt die AulTassung, daß die veränderten si­
cherheitspolitischen Rahmenbedingungen eine Reduzierung 
der Vorkehrung im Bereich der Zivilen Verteidigung erlau­
ben. 

1. Auch unter den neuen Bedingungen bleibt die Aufgabe 
des Selbstschutzes wichtig, der sich zukünftig die Länder 
und Gemeinden vermehrt widmen sollen. Der Bund soll 
sich vorwiegend auf planerische Maßnahmen beschrän­
ken. Der Bundesverband für den Selbstschutz soll der ver­
änderten AufgabensteIlung - auch unter Einbeziehung 
der neuen Bundesländer - angepaßt werden. Zu diesem 
Zweck soll die Struktur des Verbandes gestralTt werden. 
Die Zahl der hauptamtlichen Mitarbeiter soll auf rund 
500 Mitarbeiter zurückgeführt werden. 

Zivil- und 
Katastrophen­

schutz den neuen 
Erfordernissen 

anpassen 

Zu den Beratungen zur Neu­
ordnung des Zivi l- und Kata­
strophenschutzes durch den 
Innenuusschuß des Deutschen 
Bundestage, erklänen der in­
nenpolitische Sprecllcr der' 
CD U/CS U -Bundestags f rakti­
on, Erwin Marschewski. 
MdB, und die zuständige Be­
richterstatterin, Erika Stein­
bach-Uerm"nn, MdB: 

Angesichts der grundsätz­
lich veränderten Sicherheitsla­
ge für die Bundesrepublik 
Deutschland, sind Aufgaben 
lind Organisation des Zivil­
und Katastrophenschutzes neu 

festzulegen. In diesem Zusam­
menhang ist Planungssicher­
heit für die im Zivil- und Ka­
tastrophenschutz tätigen staat­
lichen und privaten Organisa­
tionen zu schaffen; nur so sind 
auf Dauer die hohe Einsatzbe­
reitschaft und Motivation der 
vielen tausend ehrenamtlichen 
Helferinnen und Helfer zu be­
wahren. 

Vor diesem Hintergrund 
werden wir im Innenausschuß 
vorschlagen: 
- den Bundesverband für den 

Selbstschutz entgegen der 
Forderung der Länder und 
Kommunen nicht aufzulö­
sen. Die Zahl der hauptamt­
lichen Mitarbeiter wird ent­
sprechend dem Strukturkon­
zept auf bis zu 500 festge­
schrieben; 

- die Bundesanstalt Techni­
sches Hilfswerk (THW) zu 

21 BEVÖLKERUNGSSCHUTZMAGAZIN 6/92 1 

Der Mitarbeit der ehrenamtlichen Helfer kommt insbe­
sondere bei dieser neuen Struktur besondere Bedeutung 
zu. Zu ihrer Betreuung und der Arbeit vor Ort sind haupt­
amtliche Stützpunkte in der Fläche unverziehtbar. Dabei 
soll auch an neue Formen der Zusammenarbeit mit an­
deren Organisationen, insbesondere dem THW, gedacht 
werden. 

2. Der Innenausschuß schlägt vor, das THW aus dem BZS 
herauszulösen. Die Bundesregierung wird gebeten zu prü­
fen, ob diese Herauslösung des THW aus dem BZS ohne 
zusätzlichen Kosten- und Personalaufwand durchgeführt 
werden kann. 

3. Die Bundesregierung wird ferner gebeten zu prüfen, wei­
che Auswirkungen die im Grundsatzpapier skizzierte 
Veränderung der Aufgabenschwerpunkte im Zivilschutz 
auf die Struktur und personelle Ausstattung des BZS ha­
ben. 

4. Auch unter den veränderten sicherheitspolitischen Be­
dingungen behält der erweiterte Katastrophenschutz un­
vermindert seine Bedeutung. Die Bundesregierung wird 
aufgefordert, dieser VerpOichtung auch weiterhin gerecht 
zu werden. Dies gilt insbesondere für den Aufbau des er­
weiterten Katastrophenschutzes in den neuen Ländern. 

Der Innenausschuß erwartet den erbetenen Bericht bis 
zum 1. 10. 1992. 

verselbständigen; die Her­
auslösung aus dem Bundes­
amt für Zivilschutz soll Zug 
um Zug erfolgen; 

- die Aufgaben des Bundes­
amtes für Zivilschutz ent­
sprechend der neuen Sicher­
heitslage zu konzentrieren; 

- den Aufbau des Zivil- und 
Katastrophenschutzes in den 
neuen Bundesländern konti­
nuierlich fortzusetzen; 

- die freiwilligen Hilfsorgani­
sationen auch weiterhin tat­
kräftig ideell und finanziell 
zu fördern ; 

- bei den Etatberatungen 
1993 dem Bundesminister 
der Finanzen zu empreh­
len, zumindest den derzei­
tigen Ansatz beizubehal­
ten. 
Bei Verwirklichung dieser 

Eckdaten kann der Zivil- und 
Katastrophenschutz auf der 

Grundlage gewachsener 
Strukturen inhaltlich so ausge­
richtet werden , daß er den Her­
ausforderungen der Zukunft 
gewachsen ist. 

Minister Seiters 
zeichnete verdiente 

Helfer aus 
Über 2600 Helferinnen und 

Helfer des Technischen Hilfs­
werke. (fHW) haben 1991 in 
mehr als 260 Einsätzen aufvier 
verschiedenen Kontinenten 
humanitäre Hilfe geleistet. In 
allen Fällen fand die Fach­
kompetenz des THW und sei­
ner Angehörigen Dank und 
Anerkennung. Darauf wies 
Bundesinnenminister Rudolf 
Seiters hin, als er am 23. April 
1992 in Bonn neun besonders 



verdiente Helfer aus dem Be­
reich "THW-Auslandsein­
satz" auszeichnete. 

Der Minister würdigte die 
"nicht selten unter Leibes- und 
Lebensgefahr erbrachten Lei­
sLUngen" der Frauen und Män­
ner im Einsatz. Er erinnerte an 
die drei THW-Helfer, die in 
diesem Jahr bei Hilfstranspor­
ten in die Gemeinschaft Unab­
hängiger Staaten (GUS) auf 
tragische Weise ihr Leben ver­
loren. Seiters wies darauf hin, 
es seien die Einsatzbereit­
schaft, die Belastungsfahig­
keit und der Idealismus der 
Helfer, die das THW und da­
mit den Staat befahigten, über 
die Grenzen Deutschlands hin­
aus Hilfe zu leisten und als 
Sympathieträger für die Bun­
desrepublik im Ausland zu 
wirken. 

Beispielhaft für die Gesamt­
leistung des THW erinnerte 
der Bundesinnenminister an 
drei THW-Einsätze jüngeren 
Datums: 
- Vom Mai bis Dezember 

1991 versorgten insgesamt 
mehr als 400 Helfer zeitwei­
lig Hunderttausende kurdi­
sche Irak-Flüchtlinge im 
Iran mit Wasser. 

- Über 1500 Helfer führten 
mehr als 200 Transportfahr­
ten in die GUS durch, um im 
Auftrag der Bundesregie­
rung den von der Not am 
stärksten betroffenen Men­
schen und Einrichtungen di­
rekt Hilfsgüter zu überbrin­
gen. 

- Im Frühjahr 1992 rückte mit 
der "Schnelleinsatzeinheit 
Bergung Ausland" (SEE­
BA) eine Spezialeinheit in 
die Türkei aus, um nach dem 
Erdbeben am 13. März in der 
Region Erzincan (Osllürkei) 
nach Verschülleten zu su­
chen. Die Vereinten Natio­
nen hatten ein entsprechen­
des Ersuchen der türkischen 
Regierung an die Bundesre­
gierung weitergeleitet. 

("Innenpolitik lllJ 1992") 

"Europa '92" führte 
zwanzig Nationen 

zusammen 
Zum vierten Male seit 1985 

initiierte die Europäische Ge-

meinschaft unter dem Stich­
wort "Europa '92" eine Übung 
zur Bekämpfung von Scha­
densfallen: In Amsterdam tra­
fen sich Venreter von zwanzig 
Nationen - der EG- und EFTA­
Länder sowie aus Polen und 
Rumänien - zu einem vorge­
schalteten internationalen Ex­
pel1emreffen und zur eigentli­
chen Übung am 19. Mai 1992, 
die von Praktikern aus zehn 
europäischen Staaten ein­
drucksvoll in Szene gesetzt 
wurde. 

Die Brüsseler EG-Behörde, 
das niederländische Innenmi­
nisterium in Den Haag und die 
Feuerwehr von Amsterdam 
und Umgebung hallen nach 
über einjährigem Vorlauf den 
show-down vorbereitet: Ein 
Frachtflugzeug explodierte 
nach dem Start vom Amster­
damer Flughafen Schiphol in 
der Luft und stürLte auf eine 
Raffinerie am Westhafen. Die 
Vielzahl der Schadensstellen 
war sorgfaltig und realistisch 
präpariert - es lief dann aber 
nicht eine ineinandergreifende 
Übung ab, sondern vielmehr 
demonstrierten die teilneh­
menden Nationen parallel an 
den ihnen zugeteilten Stellen 
Rettungs- , Lösch- und Ber­
gungsarbeiten, nalÜrlich mit 
dem jeweils neuesten Gerät. 
So war ein Vergleich und Er­
fahrungsaustausch vor Ort be­
stens möglich, während später 
die Innenministerin der Nie­
derlande, Frau Ine Dales, 
meinte, man sollte doch für 
künftige Übungen überlegen, 
ob nicht realistischere, multi­
nationale Einsätze möglich 
sind. 

Beeindruckt von dem deut­
schen Anteil an dieser eu­
ropäischen Demonstration 
zeigte sich der Parlamentari­
sche Staatssekretär beim Bun­
desminister des Innern, 
Eduard Limner, der am Ort des 
Geschehens die übenden Ein­
heiten in der Praxis verfOlgte 
und sich die eingesetzten 
Techniken erläutern ließ. Von 
den insgesamt über 500 Ein­
satzkräften kamen etwa 65 Ak­
teure aus der Bundesrepublik 
Deutschland, und zwar vom 
Technischen Hilfswerk, vom 
Deutschen Roten Kreuz, von 
der Berufsfeuerwehr Hamburg 
und vom Gefahrstoffzug des 

Landkreises Ludwigshafen. 
Staatssekretär Lintner führte 
am Rande der Übung auch Ge­
spräche mit der niederländi­
schen Innenministerin und 
dem Innenminister des 
Großherzogtums Luxemburg. 

Zu unserem Bild: Staatsse­
kretär Lintner (Mitte) und Mi­
nisterialrat Willsehen (zweiter 
von links) lassen sich von 
THW-Referatsleiter Selzner 
am Übungsort in die prakti­
schen THW-Aufgaben einwei­
sen; rechts im Bild der Koor­
dinator der Übung aus dem 
Den Haager Innenministeri­
um, Fundter, und der stellver­
tretende Feuerwehrchef von 
Amsterdam. 

Das "Bevölkerungsschutz­
Magazin" wird in der fo lgen­
den Ausgabe sowohl über das 
große europäische Experten­
treffen wie die Übung ausführ­
lich in Wort und Bild berich­
ten. (Foto: Weidner) 

Schnellere 
Alarmierung nach 

Eisenbahnun­
glücken gefordert 

In einem Schreiben vom 20. 
Mai 1992 an die Bundesbahn­
direktion München fordert der 

Ordnungsreferent der Stadt 
Augsburg, berufsm. Stadtrat 
Willi Reisser, als Konsequenz 
aus dem Ablauf der Hilfsmaß­
nahmen nach dem Zugunglück 
in SpickelJHochzoll am 24. 
April 1992 die Herabsetzung 
der Meldeschwelle und eine 
wesentlich schnellere Alar­
mierung der örtlichen Polizei 
bei Eisenbahnunfallen. Das 
Schreiben hat folgenden Wort­
laut: 

"Das Eisenbahnunglück am 
24. April 1992, bei dem meh­
rere Güterwagen entgleisten 
und ein Waggon mit ca. 22 t 
Mineralöl und chemischen 
Produkten in Fässern und in 
Gebinden umstürlte, verur­
sachte nicht nur beträchtliche 
Sachschäden, s.ondern ließ 
durch auslaufendes Motorenöl 
zunächst auch größere Um­
weltschäden befürchten. 

Zwischen dem Unfall, der 
sich um 0.46 Uhr ereignete, 
und dem Eingang der Alarnl­
meldung bei der Polizeidirek­
tion um 1.45 Uhrbzw. um 1.48 
Uhr bei der Berufsfeuerwehr 
der Stadt Augsburg lag eine 
Stunde, die für die Gefahren­
abwehr hätte genutzt werden 
können. 

Diese Zeitdifferenz war Ge­
genstand einer Besprechung, 
die auf meinen \Vunsch am 7. 
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Mai 1992 zwischen der Stadt 
Augsburg als Sicherheits­
behörde, Vertretern der Poli­
leidirektion und der Regional­
abteilung Augsburg der Deut­
schen Bundesbahn stanfand. 
Erörtert wurde aber nicht nur 
die Verzögerung der Alannie­
rung von Polizei und Berufs­
feuerwehr in diesem Einzel­
fall. sondern insbesondere, 
wie künftig bei Schadenser­
eignissen die Gefahrenabwehr 
schneller und effizienter ein­
geleitet und betrieben werden 
kann. 

Im Verlauf der Diskussion 
wurde deutlich, daß der bahn­
interne Ablauf nach dem Un­
glück Lwar voll den Betriebs­
unfallvorschriften der Deut­
schen Bundesbahn (BUVO) 
entsprach, die externe Alar­
mierung der Poli7cieinsall­
zentrale und der Berufsfeuer­
wehr aber erst nach einer Stun­
de erfolgte. 

In diesem Zusammenhang 
konzentrierte sich das Interes­
se der Gespr'Jchsteilnehmer 
auf die Bestimmung des § 9 
Abs. 5 der Betriebsuiifallvor­
schrift (BUVO). die die Alar­
mierung der örtlichen PCllizei 
regelt. 

Nach dieser Vorschrift ist 
die Polizei zu rufen 

die Abwehr von Gefahren. 
werden dadurch nicht in genü­
gendem Maße berücksichtigt. 
Jede Verzögerung einer Alar­
mierung bis eine beflirchtete 
Gefahrenlage zur Gewißheit 
geworden i\t. kann je nach Ta­
geszeit. Wenerlage oder den 
technischen Gegebenheiten 
Schäden Filr Menschen . und 
Umwelt bedeuten, die frühest­
möglich abgewehrt werden 
müssen. 

Um künftig bei Schadenser­
eignissen schneller und wirk­
samer Gefahrenabwehr einlei­
ten und betreiben zu können. 
fordern die tadt Augsburg als 
Sicherheitsbehörde und die 
Polizeidirektion Augsburg die 
Senkung der Meldeschwelle 
durch sofortige Alarmierung 
der örtlichen Polizei durch das 
Bahnpersonal. sobald eine Ge­
fahren lage unterstellt werden 
muß. Dies ist dann der Fall, 
wenn sich Gefahrenmomcmc 
wie die Zwangsbremsung ei­
nes Zuges ohne erkennbaren 
Grund, Fahrleitungsriß, Fahr­
stromausfall. G1eisbelegungs­
anzeigen und Abriß der Funk-

verbindung lum lokomotiv­
führer in kurzer Zeit häufen. 

Ich schlage vor, die Bestim­
mung des § 9 Abs. 5 der Be­
triebsunfallvorschrift in die­
~el11 Sinne neu zu fassen, die 
sofortige Alarnlierung der ört­
lichen Polizei durch eine Ver­
fügung bereits jem sicher",­
stellen und vorhandene Un­
fallchecklisten in den Bahnhö­
fen , anderen Unfallmeldestel­
len der Bundesbahn und in den 
Unterlagen der Lokomotiv­
führer entsprechend zu ergän­
zen." 

Neue Akademie für 
Sicherheitspolitik 
Ein umfassendes, die Res­

sortgrenzen außer acht lassen­
des Verständnis der langfristi­
gen sicherheitspolilischen In­
teressen der Bundesrepublik 
soll die neue Bundesakademie 
für Sicherheitspolitik Füh­
rungskräften aus Bundes- und 
Uinderressorts sowie aus dem 
politisch interessierten Um­
feld venniueln. So steht es in 

ihrem Akademiekonlept, das 
der Haushaltsausschuß am 29. 
April 7ur Kemunis nahm. 

Die neue Akademie mit Sitz 
in 80nn ist danach "die zen­
lrale ressortübergreifende 
FortbildungsstäUe des Bundes 
auf dem Gebiet der Sicher­
heitspolitik". Sie werde als 
selbständige Dienststelle im 
Geschäftsbereich des Verteidi­
gungsminislcriums betrieben 
und sei die höchstrangige Fort­
bildungsstäne der Bundesre­
publik auf ihrem Gebiet. Cha­
rakter, Qualität und Ausgestal­
tung der Lehre hätten dieser 
Bedeutung Rechnung zu tra­
gen. 

Den Teilnehmerkreis für 
ihre sogenannten Kcmscmina­
re beschreibt die Akademie 
mit Angehörigen der Exekuti­
ve von Bund und Ländern, die 
jetzt oder zukünftig an der Er­
arbeitung und Umsetzung si­
cherheitspoli tisch wirksamer 
Maßnahmen der Regierungen 
in Bund und Ländern beteiligt 
sind oder die Interessen der 
Bundesrepublik vertreten. Ge­
dacht werde an Kräfte aus 

a) ... 
b) wenn Straßen, Wege und 

Flächen außerhalb der 
Bahnanlagen freigehalten 
oder abgespern werden 
müssen, 

Kleinbus prallte gegen Zug 

c) wenn nach Freiwerden ge­
fahrlicher Stoffe Schutz­
maßnahmen außerhalb der 
Bahnanlagen erforderlich 
sind. 
Diese Vorschrift geht davon 

aus, daß nur in den unter Buch­
stabe abis c genannten Fällen 
die örtliche Polizei 7U rufen ist 
und alle übrigen Unfalle bahn­
,ntern abgewickelt werden 
können. Die Alannierung der 
örtlichen Polizei hängt dabei in 
den Fällen bund c von Fest­
Mellungen des Bahnpersonals 
ab, die erst nach einer gewis­
sen Zeit getroffen werden kön­
nen. 

Bei Beachtung der genann­
ten Bestimmungen wird die 
Alannierung der örtlichen Po­
lizci in nicht zu verantworten­
der Weise verzögert. Wichtige 
Sicherheitsbelange, nämlich 

Auf der Rückfahrt von ei­
nem Kindergeburtstag wurde 
am 20. Mai 1992 ein Kleinbus 
auf einern Bahnübergang in 
Jarrenwisch (Kreis Dinmar-
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sehen) von einem Triebwagen 
erfaßt. Alle Insassen, sechs 
Kinder im Alter zwischen fünf 
und elf Jahren und der Fahrer, 
waren auf der Stelle tot. Die 

Räumungsarbeiten an der Un­
fallsteIle dauerten über drei 
Stunden. (Foto: dpa) 



Führungspositionen im Alter 
zwischen 40 und 50Jahrcn, die 
grundsätzlich der Ebene des 
Referatsleiters angehören soll­
ten. So sei ein hohes Qualitäts­
niveau im Teilnehmerkreis zu 
gewährleisten. Die Kernsemi­
nare seien einmal jährlich für 
die Dauer von zwei Monaten 
konzipiert. 

Für alle sonstigen Seminare 
würden Teilnehmer nach ihren 
persönlichen Qualifikationen 
ausgewählt und eingeladen. 

(wib 7/92) 

High-Tech zum 
Schutz vor 

Katastrophen 
In Anwesenheit des Bun­

desministers für Forschung 
und Technologie und des Mi­
nisters für Wissenschaft, For­
schung und Kultur des Landes 
Brandenburg wurde am 19. 
Mai 1992 das Geo-For­
schungs-Zentrum Potsdam 
(GFZ) eingeweiht. Das GFZ 
ist eine von drei Großfor­
schungseinrichtungen in den 
neuen Bundesländern. Als 
Stiftung des Landes Branden­
burg wird sie gemeinsam vom 
Bund und dem Land Branden­
burg getragen. 

Bislang gab es in Deutsch­
land keine Großforschungs­
einrichtung, die das gesamte 
Spektrum der geowissen­
schaftlichen Grund lagenfor­
schung abdeckte und als natio­
naler Kristallisationspunkt für 
die großen Projekte zur Erfor­
schung der kontinentalen Erd­
kruste dienen konnte. Als erste 
Einrichtung weltweit faßt das 
GFZ alle Disziplinen der Wis­
senschaften der festen Erde zu­
sammen. Seine Hauptaufga­
ben sind: 
- Interdisziplinäre Grundla­

genforschung unter Einbe­
ziehung der Geodäsie, Geo­
physik, Geologie, Mineralo­
gie und Geochemie. Vom 
GFZ werden grundlegende 
Beiträge zur Erdbebenvor­
sorge und seismischen Risi­
koabschätzung, zum Vor­
kommen, zur Prospektion 
und umweltverträglichen 
Gewionung von Rohstoffen, 
zu den utzungsmöglich­
keilen von Erdwärme sowie 

zur Klimaentwicklung 
während der jüngsten Erd­
geschichte erwartet. 

- Gemeinschaftsforschung 
bei geowissenschaftlichen 
Großprojekten; Schwer­
punkte liegen u. a. bei der 
Erdbeben- und Katastro­
phenforschung. der Ent­
wicklung von Meßgeräten 
zur Erfassung geowissen­
schaftlieher Daten sowie bei 
der Unterstützung geowis­
senschaftlieher Forschung 
in Deutschland durch Koor­
dination und apparative Hil­
festellung in gemeinsamen 
Projekten. Eine besondere 
Aufgabe kann dem GFZ in 
einem zukünftigen interna­
tionalen Tiefbohrprogramm 
als Träger der Bohranlage 
mit Feldlabor und Meßsta­
tion des Kontinentalen Tief­
bohrprogramms der Bun­
desrepublik Deutschland zu­
kommen. 
Das GFZ wird geowi!'(;en­

schaftliehe Meßkapazitäten im 
Falle von Naturkatastrophen 
(Erdbeben, vulkanische Ereig­
nisse) bereitstellen, die insbe­
sondere für Länder der Dritten 
Welt von Nutzen sein sollen. 
Die Einrichtung einer Task­
Force für wissenschaftliche 
Messungen wird ein wiChtiger 
Beitrag des GFZ zur interna­
tionalen Dekade der Katastro­
phenvorbeugung der Verein­
ten arionen sein. 

54. IAA: Technik In 
Hülle und Fülle 

Die Internationale Automo­
bil-Ausstellung, die IAA, prä­
sentierte sich erstmals zweige­
teilt. Nach der 54.IAA mit Per­
sonenkraftwagen im Septem­
ber vergangenen Jahres in 
Frankfurt (Main) wurde die 
54. IAA Nutzfahrzeuge vom 9. 
bis 17. Mai dieses Jahres in 
Hannover durchgeführt. Sie 
stand unter dem Motto "Das 
Nutzfahrzeug - Leistung und 
Verantwortung". Neben einer 
umfassenden Präsentation von 
Fahrzeugen zur Personen- und 
Güterbeförderung bot Hanno­
ver den Rahmen, eine Reihe 
neuer Fahrleuge für Feuer­
wehr und Rettungsdienst vor­
zustellen. Daß die technische 
Entwicklung auch im Bereich 

der Sonderfahrzeuge nicht ste­
henbleibt, verdeutlicht der im 
Foto gezeigte Krankentrans­
portwagen, der auf der IAA 
das Interesse der Fachleute 
fand. Das "Bevölkerungs­
schutz-Magazin" wird in sei­
ner nächsten Ausgabe ausführ­
lich aufdas Geschehen in Han­
nover eingehen und einen 
Überblick über die dort ge­
zeigte Technik vermitteln. 

(Foto: Claes) 

Bern: Bericht 
über Einsatz und 
Organisation des 

Zivilschutzes 
Mit Datum vom 26. Februar 

1992 legte der Schweizerische 
Bundesrat der Bundesver­
sammlung einen Bericht über 
.. Einsatz und Organisation des 
Zivilschutzes" vor. Der Be­
richt zieht die Konsequenzen 
aus den jüngsten Umwälzun­
gen und aus der Neueinschät­
zung der sicherheitspoliti­
schen Notwendigkeiten in der 
Schweiz und konkretisiert den 
Auftrag des Zivilschutzes. Da­
nach hat der Zivilschutz zwei 
Hauptaufgaben: Er trifft die er­
forderlichen Maßnahmen zum 
Schutz, zur Rettung und zur 
Betreuung der Bevölkerung 
im Falle bewaffneter Konflik­
te, und er leistet in Zusam­
menarbeit mit den dafür vor­
gesehenen Einsatzdiensten 
Hilfe bei nalUr- und zivilisa­
tionsbedingten Katastrophen 
sowie anderen otlagen. Mit 
der Hilfeleistung bei Katastro­
phen wird im Sinne einer 

euausrichtung ein neuer Ak­
zent gesetzt. Zusätzlich trifft 
der Zivilschutz die notwendi­
gen Maßnahmen zum Schutz 
von Kulturgütern im Falle be­
waffneter Konflikte, und er ist 
in der Lage, grenzüberschrei­
tende Einsätze durchzuführen. 

Der Bericht bildet die 
Grundlage für die Umsetzung 
der NeuausrichlUng. Er geht zu 
diesem Zweck ausführlich auf 
den Einsatz des Zivilschutzes 
bei bewaffneten Konflikten 
sowie bei Katastrophen und in 
anderen Notlagen ein. Für bei­
de Fälle formuliert das Zivil­
schutz-Leitbild Einsatz­
grundsätze, gibt Angaben zur 
Einsatlbereitschaft, regelt die 
Zuständigkeiten und das je­
weilige Aufgebotsverfahren. 

Das Leitbild geht von der si­
cherheitspolitischen Lage aus, 
die der Bundesrat für den Zi­
vilschutz und die Armee im 
wesentlichen gleich beurteilt 
hat. Vor diesem Hintergrund 
werden Auftrag und Einsatz 
des Zivilschutzes dargelegt. 
Die Anpassung an die neuen 
Aufgaben betrifft in erster Li­
nie die Struktur der 
Zivilschutzorganisation, den 
personellen Bereich, die Aus­
bildung und Infrastruktur 
(Alarmierungseinrichtungen, 
Schutzbauten und Material). 
Aber auch die finanziellen und 
rechtlichen Folgen der 
Neuausrichtung werden auf­
gezeigt, bevor auf den Umset­
zungsprozeß und die einzelnen 
Schritte zur Verwirklichung 
eingegangen wird. Ein Aus­
blick 'rundet den Bericht ab. 
Schließlich sind in einem An-
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hang \\-ichtige Neuerungen /u 
\ammengestellt. 

I ntercssenten können den 
Bericht beim Bundesamt für 
Zivilschut7. Dokumentation'i­
d,cn,LIBibliothek. Monbijou­
,tr 91. eH-3003 Bern. anror­
dern 

Tagung zu 
aktuellen 

Problemen der 
Luftrettung 

Immer htiufiger geht wert­
volle Zeil. die man durch den 
Fln ... at/ eines Reltungshub­
schraubeTs gewinnt. wieder 
\crloren. weil die otärzte an 
Klilllken vor verschlossenen 
TOren ... tehen Derartige Pro­
hleme am Ende der Reuungv­
.eue SInd ein Thema de, 11 . 
Rett u ng ,h u b,ch ra u be r -K on­
gresse, vom 14. bi, 16. Okto­
ber 1992 in Garmi,ch-Parten­
kirchen. Retlungsexpcrten aus 
ganl Europa werden drei Tage 
lang a.tuelle Fragen der Lufl­
rellung diskulIeren. 

E," Sch"erpunkt wird der 
Au,hau der Lurtrellung in den 
neuen Bundesländern ... ein. 
In ... besondere wird es darum 
gehen. wie auch in den neuen 
Bunde,ländern möglich't 
schnell ein Luftrettungsnel! 
nach dem Standard der allen 
Bundesländer erreicht werden 
kann. Derzell ,,"d ,ehn Ma­
schinen im Einsat/, die /Unl 
!CII vorübergehend von der 
Bundeswehr cingcsetlt wer­
den. 

Bei \\ eitere" Diskussion ... -
punkten wird es darum gehen. 
\\.~ der Koslenanstieg im Luft­
reltungsdienst in den Griff /u 
bekommen 1"'1, wckhe nellen 
Aufgaben aur dIe Rellung,leit­
stellen /ukonlmen können und 
wie mit den angrclI/.!nden 
Ländern bei grell/überschrei­
tenden Rettungseinsät7en /u­
... ammengearbcitet werden 
kann 

In einem Forumge'präch 
",erden außerdem Ärzte. Ver­
treter von Krankenka ... sen. 
Rctlungsorgani ... ationen und 
MlIli ... terien darüber diskutie­
ren. wie der Luftrettung!\dien\t 
In Zukunft noch finanlierbar 
bleIben kann. 

Schwerer 
Verkehrsunfall auf 

derA5 
Bei einem mißlungenen 

Uberholmanöver auf der Bun­
de,autobahn A 5 bei Darm­
... tadt wurde ein Pkw von einem 
Lastzug erfaßt und gegen dIe 
Millelplanke geschleudert. 
Wtihrend der Fahrer ausstieg. 
ra..,ten /wel Wagen in die )je­

gengebliebenen Fahrzeuge 
und fingen ,orort Feuer. Die 
Insassen. /wei Männer und 
eine Frau. wurden einge­
klemmt und 'tarben in den 
Flammen. Unser dpa·FOlo 
!eigt da, Ablö\chen der Fahr­
!euge. 

1991 tobten welt­
. weit 46 Kriege 
Der Lweite Golfkrieg und 

der (immer noch nicht beende­
te) Bürger.rieg in Jugo,la"ien 
..,tanden im Mittelpunkt der 
Krieg,ereignisse des vergan­
genen Jahre,. In den Hinter­
gru nd gedröngt wurde dabei 
dIe Tat,ache. daß 1991 "eh­
weil in..,gesamt 46 Kriege ge­
fUhrt wurden. wie die Arbcits­
gel11ein ... chaft KriegsuTsachen­
forschung im In'titut für Poli­
tische Wissen,chaft der Uni­
versität Hamburg ermitlelte. 
Zwei Kriege randen in Europa 
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'tau. 15 in Arrika. ,ieben im 
ahen und Minieren Osten, 17 

'" ~,ien und fünr in Latein· 
ameri.a. Mit Ausnahme des 
seit 1990 andauernden Kon­
nikts /wi ... chen Annenien und 
A,erbaidschan sind dabeI die 
... tufenwcise steigenden Natio­
nalitätenkonnikte in der ehe­
maligen Sowjetunion noch 
nicht einmal berücksichtigt. 
Vier Kriege wurden im ver­
gangenen Jahr neu begonnen. 
acht konnten dagegen beendet 
werden, unter ihnen die jahr­
zehnte langen Kriege in Äthio­
pien und Angola. die Hundert­
tausende von Toten und Mil­
lionen von Flüchtlingen geror­
dert haben. Die überwiegende 
Mehrheit der Kriege fand im 
Innern der Staaten statt, wobei 
der Anteil der Auseinander.et­
lungen um Sezession und Au­
tonomie weiter lugenommen 
haI. Zwi,chen'taatliche Krie· 
ge oder solche unter Beteili­
gung von Driumtichten gin­
gen, wie schon in den Vorjah­
ren, weiter zurück. 

(df) 

Ein Zehntel für 
Nahrungsmittel­
produktion un­

brauchbar gemacht 
Seit Ende des Zweiten WelL­

krieges hat die Men,ehheit 

mehr al, ein Zehntel der Erd­
oberfläche - da, ent'pricht der 
Größe von Indien und China 
/uliammen - für die Nahrungs­
millelproduktion unbrauchbar 
gemacht. In einem Ende April 
in Ne" York veröfrentlichten 
Bericht äußert das U O-Um­
weIL programm (UNEP) die 
Sorge, daß mit einem An­
wach,en der Wehbevölkerung 
von jet!t 5.5 aur ,ehn Milliar­
den Menschen bi, 2050 der 
Mangel an landwirtschaftli­
cher FlUche /u einer wehwei­
ten ahrungsmittelknappheit 
führen wird. 

Nach dem Bericht sind zu 
etwa gleichen TeIlen . berwei­
dung. unwirtschaftliche An­
bau methoden und Kahlschlag 
in den Wäldern verantwol11ich 
für dIe Flächenzerstörung. 
Hin/u kämen Umwelt ver­
schmutlung und /unehmende 
Besiedelung. Jedes Jahr gehen 
allein in Asien 453 Millionen 
und in Afrika 321 Millionen 
Hektar Boden für die landwirt­
schaftliche Nutzung verloren . 

(df) 

Neue Seenot­
rettungsstation 

der DGzRS 
Ihren 47. Stüt7punkt hat die 

Deutsche Gesellschaft zur 
Rellung Schiffbrüchiger An-



fang Mai 1992 mit der Ein­
richtung der Station Uecker­
münde in Mecklenburg-Vor­
pommern in ßClrieb genom­
men. Die Rettungsstation steht 
unter der Leitung von Vor­
mann Manfred Fastnacht und 
verfügt über eine acht Mann 
starke Besatzung von freiwil­
I igen RCllungsmännern. Das 
bislang auf der Doppelstation 
Maashoitn beheimatete See­
notrettungsboot "Trient je" 
wurde nach Ueckermünde­
Kamigkrug verlegt. Ein Mate­
rial- und Wach-Container wird 
dort in Kürlc seiner Bestim­
mung übergeben. Im Zuge des 
laufenden Neubauprogramms 
ist geplant. zu einem späteren 
Zeitpunkt eines der schnellen 
8,5-m-Seenotrettungsboote in 
Ueckermünde zu stationieren. 

Arbeitsgruppe 
"Chemische 

Kampfstoffe in 
der Ostsee" 
konstituiert 

Bundesverkehrsmi nister 
Dr. Günther Krause hm eine 
Arbeitsgruppe eingesetzt, die 
den Gesamtkomplex der che­
mischen Kampfstoffe in der 
Ostsee aufarbeiten soll. In der 
Arbeitsgruppe sind Experten 
des Bundes sowie der Länder 
Schleswig-Holstein und 
Meck lenburg- Vorpommern 
vertreten. 

Die konstituierende Sitzung 
fand Anfang Mai in Hamburg 
im Bundesamt für Seeschiff­
fahrt und Hydrographie, dem 
zugleich die Federführung 
über die Arbeitsgruppe über­
tragen wurde, statt. 

Der Schwerpunkt der Arbei­
ten soll auf folgenden Sachge­
bieten liegen: 
- Die Einbringungsgebietc für 

chemische Kampfstoffe sol­
len vollständig erfaßt und 
detailliert aufgeschlüsselt 
werden. 

- Die Kampfstoffe sollen che­
misch charakterisiert und ihr 
Verhalten im marinen Mi­
lieu erneut untersucht wer­
den. 

- Das Gefahrenpotential soll 
abgeschätzt und Maßnah­
men zur Bekämpfung der 

eventuell von den Kampf­
stoffen ausgehenden Gefah­
ren entwickelt werden. 
In der ersten Arbeitsgrup­

pensitzung wurde insbesonde­
re die Frage einer von den che­
mischen Kampfstoffen ausge­
henden unmittelbaren Gefahr­
dung von Mensch und Umwelt 
behandelt. Unter Beachtung 
vorliegender Sicherheitshin­
weise für Fischer ist nach der­
zeitigem Kenntnisstand der 
Arbeitsgruppe keine unmittel­
bare Gefahrdung durch in aus­
reichender Tiefe versenkte 
Kampfstoffe gegeben. Die 
Bund/Lände r -Arbei t sg ru ppe 
wird bereit!> im Herbst dieses 
Jahres ihren umfassenden Ab­
schlußbericht vorlegen. 

Sechs Tote bei Hub­
schrauberabsturz 
Beim Absturz eines Hub­

schraubers am 16. Mai 1992 in 
der Nähe von Peine kamen alle 
sechs Insassen ums Leben. Die 
vier Männer und Iwei Frauen, 
die von Hannover aus zu ei­
nem Flug nach Magdeburg ge­
Martet waren, starben noch an 
der Unglücksstelle. Der Hub­
schrauber fing sofort Feuer 
und brannte völlig aus. Die 
Absturzursaclte ist ungeklärt. 

(Foto: dpa) 

Betäubungsmittel 
im Rettungsdienst 

Mit dem Entwurf einer 
Änderung zur Betäubungs­
mittel- Verschreibungsverord­
nung wurde den Forderungen 
der otarltverbände lind 
Retlungsdienstorganisationen 
endlich stattgegeben, daß in 
Zukunft personen unabhängig 
Betäubungsmittel für den Be­
darf im Rettungswesen ver­
ordnet werden können. 

Der Änderungsentwurf ent­
hält wesentliche Regelungen, 
die der Artneimittelsicherheit 
im Bereich der präklinischen 
Notfallversorgung lugute 
kommen. 

I. Die Vorschriften für das 
Verschreiben des Bedarfs 
an Betäubungsmitteln für 
EinriChtungen des Ret­
tungsdienstes entsprechen 
denjenigen. die für die Ver­
sorgung mit Arzneimitteln 
für den Stationsbedarf eines 
Krankenhauses gelten. 

2. Der jeweilige Träger bzw. 
die Organisation des Ret­
tungsdienstes hat einen 
Arlt zu beauftragen, der die 
benötigten Betäubungsmit­
tel verordnet und monatlich 
eine Prüfung der Bestände 
durchführt. Dieser Am ist 
für den BeWubungsmiuel-

verkehr in seinem Organi­
sationsbereich verantwort­
lich. 

3. Der behandelnde Arzt (= 
olar/t) ist lur Dokumen­

tation des Verbleibs und Be­
standes der Betäubungsmit­
tel verpflichtet. 

4. Der Träger b/w. die Orga­
nisation des Rettungsdien­
stes hat einen Apotheker zu 
beauftragen, der die Betäu­
bungsmittel mindestens 
halbjährlich auf einwand­
freie Beschaffenheit sowie 
ordnungsgemäße und si­
chere Aufbewahrung über­
prüft. 

Mit diesen Maßnahmen 
wird erstmals bundesrechtlich 
die verantwortliche Einbin­
dung von Ämen und Apothe­
kern in die Arzneimittelver­
sorgung des Rettungsdienstes 
festgeschrieben. 

Der Malteser-Hilfsdienst 
(MHD) hat in den vergange­
nen Jahrcn mit dem Aufbau 
seines Referates "Arznei mit­
telwesen'·, mit der Fachfunkti­
on der .. Apotheker" und einer 
Dienstanweisung .. Umgang 
mit Arzneimitteln im MHD" 
diesen. gesetzlichen Vorschrif­
tcn Rechnung getragen und da­
mit Maßstäbe rur die Arznei­
mittelsicherheit im Bereich 
des Rettungswesens gesetzt. 
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Neuer Kranwagen 
bestand erste Bewährungsprobe 

Seit Märl dieses Jahres ver­
fügt die Feuerwehr Fulda über 
einen neuen Krupp-Teleskop­
AII-Terrain-Kran Typ KMK 
3030-F. Die Beschaffung die­
ses Kranwagens wurde drin­
gend erforderlich, da der bis­
herige Kranwagen - KW 16 -
mit einem Aher von 30 Jahren 
den Einsatzanforderungen 
nicht mehr gerecht werden 
konnte. 

computer-Virus 
Michelangelo 

Das Bundesamt für Sicher­
heil in der Informalionstech­
nik (BSI) hane Mine Februar 
1992 vordem Computer-Virus 
M ichelangelo gewarnt Zur 
Unterstützung betroffener Be­
nutzerwurde vom BSI eine Te­
lefon-Hotline angeboten. Auf­
grund regen Zuspruchs konnte 
dadurch eine erste Hilfestel­
lung gegeben werden. 

Als vorläufiges Ergebnis 
der frühzeitigen Warnung 
bleibt fe,lZuhahen : Bis zuTT\ 
Abend des 5. März waren dem 
BSI sowie den Viren-Testzen­
tren der Universitäten Harn­
burg und Karlsruhe rund 1000 
Rechner als infizien gemeldet 
worden. Am Freitag, dem 6. 
März, wurden bundesweit 

Kurz nach der Indien>!Slel­
lung konnte das neue Gerät 
seinen Einsatzwert bewei~en : 

Durch einen Zusammenstoß 
mit einem Pkw hane ein Lkw 
eine Doppelleitplanke durch­
brochen und drohte umzustür­
len. achdem der KW 30 in 
Stellung gebracht und abge­
stützt war, wurde die Zugma­
MOhine mit Haheschlingen ge­
sichen. Nun wurde die Leit-

rund 50 Rechner gerneidet, bei 
denen der Michelangelo-Virus 
Festplanen gelöscht hane. 
Etwa die gleiche Anzahl kam 
bis Montag hinlu. Geht man 
von einer erfahrungsgemäß 
hohen Dunkejziffer nicht ge­
meldeter Vorfalle au" so ist 
davon auszugehen, daß bun­
de,weit bei mindestens 10000 
Rechnern der Virus aufgrund 
der Warnmeldungen noch 
rechlZeitig enldeckt wurde, so 
daß am 6. März nur bei ca. 500 
bis 1000 Rechnern eintalsäch­
lieher. Druenverlusl eingetre­
ten sein dürfte. 

Durch die ausführliche Be­
richterstattung in den Medien 
wurden schon im Vorfeld vie­
le Anwender gewarnt, die 
dann mit aktuellen Viren­
Suchprogrammen erfolgreich 
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planke mit Schneidbrenner 
und Trennschleifer entfernt 
Durch Anbringen eine, Hahe­
bandes an der Vorderachse 
konnIe der Maschinenwagen 
auf die Fahrbahn gehoben wer­
den. Als nächstes wurde der 
Anhänger angehoben, auf die 
Fahrbahn gestelh und abgesi­
ehen. 

auf Michelangelo-Jagd gin­
gen . Ferner haben manche Be­
nutzer vorsichtshalber das Sy­
stem-Datum ihres Rechners 
vorgestellt oder ihn am Freitag 
erst gar nicht eingeschahet -
womit sie allerdings bei einer 
unenldeckten Infektion das 
Problem lediglich in die Zu­
kunft verlagen haben. 

Als positiver Nebeneffek1 
der Berichter.,tanung in Pres­
se, Funk und Fernsehen i>! im 
übrigen LU vermerken, daß die 

otwendigkeit einer aktuellen 
Datensicherung vielen Benut­
zern drastisch vor Augen ge­
fühn wurde. Zudem wurden 
bei der Suche nach "Michelan­
gelo" auch eine Reihe anderer 
Computer-Viren noch frühzei­
tig entdeckt 

( .. Innere Sicherheit" 2/92) 

Ein elektronischer 
Lotse hilft im Nebel 

Überhöhte Geschwindig­
keit bei Nebel und schlechter 
Sicht ist die Ursache zahlrei­
cher Auffahrunfalle, die sich 
alljährlich in den Herbst- und 
Wintermonaten auf den AulO­
bahnen ereignen. Seit 1991 gih 
daher bei einer Sichtweite von 
50 Metern generell Tempo 50 
auf deutschen Straßen. Ein 
neuaniges ebel-Abstands­
meßsystcm. das von einer 
namhaften FimHl entwickelt 
wurde, soll Autofahrern künf­
tig Informationen über Sicht­
weite und Hindernisse über­
mitteln und sie vor unange­
messener GeSChwindigkeit 
warnen. Slan auf Radarsyste­
me setzt man auf einen Infra­
rot-Laser, der in der SIOßstan­
ge oder im Wageninneren an­
gebracht werden soll. Das 
Gerät sendet kurze Impulse 
von Infrarot-Licht aus, die den 

ebel leichter durchdringen 
als sichtbares Licht Zu ver­
schiedenen Zeitpunkten ennit­
teh dann ein Empfanger den 
Anteil des zurückgeworfenen 
Lichts: Je länger es unlerwegs 
war, desto weiter ist ein Hin­
dernis noch entfernt Anders 
als ein Radargerät vermag das 
InfrarOl-Meßsystem auch die 
miniere Sichtweite zu errech­
nen, denn 7um Teil wird das 
ausgesendete Infrarot-Licht 
auch durch Nebel zurückge­
streut. und dieses RückSlrahl­
signal erlaubt es, die Ein­
schrlinkung der Sichtweite für 
den Bereich des sichtbaren 
LichlS zu ermiueln. Mehrere 
Ein7elsysterne nebeneinander 
gewährleisten, daß eine breite 
Fläche vor dem Fahrzeug ab­
getastet wird; dabei gih es. 
Schlinger- und Kurvenbewe­
gungen zu berücksichtigen, 
bei denen ein Hindernis vor­
übergehend aus dem "Blick­
feld" verschwinden kann. Ab 
Mine 1994 soll das neue Gerät 
in die Serienproduktion gehen. 

(d!) 



Ka,1-Ludwig Haedge 

Schutz der 
Bevölkerung 

nach der Vereinigung 
Deutschlands 

Einleitung 

In den letzten zwei Jahren haben 
epochale, nicht nur Europa, sondern 
in gewisser Weise die Welt erfassen­
de Veränderungen stattgefunden. 
Das nationalstaatliehe Machtdenken 
hat sich im Bereich Mitteleuropa 
mehr zum kooperativen Miteinander 
der Staaten entwickelt. Diese Ent­
wicklung ist weder abgeschlossen 
noch krisenstabi!. Immerhin hat die­
se Entwicklung die Wiedervereini­
gung Deutschlands und die Selbst­
auflösung des Warschauer Paktes 
bewirkt, um nur diese Eckdaten zu 
nennen. 

Die politischen Veränderungen in 
Mittel- und Osteuropa sowie die Auf­
lösung des Warschauer Vertrages ha­
ben die militärische Bedrohung des 
Westens drastisch reduziert; der kal­
te Krieg wurde beendet, und die si­
cherheitspolitische Lage hat sich ent­
schärft. Bis vor kurzem noch einzu­
kalkulierende Sicherheitsrisiken be­
stehen in dieser Art kaum noch. Die 
KSZE-Staaten haben auf der Grund­
lage ihre Pariser Beschlüsse von 
1990 mit dem Abbau ihrer Truppen 
begonnen. Die KSZE-Nachfolgekon­
ferenz in Helsinki 1992 wird zu einer 
neuen, auf Kooperation aufgebauten 
Ordnung und Sicherheit für alle Teil­
nehmerstaaten beitragen. Zudem ha­
ben die ehemalige Sowjetunion bzw. 
Rußland und die anderen Kernwaffen 
besitzenden Staaten der GUS und die 
USA weitergehende Abrüstungsvor­
schläge ihres nuklearen Potentials 
vorgelegt, die Ende Januar 1992 wie­
derum erweitert wurden. Das alles 
führt dazu, daß heute vorsätzliche 
Aggressionen gegen die BRD und an­
dere NATO-Staaten eher nicht als 
kaum noch denkbar erscheinen. 

Dies wird insbesondere auch sinn­
fällig durch die Konstituierung des 

"Nordatlantischen Kooperationsra­
tes", des neuen gemeinsamen Gre­
miums der NATO und der mittel- und 
osteuropäischen Staaten, die auf der 
letzten NATO-Jahrestagung kurz vor 
Weihnachten 1991 erfolgte. In die­
sem Kooperationsrat haben sich die 
bisherigen 16 NATO-Mitglieder und 
nunmehr auch die Tschechoslowa­
kei, Polen, Ungarn, Rumänien, Bul­
garien sowie Lettland, Estland und li­
tauen zusammengefunden. 

Inzwischen sind zehn GUS-Staa­
ten ebenfalls Mitglieder des NATO­
Kooperationsrates. Die General­
stabschefs dieses Rates trafen sich 
im Frühjahr 1992. Das Ergebnis die­
ses Treffens war, daß die Generale 
aus dem Osten von der NATO Hilfe 
für den Umbau ihrer Streitkräfte nach 
westlich-demokratischem Vorbild er­
baten, wozu die NATO bereit war. In­
zwischen haben die Verteidigungsmi­
nisterder NATO, der GUS und der an­
deren osteuropäischen Staaten die­
se erbetene "Umbauhilfe" auch ver­
traglich vereinbart. 

Der "Open-skies-Vertrag" wurde 
im März 1992 von 24 Staaten ge­
schlossen, darunter die USA und die 
GUS-Staaten. Damit ist erstmals eine 
Rüstungskontrollvereinbarung zu­
standegekommen, die - über "Euro­
pa zwischen Atlantik und Ural" hin­
aus - das gesamte KSZE-Territorium 
von Vancouver bis Wladiwostok er­
faßt. 

Mit allen Staaten des ehemaligen 
kommunistischen Blocks hat 
Deutschland Freundschafts- und 
Nachbarschaftsverträge abge­
schlossen. Der START-Vertrag zwi­
schen den USA und den vier Sowjet­
republiken mit Atomwaffen (Rußland, 
Weißrußland, Ukraine, Kasachstan) 
steht im Mai 1992 vor dem Abschluß. 

Diese für die NATO und Deutsch­
land positive Entwicklung hält trotz 

einiger Irritationen, die angesichts 
des historischen, gewaltigen Um­
wandlungsprozesses in Osteuropa 
bis hin nach Asien nicht verwundern 
dürfen, im Trend prinzipiell an. 

Die so skizzierte Entwicklung wirkt 
nicht nur auf den militärischen Be­
reich , sondern auch in den Bereich 
der zivilen Verteidigung. In ihm 
kommt dem Zivilschutz, das sind 
Maßnahmen zum Schutz der Bevöl­
kerung, wegen ihrer unmittelbaren 
Auswirkung auf den Bürger zentrale 
Bedeutung zu. Daher erscheint es ge­
rechtfertigt, den Zivilschutz an die 
geänderten sicherheitspolitischen 
Gegebenheiten anzupassen, das fol­
gert der für zivile Verteidigung und Zi­
vilschutz zuständige Bundesminister 
des Innern. 

Das setzt eine neue Definition der 
äußeren Risiken voraus, gegen die 
auch zivile Vorkehrungen erforderlich 
sind. 

Risiken und mögliche daraus 
resultierende Gefährdungen 

Risiken in Stichworten: 
- Verbleibende substantielle militäri­

sche Fähigkeiten als Folge noch 
vorhandenen über reine Verteidi­
gungszwecke hinausgehenden Mi­
litärpotentials. 

- Kritische ökonomische und ökolo­
gische Situationen. 

- Möglichkeit der Terrorisierung des 
Krieges in Form von außereuropäi­
schen und global möglichen An­
schlägen, die die Grenzen zwi­
schen Front und Hinterland verwi­
schen'). 

- Ethnische und soziale Probleme. 
- Gewalttätiger Nationalismus, der 

den Charakter militärischer Konflik­
te annimmt, was die jüngste Ent­
wicklung in Südosteuropa zeigt. 

Diese Risiken bergen kaum noch 
eine vorsätzliche Aggression ehema­
liger Gegner in sich als vielmehr eine 
Bedrohung unter Einsatz militäri­
scher Mittel als Folge von Instabilitä­
ten oder staatsterroristischen oder 
terroristischen Anschlägen21. 

Welche Gefährdungen 
könnten aus der Sicht des 
Zivilschutzes auftreten? 

- Einer noch nicht völlig auszu­
schließenden, aber sehr unwahr­
scheinlichen militärischen Ausein­
andersetzung würden monatelan­
ge Vorwarnzeiten vorausgehen. 
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- Die erreichte und künftig sich stei­
gernde Zielgenauigkeit militäri­
scher Kampfmittel, zum Beispiel 
unbemannter Flugkörper als das 
Mittel der Wahl, und dosierte Wir­
kung auf das jeweilige Ziel begren­
zen Kollateralschäden an Mensch 
und Matenal31. Szenarios, wie sie im 
letzten Krieg noch strategisch ge­
wollt waren und mit "Dresden Fe­
bruar 1945" beschrieben werden, 
mit der Folge verheerender, 
großflächiger Zerstörungen und 
schlagartiger Tötung Zehntausen­
der von Menschen gehören der Ver­
gangenheit an. 

- Es festigt sich bezüglich der Kriegs­
wirkungen die von Militärs und Po­
litikern seit längerem vertretene 
Auffassung, ABC-Waffen als politi­
sche Waffen anzusehen. Fachleute 
sehen im Verlauf des Golfkrieges 
eine weitere Bestätigung dieser 
Auffassung. Die Auswirkungen des 
Tschernobyl-Unglücks weisen ra­
tional ebenfalls in diese Richtung41. 

- Bei Einsatz moderner zielgenauer 
Waffen tritt ein neues Phänomen 
auf, das für alle modernen Indu­
striegesellschaften gilt: Durch ziel­
genau mögliche Zerstörung der 
Schaltzentren einer stark vernetz­
ten Industriegesellschaft tritt eine 
folgenschwere Lähmung der Wirt­
schafts- und Lebensabläufe ein. 
Unterbrechung des Verkehrs, der 
Wasserversorgung, der Versorgung 
mit lebenswichtigen Gütern führen 
in einer von gut funktionierenden 
technischen Hilfsmitteln abhängi­
gen Gesellschaft binnen kurzem zu 
chaotischen Zuständen, mit denen 
heute die Menschen nicht mehr fer­
tig werden könnenSI. Die relativ 
harmlose Schneekatastrophe in 
Schleswig-Holstein zeigte dies be­
reits. 

Dombrowski/Glass vergleichen 
ein solches vorstellbares und auch zu 
erwartendes Geschehen mit "unge­
heuren atom- und chemiekriegsglei­
chen Verheerungen ohne - versteht 
sich - die radioaktiven und toxischen 
Folgen. Dem wird man folgen können 
und müssen. Beide sehen in den 
modernen Industriegesellschaften 
"hochmoderne Mehrfachsprengkör­
per" . 

Es wird auch zunehmend deutlich, 
daß derartige Schadensbilder die 
Grenzen der traditionellen Unter­
scheidung nach Kriegs- und Frie­
denskatastrophen verwischen oder 
gar aufheben. 
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Weitere Prämissen für einen 
künftigen Zivilschutz 

- Die auf Sicherung des Friedens, Er­
halt der Freiheit und des Rechts so­
wie das Zusammenwachsen Euro­
pas gerichtete Politik Deutschlands 
wird sich nicht ändern. 

- Bündnisverpflichtungen bleiben 
bestehen. Sie unterliegen dem 
Wandel, wie er sich auf der Londo­
ner Konferenz von 1990 und der 
NATO-Frühjahrstagung 1991 
ankündigte und inzwischen weiter 
entwickelte. 

- Von den internationalen Vereinba­
rungen zum Schutze der Zivilbevöl­
kerung wie dem Genfer Abkommen 
von 1949 und den Zusatzabkom­
men I und 11 von 1977 gehen weiter 
positive Signale aus. 

- Die KSZE soll vertieft und zum 
kraftvolleren Krisenvermeidungsin­
strument ausgebaut werden. 

- Im engeren Bereich des Schutzes 
der Bevölkerung, dem Zivilschutz, 
ist für dessen Fortentwicklung da­
von auszugehen: 

• Ausgangspunkt aller staatlichen 
Vorsorge ist und bleibt die "Selbst­
hilfe der Bevölkerung" oder wie es 
das Basisgesetz des Zivilschutzes, 
das Zivilschutzgesetz, ausdrückt: 
Behördliche Maßnahmen erg ä n -
zen die Selbsthilfe der Bevölke­
rung. 

• Ferner wird der Grundsatz einer 
einheitlichen Gefahrenab­
wehr in Frieden und Krieg, 
den das "Gesetz über die Erweite­
rung des Katastrophenschutzes" 
expressis verbis aufstellt, der aber 
auch im ZivIlschutzgesetz enthal­
ten ist, aufrechterhalten. 

• Schließlich hängen alle Maßnah­
men zum Schutz der Bevölkerung 
auch von den finanziellen Ressour­
cen des Staates ab. Neue und er­
weiterte Staatsaufgaben im Zu­
sammenhang mit der Wiederverei­
nigung aber auch mit Hilfe im in­
ternationalen Bereich begrenzen 
die finanziellen Möglichkeiten. Zu­
sätzliche Mittel für den künftigen Zi­
vilschutz scheiden mithin aus61 . Im 
Gegenteil: Äußerste Sparsamkeit 
Ist auch in diesem Bereich dringend 
angezeigt, was sich inzwischen aus 
der mehr als angespannten Haus­
haltssituation Deutschlands un­
schwer ableiten läßt. Die Sparap­
pelle des Bundeskanzlers und die 
besorgten einschlägigen Äußerun­
gen seitens der EG weisen auf die 
bedrohliche Situation bel uns hin. 

Konsequenzen aus Risiken, 
möglichen Gefährdungen und 
anderen Prämissen für einen 
zukünftigen Schutz der 
Bevölkerung, den Zivilschutz 

Nachdem die politischen Verände­
rungen, die bestehenden Risiken, 
mögliche Gefährdungen und weitere 
Prämissen dargelegt wurden, werden 
anschließend die Konsequenzen dar­
aus für den Schutz der Bevölkerung 
in der Zukunft erörtert. 

Das geschieht in Anlehnung an die 
sieben Aufgabengebiete des Zivil­
schutzes, die in der Bundesrepublik 
Deutschland bisher zu verwirklichen 
waren. Die bisher bekannt geworde­
ne Auffassung des Bundesministers 
des Innern und der Länder zum künf­
tigen Schutz der Bevölkerung wird 
berücksichtigt, abweichende Auffas­
sungen werden nicht verschwiegen. 

Zunächst aber wird eine Forderung 
an den militärischen Bereich erho­
ben. Das geschieht auf dem Hinter­
grund der Verhandlungen über Abrü­
stung und Reduzierung der Truppen­
stärken auf ausschließliches Verteidi­
gungsniveau: 

Priorität bei künftigen militärischen 
Planungen müssen die Maßnahmen 
genießen, die geeignet sind, die Ab­
wehr von bemannten und unbe­
mannten Flugkörpern an den Gren­
zen zu bewerkstelligen. Entspre­
chende Forschungen zu diesem 
Komplex müssen die gleiche Priorität 
erhalten. 

Diese Forderung ist angesichts 
des Schutzes der Bevölkerung ele­
mentar und folgerichtig. Realisie­
rungsmöglichkeiten bestehen, was 
das Forum "Neue Technologien für 
die Entwicklung von Waffen und Mu­
nition" der Deutschen Gesellschaft 
für Wehrtechnik Anfang März 1991 
belegen konnte. 

Ferner ist ein verstärkter Einsatz 
der Bundeswehr bei Katastrophen im 
Frieden zu fordern. Dieser Einsatz 
darf nicht nur auf den nationalen Be­
reich beschränkt bleiben. So ist künf­
tig sicherzustellen, beispielsweise 
Pioniereinheiten mit ihrer hervorra­
gend vielseitig verwendbaren Aus­
stattung bei Erdbeben und anderen 
Katastrophen überall im Ausland und 
nicht etwa nur im NATO-Gebiet ein­
zusetzen. 

In diesem Zusammenhang ist an 
Beispiele in anderen Ländern zu erin­
nern, die insoweit eine Vorreiterrolle 
übernommen haben. Sie haben zur 
Stärkung der friedensmäßigen Ge­
fahrenabwehr ihren Streitkräften 
"Einsatz- und Bewährungsmöglich-



keiten" geschaffen. In der Schweiz 
und in Schweden ist der Auftrag des 
Militärs, um die Aufgabe im Frieden 
bei der Katastrophenbekämpfung 
mitzuwirken, erweitert worden, mit 
dem Ergebnis, daß dadurch auch ein 
Motivationsschub bei den Soldaten 
erreicht werden konnte. Und wer un­
sere Soldaten der Bundeswehr bei 
Katastropheneinsätzen über Jahre 
bis hin zur vorbildlichen Betreuung 
der Übersiedler verfolgt hat, muß zu­
geben, daß sie dabei engagiert waren 
und Hervorragendes geleistet haben. 

Warum nicht bei der voraussicht­
lich restriktiven Entwicklung im Be­
reich des erweiterten Katastrophen­
schutzes (s. w.) einen Ausgleich 
durch den Einsatz der Bundeswehr 
und auch des Bundesgrenzschutzes 
suchen und ihn gleichzeitig über die 
Amtshilfe hinaus in~titutionalisieren, 
natürlich mit entsprechender gesetz­
licher Grundlage? 

Nur beispielhaft ist in diesem Zu­
sammenhang auf gblt ausgerüstete 
und ausgebildete ABC-Einheiten der 
Bundeswehr zu verweisen, die im 
Rahmen der Empfehlungen für Maß­
nahmen bei Satellitenabstürzen, aber 
auch bei anderen Gefahrensituatio­
nen (Tschernobyl), eingesetzt werden 
können. 

Zu nennen ist ferner die generelle 
Verstärkung des Brandschutzdien­
stes im Katastrophenschutz durch 
die zahlreichen Feuerwehren aus 
dem Bundeswehrbereich. 

Daß die Einbeziehung der Bundes­
wehr (auch des Bundesgrenz­
schutzes) vernünftig und auch sach­
lich begründet ist, wird von den Ver­
antwortlichen für die Abwehr von 
Friedenskatastrophen, den Ländern, 
ganz offensichtlich bejaht. In der 
Kurzkommentierung des baden­
württembergischen Katastrophen­
schutzgesetzes 7) wird dazu ausge­
führt: 

"Die Erfahrungen des Verlaufs der 
Friedenskatastrophen der letzten 
Jahre haben gezeigt, daß dem Ein­
satz von militärischen Kräften zur 
Bekämpfung zentrale Bedeutung zu­
kommt," 

Der ehemals zuständige ,Kata­
strophenschützer Hamburgs"a\ führt, 
nachdem er auf die "nur" Zweitfunk­
tion der Bundeswehr bei der Kata­
strophenbekämpfung hingewiesen 
hat, aus: " . .. aber feststeht doch, 
daß die Bundeswehr bei der Kata­
strophenabwehr je nach Anlaß und 
Lageentwicklung hilfreich bis unver­
zichtbar ist." Sein Urteil endet: "Die 
Bundeswehr ist ein wesentlicher Fak­
tor bei der Katastrophenabwehr. " 

Ein früherer Staatssekretär des 
Bundesministeriums der Verteidi­
dung plädiert ebenfalls für einen Ein­
satz unserer Bundeswehr im Rahmen 
der friedensmäßigen Katastrophen­
abwehr.g

) Er sagt hierzu: 
"In unserem Gemeinwesen gibt es 

für eine Armee schon im Frieden 
manche MögliChkeiten sinnvoller 
friedlicher Betätigung. Wenn man al­
lein an Naturkatastrophen (Erdbeben, 
Waldbrände, Flutkatastrophen usw.) 
denkt, so ergibt sich eine ganze Pa­
lette von Aufgaben, die die Streitkräf­
te dank ihrer Ausbildung und Ausrü­
stung hervorragend übernehmen 
können. Ich erinnere in bezug auf die 
Bundeswehr an die Flutkatastrophe 
an den Nordseeküsten im Jahre 
1962, an die schweren Waldbrände, 
die wiederholt in Niedersachsen und 
anderen Bundesländern wüteten, so­
wie an die humanitäre Hilfe der Bun­
deswehr anläßlich der Erdbeben in 
Italien, in Marokko und in anderen 
Ländern. Hinzu kommt die Unterstüt­
zung durch die Bundeswehr, insbe­
sondere durch die Luftwaffe, bei Hun­
gerkatastrophen, erst in den letzten 
Jahren wieder in Äthiopien und im 
Sudan, wo in erheblichem Umfang 
Lebensmittel und andere Hilfsgüter in 
die not lei den den Gebiete transpor­
tiert wurden. 

Bei den genannten Hilfseinsätzen 
im In- und Ausland hat es leider im­
mer wieder Tote und Verletzte gege­
ben. Auch das sollte man bei der Be­
wertung und Betrachtung der frie­
densmäßigen Einsätze berücksichti­
gen. Auch im Frieden ist der Einsatz 
des Soldaten keineswegs gefahrlos. 
Das gilt auch für die Wehrpflichtigen. 
Das gibt ihm aber auch seine Würde, 
verlangt jedoch den Dank derjenigen, 
in deren Namen oder zu deren Gun­
sten der Einsatz erfolgt. Das gleiche 
gilt sinngemäß für Zivildienstleisten­
de." 

Diesen drei Meinungen ist nichts 
hinzuzufügen, außer, sie sollten 
schnellstmöglich realisiert werden. 
Was wäre es beispielsweise für eine 
vertrauensbildende Maßnahme ge­
wesen, wenn eine oder zwei gut aus­
gerüstete und ausgebildete Pionier­
einheiten der Bundeswehr im Erdbe­
bengebiet von Armenien Hilfe gelei­
stet hätten. 

Was für die Bundeswehr hier aus­
geführt wurde, ist mutatis mutandis 
auch auf den Bundesgrenzschutz zu 
übertragen. Prinzipiell stand die Bun­
deswehr solchen Einsätzen immer 
schon positiv gegenüber. Für eine In­
stitutionalisierung und Schaffung 
entsprechender Rechtsgrundlagen 

der Mitwirkung im Katastrophen­
schutz bei Einsätzen im Frieden 
spricht somit alles; Ressortegoismus 
und Eifersüchteleien dürfen nicht hin­
derlich sein, zumal jetzt, wo finanziel­
le Zwänge höchste Optimierung bei 
der Bewältigung von Katastrophen 
jeder Genese unerbittlich fordern. 

Der künftige Schutz der 
Bevölkerung 

Seit den achtziger Jahren wird 
über den Zivilschutz diskutiert, was 
auf den einstimmigen Beschluß des 
Bundestages von Juli 1980 zurück­
geht. Einen vorläufigen Abschluß hat­
te die Diskussion durch das am 1. Fe­
bruar 1990 in Kraft getretene Kata­
strophenschutzergänzungsgesetz 
gefunden. Sie ist durch die dramati­
sche Veränderung der Weltlage infol­
ge der deutschen Einigung, der Auf­
lösung des Warschauer Paktes, den 
sich fortsetzenden Demokratisie­
rungsprozessen in Osteuropa und 
nicht zuletzt durch den im August 
1991 fehlgeschlagenen Putsch in der 
Sowjetunion gegen die Perestrojka 
neu belebt worden. Damals wie jetzt 
ist die Diskussion an hand der sieben 
Aufgabengebiete des Zivilschutzes 
geführt worden. 

Diese Erörterung versucht mögli­
che Konsequenzen für den Zivil­
schutz aus der eingetretenen sicher­
heitspolitischen Entwicklung und den 
damit unlösbar verbundenen redu­
zierten Bedrohungsannahmen aufzu­
zeigen und geht dabei, auch wegen 
der Vergleichbarkeit, wie eh und je 
von den bisherigen Aufgabengebie­
tim des Zivilschutzes aus. 

Warndienst 

Die Aufgaben des Warndienstes 
lassen sich kurz mit "Erfassen von 
bestimmten Gefahren und anschlie­
ßender Warnung der Bevölkerung" 
beschreiben. Die Warnung erfolgte 
durch Sirenen. Eine sichere Erfas­
sung von High-Tech-Kampfmitteln, 
mit der Folge, dann davor noch recht­
zeitig warnen zu können, erscheint 
aus vielerlei Gründen nicht mehr rea­
lisierbar. Demzufolge verlieren Sire­
nen als Mittel der Warnung im V-Fall, 
das zudem kostenaufwendig ist, 
ihren Sinn. Sie aufzugeben, ist aus V­
Fall-Gesichtspunkten angezeigt, zu­
mindest vertretbar. Zur Alarmierung 
von Feuerwehren im Frieden sind sie 
in andere Trägerschaft zu übergeben. 

V-Fall-Gesichtspunkte verlangen 
dagegen ein möglichst gesichertes 
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Informationssystem, an dem Ilear­
beitet wird, über den Rundfunk. Uber 
ihn können alle notwendigen Infor­
mationen an die Menschen gegeben 
werden, beispielsweise auch kurze 
Verhaltensanweisungen an die Be­
völkerung unter Nennung einer be­
stimmten Seite aus dem noch zu be­
handelnden • Vademecum" (s. 
Selbstschutz). 

Der bei der Sirenendiskussion ver­
wendete Hinweis auf den . Weckef­
fekt" der Sirenen wird überbewertet. 
In Krisenzeiten ist jedermann "hell­
wach" und verfolgt die Entwicklung 
gegebenenfalls mit Ablösung am 
Rundfunk. Der Golfkrieg in seiner An­
fangsphase lieferte dafür unzählige 
Beispiele. Überdies wird die Industrie 
alsbald nach Klärung und Entschei­
dung in der Sirenenfrage auch Rund­
funkgeräte mit Selbsteinschaltmög­
lichkeit oder Weckruf zu vertretbaren 
Preisen dann auf den Markt bringen, 
wenn für jedermann auch dessen 
Verwendung bei Friedenskatastro­
phen möglich ist. 

Der Warndienst verfügt ferner über 
ein Meßstellennetz zur Uberwachung 
der Radioaktivität. Es wurde seiner­
zeit für Verteidigungsfallzwecke ein­
geführt. Bereits zu Beginn der achtzi­
ger Jahre wurde es gegen anfängli­
chen heftigen Widerstand oberster 
Bundesbehörden auf Sensoren um­
gerüstet, die es ermöglichen, jede Er­
höhung der Gamma-Ortsdosis, die 
über die natürliche Umgebungs­
strahlung hinausgeht, zu erfassen 
und dies entweder selbstätig oder auf 
Abruf an Zentralen (Warnämter) zu 
übermitteln. 

Mit dieser Umrüstung war das 
Warndienstmeßsteliennetz, das zu­
nächst 1560 Meßstellen umfaßte, 
"friedensverwendungsfähig" im Sin­
ne von § 1 Abs. 2 Zivilschutzgesetz. 

Zur Zeit des Tschernobyl-Unfalls 
im April 1986 waren die neuen Meß­
sonden mit erweitertem Meßbereich 
zum Teil schon installiert. Das Warn­
amt V / Linnich wurde sofort beauf­
tragt, mit den betriebsbereiten neuen 
Sonden ständig die Verstrahlungsla­
ge festzustellen . Das war die Ge­
burtsstunde des wichtigen zweiten 
friedensbezogenen Standbeins des 
Warndienstes, das heute für den 
Warndienst äußerst Wichtig ist. 

Das im Meßbereich erweiterte 
Meßsteliennetz des Warndienstes 
wurde aufgrund eines Gutachtens 
der Schutzkommission beim Bun­
desminister des Innern auf 2000 
Meßstelien vergrößert. Es ist inzwi­
schen voll funktionsfähig und auch 
der wesentlichste Bestandteil des In-
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tegrierten Meß- und Informationssy­
stems zur Erfassung der Umweltra­
dioaktivität (IMIS) nach dem Strah­
lenschutzvorsorgegesetz, welches 
beim Bundesumweltministerium auf­
gebaut worden ist. 

Nach gewissen InterpOlationen in 
den alten Bundesländern und Aufbau 
in den neuen Bundesländern wird das 
Meßsystem insgesamt 2000 solcher 
Meßstelien umfassen. Zu diesem Be­
reich zählen auch noch zehn bei den 
Warnämtern stationierte nuklidspezi­
fische Meßfahrzeuge, welche die Nu­
klidzusammensetzung der auf dem 
Boden abgelagerten Radioaktivität 
ermitteln können. Dies ist wichtig, um 
zu erfahren, welche Nuklide etwa 
über die Nahrungskette von Mensch 
und Tierinkorporiert werden könnten. 

Abschließend muß darauf hinge­
wirkt werden, die Warnämter (WÄ) als 
Zentralstellen im rechnergestützten 
Meßsystem nicht - wie offenbar über­
legt wird - zu stark zurückzufahren. 
Eine begrenzte Konzentration mag 
erfolgen, sie darf Jedoch nicht so weit 
gehen, daß die Bevölkerung nicht 
mehr aus regionalen Zentren die sie 
betreffenden regionalen Informatio­
nen mit "gewissen Kommentaren" er­
hält. Die an läßlich von "Tschernobyl" 
gemachten Erfahrungen mit Lei­
tungsblockaden dürfen nicht verges­
sen werden. Bei regionalen Infozen­
tren (WÄ) kann solches vermieden 
werden. 

Zu bedenken Ist auch die psycho­
logische Seite einer Information in 
Gefahrenlagen. Der in solchen Ge­
fahrenlagen recht hilflose Mensch will 
ohne Zeitverlust die ihn regional be­
treffende Lage möglichst mit einer 
kurzen Kommentierung erfahren. In­
formationen "von weit ab" beruhigen 
ihn nicht und setzen den Anfang zu 
einer Reaktion , die in Panik enden 
kann. 

Es ist notwendig und auch ein Ge­
bot der Vernunft , im Katastrophenfall 
so nah wie möglich am Menschen zu 
bleiben, um ihm u. a. auch das Ge­
fühl zu geben, man kümmere sich um 
ihn. 

Daraus folgt, daß in den neuen 
Bundesländern etwa drei solcher 
Zentralste lien einzurichten und in den 
alten Bundesländern etwa sieben 
solcher Zentralen zu belassen sind. 
Die Zentrale im Bundesamt für Zivil­
schutz ist zur notwendigen Grundla­
genarbeit, zur Erstellung einheitlicher 
taktischer Verfahrensweisen und das 
Ministerium entlastender Führung 
des Gesamtapparats an sich selbst­
verständlich. 

Schutzraumbau 

Bis heute ist kein nennenswerter 
Schutz der Bevölkerung durch den 
Bau von Schutzräumen erreicht wor­
den. Daher wird dieser Bereich des 
Zivilschutzes angesichts seiner bis­
herigen Entwicklung, der weitrei­
chenden politischen Veränderungen 
und möglicherweise auch wegen der 
Verringerung von Kollateralschäden 
infolge der Waffenentwicklung als 
nicht mehr förderungswürdig ange­
sehen. Die noch im Bau befindlichen 
Objekte werden nach den bisherigen 
Bedingungen zu Ende geführt. 

Allerdings gibt es In dem Bereich, 
in dem Private freiwillig Schutzräume 
bauen wollen, auch künftig noch 
Bundeszuschüsse. Weil die Freiwil­
ligkeit nach wie vor stark gefragt ist, 
soll der mit der Weiterführung der Zu­
schüsse auch in d iesem Bereich "un­
vermeidbare Stilbruch" bezüglich der 
Freiwilligkeit vermieden werden. Das 
überzeugt insoweit, zumal Behör­
denschutzräume weiterhin errichtet 
werden sollen, da sie der Aufrechter­
haltung der Verwaltungs- und 
Regierungsfunktion zu dienen be­
stimmt sind. 

Gerade der Golfkrieg und der mit 
militärischen Mitteln geführte innerju­
goslawische Konflikt zeigen eindeu­
tig den sachlichen Nutzen von 
Schutzräumen im Grundschutz -
auch einen "schlankeren" . Die Mei­
nungsbildung führte dazu, Schutz­
räume im "neuen" Grundschutz, die 
auf freiwilliger Basis errichtet werden, 
weiter zu fördern. Jetzt müßten je­
doch die neu esten Erkenntnisse in 
die Förderungsbedingungen ein­
fließen . Sowohl der Golf- als auch der 
innerjugoslawische Konflikt haben 
gezeigt, daß die Raketenbedrohung 
im Vordergrund steht. Die Warnzeiten 
sind dermaßen geschrumpft, auch 
wenn alle Erkenntnisse des gesam­
ten Raketenfrühwarnsystems der 
NATO und Amerikas völlig uneinge­
schränkt zur Verfügung stünden, daß 
nur "echte Hausschutzräume" , die 
man . gleichsam über die Feuerwehr­
rutsche" erreichen kann, zu fördern 
wären. 

Unabhängig davon, daß zur Er­
höhung des freiwilligen Hausschutz­
raumes eine Förderung auch weiter­
hin erfolgt, werden künftig die bisher 
errichteten öffentlichen Schutzräume 
in verkehrs- und betriebssicheren Zu­
stand erhalten. 

Die Prüftätigkeit für Schutzraum­
einbauteile wird weitergeführt. Ein­
schlägige Forschungstätigkeiten auf 
dem Schutzbausektor zur Erhaltung 



und Erweiterung des technisch-wis­
senschaftlichen Sachverstandes 
werden weitergeführt - mit Sicherheit 
auch in Richtung der Vereinfachung 
der Technik und der Unterhaltungs­
maßnahmen. 

Schutz von Kulturgut 

Die Maßnahmen zum Schutz von 
Kulturgut beruhen auf der "Konventi­
on zum Schutz von Kulturgut bei be­
waffneten Konflikten" vom 14. Mai 
1954 (Haager Konvention), der die 
Bundesrepublik Deutschland durch 
.Gesetz zu der Konvention vom 14. 
Mai 1954 zum Schutz von Kulturgut 
bei bewaffneten Konflikten" vom 11 . 
April 1967 (i. d. F. v. 14. 8.1971) bei­
getreten ist. Es bestehen somit inter­
nationale Verpflichtungen zum 
Schutz von Kulturgut. 

Diese Schutzmaßnahmen beste­
hen in der Sicherungsverfilmung 
wertvoller, einmal nur vorhandener 
Archivalien (Gedächtnis einer Nation 
bzw. eines Volkes), der Langzeitein­
lagerung des so gewonnenen Film­
materials in Spezialbehältern im 
Oberrieder Stollen im Schwarzwald, 
der nach der Haager Konvention 
Sonderschutz genießt, und der 
Kenntlichmachung wertvoller Bau­
denkmäler einschließlich Ortsbildern 
mit dem international verbindlichen 
Kulturgutschutzzeichen. Dabei ent­
stehen vergleichsweise geringfügige 
Kosten. 

Alle Maßnahmen werden einver­
nehmlich zwischen Bund und län­
dern weitergeführt. Durch diese Maß­
nahmen wird mitgeholfen, in der Be­
völkerung ein Bewußtsein zu erzeu­
gen, außergewöhnliche kulturelle 
Werte durch pfleglichen Umgang da­
mit der Nachwelt zu erhalten. Natür­
lich haben einige Maßnahmen 
(Kenntlichmachung von Baudenk­
mälern und Ortsbildern) friedens­
mäßigen Nutzen infolge ihres touristi­
schen Werbeeffekts. 

Aufenthaltsregelung 

Sie bedeutet eine Regelung über 
das Verlassen oder Betreten des Auf­
enthaltsortes oder bestimmter Ge­
biete bzw. eine vorübergehende Eva­
kuierung besonders gefährdeter Ge­
biete im Falle von Angriffen. Durch die 
eingetretene politische Entwicklung 
sind die damit zusammenhängenden 
Hauptprobleme, z. B. entlang der 
ehemaligen Grenze zur nicht mehr 
existierenden DDR, entfallen. 

Da künftig mit relativ langen Vor­
warnzeiten zu rechnen ist, können 

noch verbleibende, als nötig angese­
hene Maßnahmen (nur) geplant wer­
den. In diesem Zusammenhang ist si­
cherzustellen, daß die mit der Auf­
nahme der Massen von Aus- , Um­
und Übersiedlern 1989/90 gemach­
ten Erfahrungen nicht verlorengehen, 
sondern bei den Planungen mit 
berücksichtigt werden. 

Maßnahmen 
zum Schutz der Gesundheit 

Diese Maßnahmen zielen auf die 
Schaffung zusätzlicher Behand­
lungskapazitäten für einen stark er­
höhten Patientenanfall im V-Fall und 
damit verbunden zur Verstärkung des 
Pflegepersonals durch Ausbildung 
von Schwesternhelferinnen. Dane­
ben läuft die Ausbildung breitester 
Bevölkerungskreise in Erster Hilfe, 
der nach einhelliger Auffassung aller 
Fachleute lebensrettende Bedeutung 
zukommt. Die Schwesternhelferin­
nen-Ausbildung ist auch im Zusam­
menhang mit den Maßnahmen der 
Gesundheitsreform zu sehen. Sie 
kann und wird sich positiv bei der ge­
wünschten häuslichen Kranken- und 
Altenpflege auswirken. 

Schwesternhelferinnen- und Er­
ste-Hilfe-Ausbildung sind insbeson­
dere auch wegen ihres Doppelnut­
zens nie in Frage gestellt worden und 
werden weitergeführt, wobei der Um­
fang der SH-Ausbildung noch offen 
ist. 

Der Bau und die Ausstattung von 
Hilfskrankenhäusern (HKH) als zu­
sätzliche Behandlungskapazitäten 
wird auf den 1986 zwischen Bund 
und Ländern vereinbarten Umfang für 
das jetzige Bundesgebiet begrenzt. 
Dabei werden die Arzneimittelbe­
stände a la longue auf die HKH-Bet­
tenzahl von etwa 100000 Betten 
zurückgeführt und weiter auf die Spe­
zialitäten reduziert, die die einschlä­
gige Industrie nicht innerhalb von 
sechs Monaten liefern kann. Im Zu­
sammenhang damit wird auch darauf 
hinzuwirken sein, daß die im Frieden 
geltenden gesetzlichen Bestimmun­
gen, die sich auf eine Bevorratung 
von Arznei- und Verbandmittel bezie­
hen, tatsächlich befolgt werden. 

Nach dem .Gesetz über das Apo­
thekenwesen"'O) und der .Apothe­
kenbetriebsordnung"l1) haben die 
Apotheken, einschließlich der Kran­
kenhausapotheken, einen Wochen­
durchschnittsbedarf von Arznei- und 
Verbandmittel ständig vorrätig zu hal­
ten, um bei größerem Patientenanfall, 
wie z. B. bei einem Eisenbahn- oder 
Flugzeugunglück, keine Beeinträch-

tigung in der medikamentösen wie 
wund versorgenden Behandlung ent­
stehen zu lassen. 

Solche Friedensvorräte sind wich­
tig deswegen, weil sie bei Akutwer­
den der Beschaffung jener Spezia­
litäten, die innerhalb von sechs Mo­
naten durch die einschlägige Indu­
strie lieferbar sind, die medikamentö­
se und wundversorgende Behand­
lung bei plötzlich sich erhöhenden 
Patientenanfall bis zu den einsetzen­
den Lieferungen sichern helfen kön­
nen. Ohne die Friedensvorräte kön­
nen durchaus Versorgungs- und da­
mit Behandlungslücken im Ernstfall 
entstehen. Für die Zukunft sind auch 
Arbeiten der Instand- und Unterhal­
tung der HKH und Sanitätslager 
nötig. Sie müssen mit dem Ziel wei­
terer Optimierung und Vereinfachung 
durchgeführt werden. Der For­
schungssektor ist insoweit noch ge­
fordert. Schließlich bedarf es einer in­
tensiven Weiterführung der katastro­
phenmedizinischen Forschung unter 
Einschluß kriegsbedingter Erforder­
nisse. 

Erweiterung des 
Katastrophenschutzes 

Allgemeines 

Dieses Aufgabengebiet des Zivil­
schutzes bedeutet prinzipiell die Ver­
mehrung des friedensmäßig von den 
Ländern zur Gefahrenabwehr vorzu­
haltenden Potentials durch den 
Bund, um eine V-Fall-bezogene Ab­
wehr zu erreichen. Das bedeutet wei­
ter, daß damit nicht das Schutzpo­
tential , sondern nur das nach einge­
tretenem Schaden in Aktion tretende 
Rettungspotential vergrößert werden 
soll. Das ist schon insoweit ein Man­
ko, als durch die Erweiterung des Ka­
tastrophenschutzes der Schadens­
eintritt nicht minimiert werden kann. 

Wenn daher im Zusammenhang 
mit neuen . Strukturen der zivilen Ver­
teidigung" von einem staatlichen Hil­
feleistungssystem im erweiterten Ka­
tastrophenschutz, das die Aufgabe 
hat, die Bevölkerung in einem Vertei­
digungsfall gegen die Gefahren und 
Schäden von Waffenwirkungen zu 
schützen, gesprochen wird, so ist das 
so nicht richtig. Durch die Erweite- . 
rung des Katastrophenschutzes kann 
lediglich nach erfolgtem mehr oder 
weniger großem Schadenseintritt an 
Mensch und Material dessen mögli­
che weitere Ausdehnung begrenzt 
werden, indem beispielsweise Brän­
de gelöscht oder ein Übergreifen auf 
benachbarte Gebäude verhindert 
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und Verletzte am Schadensort ver­
sorgt und - soweit nötig - der weite­
ren Behandlung in Krankenanstalten 
oder Ambulanzen (Arztpraxen) zuge­
führt werden. 

Und selbst diese Schadensbe­
grenzungsmöglichkeiten des erwei­
terten Katastrophenschutzes sind ih­
rerseits noch objektiv eingeschränkt. 
Eingeschränkt deswegen, weil zum 
einen das, was man sich ursprünglich 
zu erweitern vorgenommen hatte, nur 
zu Dreiviertel (rd. 143000 Helfer statt 
beabsichtigter 200 000) erreicht wer­
den konnte. Zum anderen ist die 
Wirksamkeit des erweiterten Kata­
strophenschutzes auch deswegen 
begrenzt, weil die Einsatzkräfte im 
Bedarfsfall - jedenfalls für geraume 
Zeit zumindest - nur an einer Stelle 
Hilfe leisten können und daher dort 
gebunden sind. Außerdem kann der 
Katastrophenschutz wegen seines 
Umfangs nicht überall und zeitgleich 
eingesetzt werden, so daß von vorn­
herein sehr viele in Bedrängnis gera­
tene Menschen wegen der objektiven 
Grenzen des Katastrophenschutzes 
(s. vorstehend) für längere Zeit, in vie­
len, vielleicht sehr vielen Fällen zeit­
lich nicht begrenzbar auf sich selbst 
gestellt sein werden. Das heißt, sie 
müssen sich selbst, ihren Nächsten 
und den Nachbarn aus eigenen Kräf­
ten sachgerecht helfer.{können). Die 
Selbsthilfe der Bevölkerung, der 
Selbstschutz, ist also auch bei Ein­
satz des erweiterten Katastrophen­
schutzes weit mehr, als es die land­
läufige Darstellung des Katastro­
phenschutzes erkennbar werden 
läßt, gefordert. 

Dieser Umstand veranlaßte sei­
nerzeit den Gesetzgeber in Kennt­
nis der begrenzten Möglichkeiten 
des Katastrophenschutzes bereits 
im "Ersten Gesetz über Maßnah­
men zum Schutz der Zivilbevölke­
rung" (1 . ZBG), die Subsidiarität der 
behördlichen Hilfsmaßnahmen, wozu 
damals der Luftschutzhilfsdienst, 
heute: der erweiterte Katastro­
phenschutz zählt, hervorzuheben. 
"Die Selbsthilfe der Bevölkerung 
wird durch behördliche Maßnah­
men erqänzt", so heißt es in § 1 des 
1. ZBGT2). 

Das Nachfolgegesetz zum 1 . ZBG, 
das "Gesetz über den Zivilschutz" 
(ZSG), das Basisgesetz für alle Zivil­
schutzmaßnahmen, wozu u. a. auch 
der erweiterte Katastrophenschutz 
gehört'3), wiederholt das Subsi­
diaritätsprinzip, indem es in § 1 Abs. 
1 S. 2 ZSG bestimmt: "Behördliche 
Maßnahmen ergänzen die Selbsthilfe 
der Bevölkerung." Fazit: Die Selbst-
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hilfe der Bevölkerung macht u. a. den 
erweiterten Katastrophenschutz erst 
sinnvoll. 

Soviel an Grundsätzlichem zum 
Wesen des erweiterten Katastro­
phenschutzes. 

Veränderte Grundlagen 
der Fachdienste 

Wie wirkt sich die grundlegend ver­
änderte sicherheitspolitische Ent­
wicklung auf den erweiterten Kata­
strophenschutz aus? In "Strukturen 
der zivilen Verteidigung" wird gesagt, 
"die künftige Entwicklung des vom 
Bund getragenen erweiterten Kata­
strophenschutzes wird (in erster li­
nie, d. Verf.) durch die Reduzierung 
der äußeren Bedrohung geprägt". 
Dieser Feststellung ist voll zuzustim­
men. Allerdings muß sie dann auch 
konkretisiert werden, denn allein aus 
ihrer Konkretisierung lassen sich Ge­
fährdungen und sinnvolle Schutz-, 
Abwehr- oder - was die Mehrzahl ist 
- Minimierungsmaßnahmen ableiten. 
Danach kann dann erst gefolgert wer­
den, wie der erweiterte Katastro­
phenschutz organisatorisch, ausstat­
tungsmäßig und personell neu zu ge­
stalten ist. Danach sind schließlich 
auch die Folgen der Einigung zu 
berücksichtigen. 

Die Konkretisierung der Gefähr­
dung ist entgegen der Meinung, sie 
sei erst nach Verabschiedung der 
neuen NATO-Strategie möglich, be­
reits jetz1 schon durchführbar. Wie 
künftig die Entwicklung, z. B. der mi­
litärischen Einsatzmittel, zu sehen 
und auch zu beurteilen ist, wird seit 
langem öffentlich von Fachleuten dis­
kutiert, wie z. B. auf den Tagungen 
"Neue Technologien für die Entwick­
lung von Waffen und Munition" oder 
"Die neue sicherheitspolitische Lage 
und ihre Auswirkungen auf die Aus­
rüstung der Streitkräfte" im Jahre 
1991, um nur sie zu erwähnen. 

Um die Konkretisierung der Ge­
fährdung bei grundlegend veränder­
ter sicherheitspolitischer Entwick­
lung deutlich werden zu lassen, muß 
man sich vergegenwärtigen, wie der 
erweiterte Katastrophenschutz, vor­
mals Luftschutzhilfsdienst (LSHD), 
zustandegekommen ist. Als man den 
LSHD auf der Grundlage des 1. ZBG 
von 1957 schuf, ging man noch von 
den großflächigen Terrorangriffen ge­
gen die Zivilbevölkerung wie im Zwei­
ten Weltkrieg (Stichwort: Dresden 
Februar 1945) und auch von der Führ­
barkeit eines Atomkrieges aus. Das 
geht aus dem bereits erwähnten 
Kommentar zum 1 . ZBG von Schnep-

pel, vielen NATO- und Warschauer­
Pakt-Übungen mit ihren "Detonati­
onslisten" und den Diskussionen zum 
Entwurf eines SChutzbaugesetzes 
eindeutig hervor. 

Für den damaligen Luftschutzhilfs­
dienst, den heutigen erweiterten Ka­
tastrophenschutz, führte jene Bedro­
hungsannahme u. a. dazu, daß er zur 
Aufgabenerfüllung im Ernstfall "fach­
lich nach seinen Spezialaufgaben in 
... Fachdienste" zu gliedern war. 
Nach dem damaligen Verständnis 
war auch seine Ausstattung als "Prä­
senzausstattung" und zunächst 
überhaupt nicht und im Laufe der Zeit 
dann erst sehr spärlich auch als "zu 
beordern" ausgelegt. Als Ergänzung, 
das sei nur kurz angemerkt, sollten 
verschiedene Pflichten (Schutz­
baupflicht, Selbstschutzpflicht, Not­
dienstpflicht) gesetzlich festgelegt 
werden. 

Zurück zu den Fachdiensten, die 
seit damals noch bis heute, um den 
Versorgungsdienst angereichert, be­
stehen und in den Zweiten Weltkrieg 
zurückreichen. Die ihnen zugrunde­
liegenden Fakten, oder besser An­
nahmen, haben sich aber im Laufe 
der Zeit tiefgreifend verändert. Dieser 
Wandel hat sich über einen langen 
Zeitraum und zuletz1 in den Jahren 
1989 bis 1991 geradezu dramatisch 
vollzogen. 

Seit erkennbar wurde, daß 
- großflächige Terrorangriffe gegen 

die Bevölkerung nicht mehr Be­
standteil militärischer Strategien 
sind, 

- Nuklearwaffen als politische Waf­
fen anzusehen sind, 

- Raketen mit immer perfekterer Ziel­
genauigkeit die militärischen 
Kampfmittel der Wahl sind und da­
mit die Kollateralschäden sehr be­
grenzen und 

- die High-Tech-Entwicklung weiter 
in diese Richtung weist, 

wird deswegen eine deu1liche Redu­
zierung der KatS-Fachdienste ein­
schließlich der Ausstattung gefor­
dert '4). 

Aber erst in der ersten Jahreshälf­
te 1991 sind Ansätze in dieser Rich­
tung bei der zuständigen obersten 
Bundesbehörde, dem Bundesinnen­
ministerium, feststellbar, die sich im 
wesentlichen beim Veterinärdienst, 
einigen Randbereichen des Betreu­
ungs- und Führungsdienstes sowie 
beim Fernmelde- und Versorgungs­
dienst auswirken sollen und sich auf 
rd. 28000 Helfer beziehen könnten. 

Diese angedeuteten "Verzichts­
möglichkeiten" bewegen sich im pe­
ripheren Bereich des erweiterten Ka-



tastrophenschutzes, sie ziehen nicht 
die Folgerungen aus der erheblich 
veränderten Bedrohungslage, die bei 
objektiver Betrachtung gezogen wer­
den könnten. Das soll in folgendem 
versucht werden: 

Bergungs-
und Instandsetzungsdienst 

Die eben stichwortartig skizzier­
te Bedrohungsannahmen-Wandlung 
hat den auf Einsatz bei großflächigen 
Verheerungen angelegten Fachdien­
sten des erweiterten Katastrophen­
schutzes, nämlich dem Bergungs­
und Instandsetzungsdienst, sachlich 
den Boden entzogen, weil eben Ter­
rorangriffe (Stichwort: Dresden Fe­
bruar 1945) nicht mehr erfolgen und 
die Treffgenauigkeit von Raketen und 
ihre auf das jeweilige Ziel abge­
stimmte Wirkung Kollateralschäden 
begrenzen. Damit ist für diese beiden 
Fachdienste der "Wegfall der Ge­
schäftsgrundlage" eingetreten mit 
der Folge, daß dem Wegfall der Ge­
schäftsgrundlage dann rechtliche 
Bedeutung zukommt, wenn das 
Festhalten an diesen beiden Fach­
diensten, die unter ganz anderen Vor­
aussetzungen/Bedingungen ge­
schaffen worden sind, ein Verstoß ge­
gen die Denkgesetze ist. Das trifft hier 
zu, wollte man diese Fachdienste 
nicht grundlegend angehen. Aber 
auch die aus dem Haushaltsrecht des 
Bundes sich ergebenden Grundsätze 
der Wirtschaftlichkeit und Sparsam­
keit verlangen insoweit sachliche 
Konsequenzen aus der völlig verän­
derten Bedrohungssituation. 

ABC-Dienst 

Ähnlich wie bei den Bergungs- und 
Instandsetzungsdiensten verhält es 
sich beim ABC-Dienst einschließlich 
seiner Ausstattung. Für den eigentli­
chen Zweck, für den der ABC-Dienst 
geschaffen wurde, Dekontaminati­
onsaufgaben bei Einsatz von ABC­
Kampfmitteln, ist seine Wirksamkeit 
von Anfang an aufs Ganze gesehen 
überschätzt worden. Dem kompli­
zierten Großgerät (Dekon-Fahrzeug) 
wäre im Bedarfsfall bei Bedienung 
durch freiwillige Helfer unter Einsatz­
streß nur eine sehr begrenzte Wir­
kungsdauer zuzuschreiben gewesen. 
Inspektionsberichte über die Einsatz­
bereitschaft des ABC-Dienstes in 
normalen Zeiten lassen diese Folge­
rung zu. Überdies sind die nötigen 
Dekontaminationsmaterialien bisher 
immer sehr begrenzt gewesen, wor­
aus auch eine weitere Wirkungsbe-

schränkung des ABC-Dienstes ab­
leitbar ist. 

Im Falle eines friedensmäßigen 
Kernkraftwerksunfalls wie Tscherno­
byl und bei Satellitenabstürzen ist un­
ter dem Gesichtspunkt des Doppel­
nutzens eine sehr begrenzte Einsatz­
möglichkeit des ABC-Dienstes zu se­
hen. 

Ob deswegen aber eine Stärke, 
wie sie der ABC-Dienst zur Zeit hat, 
gerechtfertigt ist, muß wegen der 
aufs Ganze zu beurteilenden Wir­
kungsmöglichkeit dieses Dienstes 
bezweifelt werden. Es scheint, als ob 
Behelfsmaßnahmen, ergriffen durch 
jedermann, effizient sein können. Da 
der ABC-Dienst überwiegend von 
den Feuerwehren getragen wird, 
könnte er dort aufgehen und als ei­
gener Fachdienst verschwinden. 

Brandschutz- und Sanitätsdienst 

Sowohl der Golfkrieg wie auch die 
jüngsten kriegsähnlichen Zustände in 
Jugoslawien zeigen, daß die Brand­
bekämpfung und die sanitätsdienst­
liche Betreuung und Versorgung der 
Bevölkerung auch bei den veränder­
ten Bedrohungsannahmen nach wie 
vor gefordert sind. Mit anderen Wor­
ten: die veränderten Bedrohungsan­
nahmen wirken sich nicht, jedenfalls 
nicht gravierend, auf diese Fachdien­
ste aus. Beide Fachdienste sind auch 
weiterhin gerechtfertigt. 

Betreuungs-, Veterinär­
und Versorgungsdienst 

Die Betreuungs-, Veterinär- und 
Versorgungsdienste könnten durch 
die veränderte Bedrohungssituation 
in größerem Maße, als dies vom Bun­
desinnenminister erwogen wird, re­
duziert werden. Die im Katastrophen­
schutz mitwirkenden Hilfsorganisa­
tionen verfügen über eine Reihe von 
Untergliederungen, die im Bedarfsfall 
in Zusammenarbeit mit den Kommu­
nen das bewältigen könnten, was mit 
den genannten Fachdiensten zu erle­
digen geplant war. Unter Umständen 
wären die Sanitätsdienste der Träger­
organisationen zu verstärken, um 
eine Aufgabenerfüllung zu sichern. 
Die Gemeinschaftseinrichtungen in 
Schulen, Gemeinschaftshäusern 
usw. können zu Versorgungs­
zwecken genutzt werden. 

Führungsdienst 

Der Führungsdienst jetziger Konfi­
guration soll eine Kürzung erfahren. 
Es spricht viel dafür, die Beobach-

tungs- und ABC-Meßstelien auch zu 
eliminieren. Dagegen könnte der ver­
bleibende Fernmeldedienst dem 
Führungsdienst zugeschlagen wer­
den. 

Zwischenbilanz 

Die Reduzierung der äußeren Be­
drohung, wird sie objektiv und sach­
lich untersucht, führt also - zwar un­
terschiedlich - zu durchaus mögli­
chen Verzichten. Sie mögen auf den 
ersten Blick radikal erscheinen. Sie 
relativieren sich aber schon teilweise 
von selbst, wenn man die jetzt schon 
vorhandenen Schwächen und 
Lücken im Zivilschutzsystem, das 
den erweiterten Katastrophenschutz 
einschließt, zur Kenntnis nimmt, die 
eigentlich immer großzügig überse­
hen werden wie z. B. "weiße Kreise", 
zum Teil fehlendes Engagement, we­
nig Bereitschaft zur Übernahme von 
Führungspositionen, fast völliges 
Fehlen der echten Schutzkomponen­
te u. a. m. 

Das mögliche Verzichten wird u. a. 
auch deswegen akzeptiert werden 
müssen, weil durch die Reduzierung 
der Wehrdienstzeit die freiwillige Ver­
pflichtung zum Dienst im Zivil- und 
Katastrophenschutz weiter nachläßt. 
Das hat dann zwangsläufig Kürzun­
gen bei Einheiten und Einrichtungen 
zur Folge, die jedoch nicht zu Lasten 
der elementaren Grundausstattung 
des Katastrophenschutzes, der Feu­
erwehren und der Sanitätsdienste 
gehen dürfen. 

Man muß die angezeigte Ein­
schränkung im Zivil- und auch im er­
weiterten Katastrophenschutz nicht 
isoliert sehen. Einmal wird die Bun­
deswehr ungleich schwerer von Re­
duzierungen betroffen. Sie hat dazu 
noch in ihrem zivilen Bereich erhebli­
che Arbeitsplatzprobleme und muß 
damit fertig werden. Da nehmen sich 
die Kürzungen im Zivilschutzbereich 
doch harmlos aus und haben, abge­
sehen vielleicht von vereinzelten Fäl­
len im hauptamtlichen Bereich, keine 
Arbeitsplatzprobleme. Zum anderen 
sind die möglichen und nötigen Ver­
zichte im Bereich des Zivil- und er­
weiterten Katastrophenschutzes auf 
dem Hintergrund weiter voran schrei­
tender Abrüstungsbemühungen, die 
die START-Verhandlungen einschlie­
ßen und die über das Ergebnis von 
"Wien I" hinausgehen werden, zu se­
hen. 

Alles in allem kann hier das 
zwangsweise herbeigeführte Weni­
ger letztlich zu einem Mehr an Si-
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cherheit durch Konzentration insbe­
sondere auf die elementare Katastro­
phenabwehr - Feuerwehren und Sa­
nitätsdienste - und auch vor dem 
Steuerzahler ehrlicher werden. 

Entwicklung des erweiterten 
Katastrophenschutzes durch 
die und nach der vollzogenen 
deutschen Einigung 

In den neuen Bundesländern sol­
len in den Jahren 1991 bis 1995 im 
erweiterten Katastrophenschutz 
"Einheiten der operativen Fachdien­
ste Brandschutz, Sanität, Betreuung, 
ABC-Dienst, Bergung und Instand­
setzung aufgestellt werden". Das 
würde die dargestellten Verkürzungs­
möglichkeiten aufgrund der völlig 
veränderten Bedrohungsannahmen 
nicht annähernd ausschöpfen. In den 
neuen Bundesländern muß mit Nach­
druck nur die elementare Katastro­
phenabwehr, nämlich: Brandschutz 
und Sanität, aufgebaut werden. Die 
dadurch entstehenden finanziellen 
Belastungen hielten sich in Grenzen. 

In den alten Bundesländern würde 
sich, würden die völlig veränderten 
Bedrohungsannahmen beachtet, der 
.Nachholbedarf" wegen bisheriger 
Unausgewogenheit in der Verteilung 
des Katastrophenschutzpotentials 
erheblich verringern. 

Die finanzielle Gesamtsituation der 
Bundesrepublik Deutschland sollte, 
zusätzlich zu der veränderten Bedro­
hung, die stärkere als die beabsich­
tigten Reduzierungen zuläßt, in die­
ser Richtung zur Einsicht und zur Ver­
wirklichung der Möglichkeiten mah­
nen. 

Selbstschutz 

Die Selbsthilfe der Bevölkerung, 
der Selbstschutz, bedeutet, sich und 
anderen im häuslichen Bereich oder 
dort, wo man arbeitet, bei Notlagen 
in Krieg und Frieden längere Zeit auf 
sich allein gestellt - u. U. auch ganz 
- adäquat helfen zu können. Dazu 
wird ein praktisch ausgerichtetes 
Aus- und Fortbildungsprogramm, 
das sicher noch vereinfacht und ver­
bessert werden kann, jedem Bürger 
angeboten, dessen man sich freiwil­
lig bedienen kann. 

Es ist bereits darauf hingewiesen 
worden, daß die Selbsthilfe des Bür­
gers, der Selbstschutz, das Funda­
ment jeglicher staatlicher Hilfsmaß­
nahmen gegenüber einer durch wei­
che Gefahren auch immer bedrohten 
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Bevölkerung ist. Alle offiziellen Äuße­
rungen begründen das dOjmit, daß 
nicht überall und sofort öffentliches 
Hilfspotential - der Katastrophen­
schutz - Hilfe leisten kann. Ein Groß­
teil der Bevölkerung wird daher auf 
Selbst- und Nachbarschaftshilfe, 
d. h. auf den Selbstschutz, angewie­
sen sein und bleiben. Treten nun wei­
tere Umstände hinzu, die den Kata­
strophenschutz hinsichtlich seiner 
Einsatzmöglichkeiten beengen, wie 
es vorstehend entwickelt wurde, ge­
winnt der Selbstschutz um so ent­
scheidenderes Gewicht bei der Ge­
fahrenabwehr. Das gilt prinzipiell in 
guten (Friedens~ wie in schlechten 
(Kriegs-) Zeiten 1 • 

"Weltweit besteht Einvernehmen, 
daß dem Selbstschutz der Bevölke­
rung bei der vorbeugenden und re­
pressiven Abwehr von Gefahren eine 
entscheidende Bedeutung zukommt. 
Dabei ist es unerheblich, ob es sich 
um drohende Naturkatastrophen, 
technologische Risiken oder einen 
Verteidigungsfall handelt. Wie die 
jüngsten Ereignisse im Nahen Osten 
zeigen, kommt der richtigen Reaktion 
der Bevölkerung und jedes einzelnen 
auf die Gefahren eines bewaffneten 
Konflikts eine lebensrettende Bedeu­
tung zu. Der Selbstschutz gewinnt im 
übrigen um so mehr an Gewicht, je 
mehr der Staat seine Maßnahmen 
zum Schutz der Bevölkerung zurück­
nimmt (sic!) - oder zurücknehmen 
muß, d. Verf. Bei der Befähigung der 
Bevölkerung zum Selbstschutz han­
delt es sich im übrigen um eine lang­
fristige Aufgabe. Es erscheint z. B. 
faktisch unmöglich, ein BO-Millionen­
Volk flächendeckend und kurzfristig 
über die Abwehr der Folgen eines be­
waffneten Konflikts aufzuklären und 
ein zielgerichtetes Verhalten sicher­
zustellen." So ist die fundamentale 
und bleibende Bedeutung des 
Selbstschutzes für den gesamten Zi­
vilschutz sowie die damit verbunde­
ne notwendige Ausbildung im Selbst­
schutz als Daueraufgabe von zustän­
diger Stelle im Bundesinnenministe­
rium im Früh~ahr dieses Jahres gese­
hen worden 6). 

Der so als wichtig (und richtig) be­
urteilte SelbstSChutz der Bevölke­
rung bedeutet u. a. auch, daß die Bür­
ger in den Stand zu setzen sind, rich­
tig auf Gefahren zu reagieren. Erlern­
bare, auf die selbständige Gefahren­
bekämpfung abgestellte Ausbil­
dungsprogramme, die sicher noch 
konzentriert werden können, werden 
angeboten. Sie beziehen auch den 
betrieblichen Bereich ein. Die ver­
schiedenen Tätigkeiten müssen er-

lernt und beherrscht werden. Inso­
weit verhält es sich keineswegs an­
ders als beim erweiterten Katastro­
phenschutz. Die nötigen Fähigkeiten 
können nicht durch Planung, sondern 
nur durch konkrete Ausbildung und 
auch nicht erst in einer sich zuspit­
zenden Situation erlernt werden. Die 
bisherigen Ergebnisse im Bereich des 
Selbstschutzes sind nicht befriedi­
gend. Das darf aber nicht zur Resi­
gnation oder zu der Annahme führen, 
die Bevölkerung sei grundsätzlich 
uninteressiert oder lehne "eine Aus­
einandersetzung mit Kriegsfragen, 
insbesondere Waffenwirkungen, 
weitgehend ab". Das Gegenteil hat 
sich eindeutig beim Golfkrieg ge­
zeigt, als Zehntausende von Bundes­
bürgern nach Aufklärung über Waf­
fenwirkungen und Selbsthilfemög­
lichkeiten dagegen fragten. Der ganz 
normale Selbstschutz war gefragt. 

Da nützt es wenig, darauf zu ver­
weisen, daß die Hilfsorganisationen 
die Sanitätsausbildung anbieten und 
die Feuerwehr über Brandschutz in­
formiert. Es ist mehr gefordert, was 
vom Bundesverband für den Selbst­
schutz (BVS) angeboten wird und 
was auch von den Katastrophen­
schutz-Organisationen in einem er­
weiterten, dem Selbstschutz-Grund­
lehrgang entsprechenden Programm 
ständig anzubieten wäre. Dazu aber 
bedarf es eines sachkundigen BVS, 
um die Lehrinhalte von der materiel­
len Aussage über gut aufbereitete 
Ausbildungshilfen bis hin zur praxis­
bezogenen Darbietung zu erarbeiten. 
Dazu genügt nicht nur ein BVS-Torso 
auf Bundesebene, sondern auch 
sachkundige Stellen in den Bundes­
ländern. Eine andere Frage ist die 
nach dessen Gesamtumfang (s. u.). 
Es darf auch nicht mit dem Verweisen 
auf die gesetzlichen Aufgaben der 
Länder/Gemeinden bezüglich der Er­
ledigung der Selbstschutzangele­
genheiten sein Bewenden haben. 
Das bringt die Sache nicht weiter. 
Man müßte in diesem Zusammen­
hang fortfahren: Wohlwissend, daß 
insoweit die Aufgabenerfüllung in 
Selbstschutzangelegenheiten bis auf 
die "Selbstschutzmustergemeinden" 
kaum, jedenfalls nur höchst restriktiv 
durch die Gemeinden stattfand. Dar­
an wird sich auch künftig nichts än­
dern, solange kein Wandel durch Ein­
wirken auf diesen Bereich z. B. durch 
den BVS geschaffen werden kann. 

Wenn der Zivilschutz diejenige 
Aufgabe der zivilen Verteidigung ist, 
die wegen ihrer unmittelbaren Aus­
wirkungen auf die Bürger und des in 
Friedenszeiten möglichen Anwen-



dungsnutzens besondere Bedeutung 
zukommt, dann muß mit Nachdruck 
darauf aufmerksam gemacht wer­
den, daß bei keinem Aufgabengebiet 
des Zivilschutzes der Friedensnutzen 
so groß ist, wie beim Selbstschutz. 
Alle schadenverhindernden und 
-mindernden Anstrengungen der 
Bürger und Betriebe im Selbstschutz 
sollten, da sie in jedem Falle dem 
Schutz von Leib und Leben dienen 
und das Volksvermögen vor hohen 
Verlusten bewahren, in jedweder 
möglichen Form honoriert werden 17), 

was dann auch sicher zu mehr Ak­
zeptanz führt. Trotz der eindeutigen, 
unwiderlegbaren Friedensnützlich­
keit aller Selbstschutzmaßnahmen 
wird demgegenüber neuerdings auf 
die rein verteidigungsfallbezogenen 
Aufgaben des Selbstschutzes abge­
hoben - der erweiterte Katastro­
phenschutz ist auch verteidigungs­
bezogen (§ 1 KatSG) - und der Dop­
pelnutzen nicht mehr erwähnt, um re­
striktiv gegen den BVS zu argumen­
tieren. Dabei fehlt auch nicht ein Hin­
weis auf die vom Bundesrechnungs­
hof erhobene Forderung, den BVS 
aufzulösen. 

Dennoch muß trotz der beschrie­
benen Akzeptanzkrise des Zivil­
schutzes und in ihm auch des Selbst­
schutzes, der für jedermann in allen 
Zeiten so nützlich ist, alles versucht 
werden, dem Bürger für den Fall der 
Not eine Handlungsanweisung zu ge­
ben. Das ist das Mindeste, was der 
Staat tun muß, solange er davon aus­
geht und ausgehen muß, daß sämtli­
che behördlichen Schutz- und Hilfs­
maßnahmen nur eine Ergänzung der 
Selbsthilfe seiner Bürger sind (§ 1 
Abs. 1 S. 2 ZSG). Da keine gesetzli­
che Pflicht zur Durchführung der 
Selbstschutzausbildung erwartet 
werden kann und von dem kostenlo­
sen Selbstschutz-Ausbildungsange­
bot auf freiwilliger Basis zu wenig Ge­
brauch gemacht wird , ist als Min­
destmaß staatlicher Unterstützung 
der Bürger zu fordern , den Bürgern 
einen Ratgeber an die Hand zu geben 
- etwa wie für die Ärzte die "Kata­
strophenmedizin" , Leitfaden für die 
ärztliche Versorgung im Katastro­
phenfall , - worin er kurze, klare Ant­
worten auf nGefährdungssituationen 
in allen Lebenslagen" finden kann. 

Hervorragend geeignetes Basis­
material dazu ist sowohl beim Bun­
desverband für den Selbstschutz, bei 
der Schutzkommission beim Bun­
desminister des Innern - Fachaus­
schuß 8 - und beim Bundesamt für 
Zivilschutz vorhanden. Dort tun auch 
sach- und fachkundige, engagierte 

Personen Dienst, die weitere, noch 
erforderliche Beiträge liefern können. 
Das alles ist "verbrauchergerecht" 
aufzubereiten und gegen ein ange­
messenes Entgelt (geschenkt ist su­
spekt!), den Bürgern mit gezielter 
Werbung anzubieten 18). 

Ausblick 

Die Neuordnung des Zivil- und Ka­
tastrophenschutzes, wie überhaupt 
die des gesamten Verteidigungsbe­
reichs (Stichwort: Deutliche Verringe­
rung der Streitkräfte), wird entschei­
dend von zwei Einflußgrößen be­
herrscht: signifikanter Wandel der 
Bedrohungsannahme trotz aller Irrita­
tionen infolge des historischen und 
gewaltigen Umwandlungsprozesses 
in Osteuropa bis hin nach Asien und 
eine äußerst ernst gewordene Ent­
wicklung der Staatsfinanzen. 

Der Wandel der Bedrohungsan­
nahmen läßt Fachdienste obsolet 
werden, ebenso Ausstattungen, die 
zur Zeit des kalten Krieges insbeson­
dere auch hinsichtlich des Umfangs 
für erforderlich gehalten und festge­
legt wurden. Die betreffenden Fach­
dienste und Ausstattungen müssen 
daher zurückgeführt werden, wozu 
neben der rein sachlichen Ursache 
auch die Finanzsituation unaus­
weichlich zwingt. Die Ausschöpfung 
vorhandener Ressourcen im Be­
darfsfall wird in diesem Zusammen­
hang immer vordringlicher. Die 
Selbsthilfe der Bevölkerung gewinnt 
deutlich an Gewicht. 

Es wäre ein schlimmer Anachro­
nismus, nicht Folgerungen zu ziehen, 
wie sie in diesem Beitrag für möglich 
gehalten werden, zumal der Zwang 
zu sparen dies unerbittlich fordert. 
Dabei könnte ein Teil der zu eliminie­
renden Fachdienste zur Stärkung der 
in den Vordergrund tretenden Selbst­
hilfe der Bevölkerung, etwa in Form 
der früheren Selbstschutzzüge, ver­
wandt werden. Das wäre eine Mög­
lichkeit, den Beschluß des Aus­
schusses für innere Verwaltung des 
Landtages von Nordrh~in-Westfa­
len 19) zu verwirklichen. 

In der weiteren Folge ergäbe sich 
daraus auch eine sachbezogene or­
ganisatorische Zusammenfassung 
der bisher im Zivilschutz tätigen Bun­
desdienststellen wie Bundesamt für 
Zivilschutz, Bundesverband für den 
Selbstschutz und Bundesanstalt 
Technisches Hilfswerk (u. U. auch 
noch anderer - insbesondere Ent­
schlackung des Bundesinnenmini­
steriums von reinen Verwaltungsauf-

gaben) bei Erhaltung des in diesen In­
stitutionen vorhandenen gediegenen 
und künftig dringend benötigten 
Sachverstandes. 

So kann und muß letztlich aus dem 
Weniger dennoch ein konzentriertes 
wirksameres Mehr werden. 
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SD-Stunden-Ausblldung für Unterführer des Sergungszuges 

Ausbildungsziel: 
Truppführer 

Lehrgang an der Katastrophenschutzschule Hessen 
bereitet auf Führungsaufgaben vor 

Der Bergungstrupp hat eine harte 
Nuß zu knacken. Der "Verletzte" liegt 
in einer engen Betonröhre auf dem 
Bauch, stöhnt und ruft nach Hilfe. 
Was ist zu tun? Die Helfer warten auf 
die Anweisungen des Truppführers. 
Er steht im Mittelpunkt des Ber­
gungseinsatzes, soll seine Führungs­
und Fachkenntnisse unter Beweis 
stellen. 

Ort des Geschehens ist das 
Übungsgelände der Katastrophen­
schutzschule Hessen in Johannis­
berg. Die aus den hessischen Orts­
verbänden angereisten Helfer des 
Technischen Hilfswerks befinden 
sich im zweiten Teil der Ausbildung 
zum Truppführer im Bergungsdienst. 
Ihr Lernziel steht fest: Sie sollen be­
fähigt werden, einen Bergungstrupp 
im Einsatz zu führen. 

Vielfältige leistungen 

Aufgabe des Bergungsdienstes im 
erweiterten Katastrophenschutz ist 
es, Menschen zu retten, Tiere und Sa­
chen aus Gefahrenlagen einschließ­
lich Wassergefahren zu bergen. Er 
richtet hierzu Wege und Übergänge 
behelfsmäßig her und leistet Räum­
arbeiten. 

Die taktische Einheit des Ber­
gungsdienstes ist der Zug. Er gliedert 
sich in einen Zugtrupp, zwei Ber­
gungsgruppen mit jeweils zwei Ber­
gungstrupps und eine Gerätegruppe. 
Seine Personal stärke beträgt 38 Hel­
fer. Wird ihm aufgrund örtlicher Ge­
gebenheiten eine Räumgruppe ange­
gliedert, erhöht sie sich auf 50 Helfer. 

Die Aufgaben dieses Fachdienstes 
umfassen vielfältige Leistungen. Der 
Bergungszug 
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Hier fühlen sich die l ehrgangsfelinehmer wohl. Ein Blick auf das Hauptgebäude der 
Schule. 

- erkundet Schaden lagen, 
- dringt durch Überwinden oder 

Wegräumen von Hindernissen zu 
SchadensteIlen vor, 

- ortet VersChüttete, 
- birgt Verschüttete und Einge-

schlossene, 
- leistet Erste Hilfe, 
- birgt Verletzte aus dem Gefahren-

bereich, 
- führt unaufschiebbare Sicherungs­

arbeiten durch, 
- birgt Tiere und Sachen, 
- richtet behelfsmäßig Wege und 

Übergänge her, 
- führt leichte Räumarbeiten aus, 
- baut Stege, 
- leistet Hilfe beim Übersetzen von 

Personen und 
- unterstützt die Fachdienste außer­

dem beim Eindringen in Schaden-

gebiete durch Schaffung behelfs­
mäßiger Zu- und Abfahrten. 

Die Führungskräfte gliedern sich in 
Zug-, Gruppen- und Truppführer mit 
festgelegten FunktiOnen. 

So ist der Truppführer, dessen Aus­
bildung in diesem Beitrag aufgezeigt 
wird, nach der Katastrophenschutz­
Dienstvorschrift 200 Vorgesetzter 
seines Trupps. Er schlägt einen ge­
eigneten Helfer als seinen Vertreter 
vor, führt seinen Trupp und hat auf 
seiner Ebene die gleichen Aufgaben 
wie der Gruppenführer, den er unter­
stützt. 

Das für die verantwortungsvolle 
Aufgabe nötige Wissen in Theorie 
und Praxis erlernen die für eine Tä­
tigkeit als Truppführer vorgesehenen 
Helfer des Technischen Hilfswerks an 



den Katastrophenschutzschulen der 
Länder. So führt auch die KatS-Schu­
le Hessen seit vielen Jahren Lehr­
gänge für Truppführer-Anwärter des 
Bergungsdienstes durch. Vorausset­
zung für den Besuch der 80-Stun­
den-Ausbildung, verteilt auf zwei Wo­
chen (Teil A und Bl, ist der erfolgrei­
che Abschluß der Grundausbildung, 
die auf Standortebene erfolgt. 

Ausbildungsstand 
wird überprüft 

Um einen Überblick über den Aus­
bildungsstand der zum Lehrgang ge­
schickten Helfer zu erhalten, werden 
als erstes die theoretischen Kennt­
nisse aus der Grund- und Fachaus­
bildung überprüft. Eine praktische 
Prüfung mit den Inhalten 
- Stiche und Bunde, 
- Beleuchtungsmittel, 
- Hebezeug, 
- Transport Verletzter, 
- Anschlagarten, 
- Sichern Verletzter auf der Trage 
schließt sich an. 

Die Schule führt diese Überprü­
fung der Lehrgangsvoraussetzungen 
der Helfer am Start der Ausbildung 
seit rund vier Jahren durch ... Das hat 
sich als sehr positiv erwiesen und 
wird inzwischen von allen Beteiligten 
akzeptiert", sagt Schulleiter Johan­
nes Hinse ... Die Qualifikation der zum 
Lehrgang kommenden Helfer hat sich 
hierdurch erheblich verbessert, denn 
es ist dem Lehrgangsteilnehmer und 
natürlich auch seinem entsendenden 
Ortsverband peinlich, wenn er die 
Tests nicht schafft und zurückge­
schickt wird." 

Die Ortsverbände müssen also, 
auch im Hinblick auf einen qualifizier­
ten Führungsnachwuchs, daran in­
teressiert sein, für eine gründliche, 
systematische und wirklichkeitsnahe 
Grund- und Fachausbildung am 
Standort zu sorgen. Sie ist die Basis 
für eine Weiterbildung der Helfer, die 
sich zur Übernahme von Führungs­
aufgaben bereit erklären. 

Kenntnisse vertiefen 

Der Einstieg in die Ausbildung zum 
Truppführer ist der 40stündige Lehr­
gang Teil A. Zu Beginn erhalten die 
Lehrgangsteilnehmer als Wiederho­
lung und Vertiefung einen Einblick in 
die Aufgaben und Gliederungen der 
Fachdienste des Katastrophen-

Bevor es In die Praxis geht, wird den LehrgangsteIlnehmern das theoretische Führungswissen ver­
mittelt. 

schutzes, insbesondere des Ber­
gungsdienstes. Anschließend stehen 
die Aufgaben des Truppführers bei 
der Ausbildung auf Standortebene 
sowie im Einsatz und seine Rechte 
und Pflichten im Vordergrund. 

.. Sicherheit im Einsatz" ist ein wei­
teres Stichwort im Ausbildungsplan. 
Detailliert wird hier auf die Unfallver­
hütung eingegangen. Zwar gehört dre 
Schulung in Erster Hilfe bereits zum 
Programm der Standortausbildung, 
für den Bergungseinsatz besonders 
wichtige Themen wie Wundversor­
gung, äußere Blutungen, Schock, 
Verletzung der Atemwege, Wieder­
belebung, Notverbände etc. werden 

aber nochmals im Lehrgang aufge­
griffen, um die Kenntnisse zu vert ie­
fen . Ein weiteres Thema ist der Trans­
port von Verletzten unter erschwerten 
Bedingungen. 

Unabdingbar für einen Bergungs­
einsatz sind Kenntnisse in Baukunde. 
So erhalten die Lehrgangsteilnehmer 
einen Einblick in d ie unterschiedli­
chen Bauweisen von Häusern, denn 
je nach Bauart bilden sich in Gebäu­
den nach einer Teil- oder Totalzer­
störung verschiedene Schadenele­
mente, die zu differenzierter Vorge­
hensweise bei Bergungsarbeiten 
zwingen. Jedem dieser Schadenele­
mente ist ein einprägsamer Begriff 

Am Schadenmodell wird geübt, wie ein Bergungstrupp vorgeht. 
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Der Trupplührer als Ausbilder: lehrlIran Heinrich Hägele demonstriert den Einsatz der Brechstange. 

Ein Ma,tkran aus Rundhölzern wird erstellt. 

wie z. B. "versperrter Raum", 
"Rutschfläche" oder "Randtrümmer" 
zugeordnet. Die angehenden Trupp­
führer lernen unter dem Oberbegriff 
"Systematik der SchadensteIlen" die 
unterschiedlichen Einsatzgrundsät­
ze, die für die einzelnen Schadenele­
mente gelten. 

Nach diesem theoretischen Teil 
der Ausbildung, geht es zur prakti­
schen Schulung auf das Übungs­
gelände. Im Gruppenwechsel werden 
Sicherungsarbeiten an einsturzge­
fährdeten Objekten sowie das Ber­
gen aus Höhen, Tiefen und Trümmern 
- zum Teil unter ABC-Schutz - durch­
geführt. 
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"Hier steigen wir nochmals ein in 
Arbeiten , die die Lehrgangsteilneh­
mer eigentlich in der Grundausbil­
dung gelernt haben. Wir wissen aber, 
daß es dennoch teilweise 
Schwächen gibt. Deshalb greifen wir 
die Aufgaben erneut auf, um das Wis­
sen zu vertiefen und zu ergänzen", 
sagt Lehrgangsleiter Dieter Schäfer. 

Führungsausbildung 
im zweiten lehrgang 

Daß diese Arbeiten beherrscht 
werden, ist eine Grundvoraussetzung 
für den Besuch der zweiten Stufe der 

Truppführerausbildung, dem Lehr­
gang Teil B. Während in der ersten 
Woche der Schwerpunkt darauf liegt, 
schon bekannte Inhalte aus der 
Grund- und Fachausbildung zu wie­
derholen und zu festigen , wird im 
nachfolgenden zweiten Lehrgang 
den angehenden Truppführern das 
nötige Führungswissen vermittelt. 
Gleich zu Beginn wird nochmals ein­
gegangen auf die Baukunde und die 
Systematik der SchadensteIlen, denn 
sie sind eine wichtige theoretische 
Grundlage für Bergungsarbeiten. Es 
folgen die Themen Entwicklung des 
Bergungseinsatzes, 5 Phasen der 
Bergung und Methoden der Bergung 
aus Höhen, Tiefen und Trümmern. 

Am zweiten Lehrgangstag stellt 
Schulleiter Johannes Hinse den Hel­
fern das Führungssystem des Kata­
strophenschutzes vor und erläutert 
die Führungsorganisation, den 
Führungsvorgang und die Führungs­
mittel. 

An einem Schadenmodell können 
die Lehrgangsteilnehmer anschlie­
ßend üben, wie ein Trupp im Rahmen 
einer- Bergungsgruppe eingesetzt 
wird. Erste Aufgabe ist es, die Sc ha­
denlage zu erkunden. Sie ist Be­
standteil einer Erstmeldung an den 
Gruppenführer. Rund eine halbe 
Stunde hat dann der gebildete Trupp 
Zeit, in gegenseitiger Absprache die 
Bergungsmethode und die Vorge­
hensweise festzulegen. Die Ergeb­
nisse münden in einem Einsatzplan 
und -befehl mit den Punkten: Lage, 
Auftrag, Durchführung, Versorgung, 
Führung und Verbindung. Die Lehr­
gangsteilnehmer und Ausbilder dis­
kutieren anschließend das entwickel­
te Einsatzkonzept, wobei stets auch 
Alternativen aufgezeigt werden. 

Keine 
abstrakte Führungstheorie 

Nach dieser Schulung geht es auf 
das Übungsgelände. Hier werden als 
erstes Beispiele für die praktische 
Ausbildung der Helfer auf Standort­
ebene, an der die Truppführer betei­
ligt sind, demonstriert. 

An den beiden folgenden Tagen 
steht die Ausbildung unter der Über­
schrift "Führen eines Trupps im Ein­
satz". Die Lehrgangsteilnehmer sol­
len nun die in der vorausgegangenen 
theoretischen Schulung erworbenen 
Führungs- und Fachkenntnisse in 
praktischen Einsatzübungen anwen­
den. "Wir legen großen Wert darauf, 
nicht abstrakte Führungstheorie zu 



lehren, sondern das Führungswissen 
anwendungsbezogen zu vermitteln", 
sagt Dieter Schäfer. 

Die Lehrgangsteilnehmer werden 
aufgeteilt in mehrere Trupps und er­
halten Aufgaben aus den Bereichen 
Bewegen von Lasten, Bergen aus 
Höhen und Tiefen mit Anwendung 

Mit Hille des 
ROll gllss-Geräts 
wird ein" Verletz­
ter" auf einer 
Trage abgelas­
sen. 

der Kenntnisse in Erster Hilfe und der 
Verletztendarstellung, Stegebau und 
Sicherungsmaßnahmen. Ein Lehr­
gangsteilnehmer übernimmt die 
Führung des Trupps, der nun auf sich 
gestellt agiert. Wie der Truppführer 
die Aufgabe angeht, die drei Elemen­
te des Führungsvorgangs Lagefest-

Mit Hilfe von Steckleitertei len baut der Trupp einen Steg. (Fotos: Sers) 

Der Bergungseinsatz wird besprochen. 

stellung, Planung, Befehlsgebung 
umsetzt, liegt in seinem Ermessen. 
Gefordert ist fachlich richtiges und 
selbständiges Handeln. 

Im Laufe der beiden Tage auf dem 
Übungsgelände übernimmt jeder 
Lehrgangsteilnehmer mehrmals den 
Part des Truppführers mit unter­
schiedlichen Aufträgen. So können 
sich die Lehrkräfte einen Überblick 
über die Führungsqualität des ange­
henden Unterführers verschaffen. 
Beurteilt werden die Befehlsgebung, 
das Auftreten vor dem Trupp, der 
zweckmäßige Geräteeinsatz, der Ein­
satz der Helfer und die fachgerechte 
Durchführung des Auftrags. Am Ende 
der praktischen Ausbildung führt der 
Lehrgang noch eine größere Übung 
bei Dunkelheit durch. 

In einer abschließenden schriftli­
chen Prüfung, die alle im Truppfüh­
rerlehrgang unterrichteten Themen­
bereiche abdeckt, wird getestet, ob 
die Lernziele der Ausbildung im er­
forderlichen Umfang erreicht wurden. 
Ein Abschlußgespräch mit dem 
Schulleiter und Lehrpersonal gibt Ge­
legenheit, die Ausbildungsschwer­
punkte noch einmal herauszustellen. 
Hier kann auch die Lehrgangskritik 
der Teilnehmer einfließen. 

Die vielfältigen und verantwor­
tungsvollen Aufgaben eines Trupp­
führers stellen eine hohe Anforderung 
an die Qualifikation des mit dieser 
Aufgabe betrauten THW-Helfers. Die 
Ausbildung in Johannisberg kann 
den Lehrgangsteilnehmern nur das 
Grundwissen vermitteln. Um so wich­
tiger, ja unabdingbar ist es, die er­
worbenen Kenntnisse im Ortsver­
band zu vertiefen. Nur der Wille zur 
Weiterbildung und die stete Ausein­
andersetzung mit der anspruchsvol­
len Aufgabe lassen den Truppführer 
zur anerkannten Führungspersön­
lichkeit werden. 

- güse-
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Dlpl.-Ing. Klaus-Dleter Kühn, Braunschwelg 

Wege zu neuen Schutz­
strukturen in der 
Gefahrenabwehr 

Vortrag an läßlich der Jahrestagung des Schutzforums am 
15. Mai 1992 in Bonn 

Der Schutz des Lebens und der 
Umwelt ist als gesamtgesellschaftli­
ches Anliegen eine humanistische 
Pflicht im Kontinuum von gesetzli­
chem Auftrag für Bund, Länder und 
Kommunen, Behörden, Institutionen, 
Organisationen, Verbänden und letzt­
lich des Bürgers selbst. Mögen auch 
die Überlegungen zur Zukunft des 
Katastrophenschutzes gegenwärtig 
durchaus unterschiedlich sein, so 
steht doch außer Zweifel, daß der 
Stellenwert der Aufgabe klar gesehen 
werden muß. 

Der Schutz von Leben und Umwelt 
ist als Staatsaufgabe deshalb auch 
nicht teilbar. Denn es geht in diesem 
Bereich um die langfristige Zukunft 
von Staaten und Gesellschaften. Eine 
langfristig wirksame Strategie für ei­
nen möglichst umfassenden Schutz 
von Bevölkerung und Umwelt erfor­
dert daher ein abgestimmtes und ver­
antwortungsbewußtes Handeln und 
kann deshalb nicht auf kurzfristige 
Entscheidungen aufgebaut sein. 

Bund, Länder, Gemeinden und 
bürgerschaftliches Engagement in 
den unterschiedlichen Trägerschaf­
ten müssen daher als gleichrangige 
Säulen in einem I)luralistisch orien­
tierten Hilfeleistungssystem wieder 
mehr Konsens in den strategischen 
Zielsetzungen anstreben. 

Basis von neuen schutzstrategi­
schen Ansätzen ist zunächst die Ent­
wicklung von Gefahrenpotentialen in 
Verbindung mit technisch-wissen­
schaftlichen Innovationen, politisch­
rechtlich abgestützt und soziologi­
sche Einflüsse berücksichtigend. 
Diese Faktoren bilden gewisser-

221 BEVÖlKERUNGSSCHUTZMAGAZIN 6/92 1 

maßen das Dach für normative 
(ethisch-juristische), ordinative (poli­
tik-organisationswissenschaftliche) 
und allokative (die Zuweisung von Fi­
nanzmitteln betreffende) Aspekte ei­
ner Schutzstrategie, Bild 1. 

An der Schwelle zum 21. Jahrhun­
dert fehlt es uns in vielen Bereichen 

Ethik 

an Konzepten. Die Themen der Zu­
kunft werden dabei häufig nur noch 
unter reinen Kostengesichtspunkten 
bewertet. Die Probleme werden zu 
wenig grundsätzlich wahrgenommen 
und in eben übergreifenden Zusam­
menhängen erfaßt. Inspirierende 
Konzepte bleiben im Beharren auf so-

Umwelt 

Schutzstrategie 

• normativ 
• ordinativ 
• operativ 
• allokativ 

Bild 1: Strategische Aspekte der Gelahrenabwehr. 



genannte ureigenste Zuständigkeiten 
auf der Strecke. Das gilt auch für den 
Gefahren- und Katastrophenschutz. 

Der Schutz von Leben und Umwelt 
sind Herausforderungen mit einer 
weit in die Zukunft weisenden Di­
mension und erfordern eine Verant­
wortungspartnerschaft sowohl natio­
nal als auch international. Glaubwür­
digkeit und Verantwortung der Ver­
fassungsorgane müssen sich hieran 
messen lassen. 

1. Integrierte Schutzkonzepte 

Chancen zur Steigerung der Effizi­
enz im Gefahrenschutz liegen vor al­
lem in der Entwicklung integrierter 
SChutzkonzepte mit vernetzter Ein­
satzlogistik. 

Die Ziele einer anzustrebenden 
SChutzstrategie müssen deshalb auf 
eine langfristige Sicherung des 
Schutzes von Bevölkerung und Um­
welt ausgerichtet sein. Vor dem Hin­
tergrund der weltweiten Zunahme 
von Katastrophen- und Unglücksfäl­
len und deutlich gewachsenen Risi­
ken im Bereich zivilisatorischer 
Großschadenspotentiale sind die Er­
wartungen und Wertvorstellungen 
der Bürgerinnen und Bürger - wie 
diesbezügliche Plebiszite unterstrei­
chen - an die gesamte Bandbreite der 
Gefahrenvorsorge bis hin zum Kata­
strophenschutz wieder umfassender 
und politisch nachdrücklicher gewor­
den. Auch der Umweltschutz muß in 
diesem Zusammenhang intensiver in 

das Blickfeld der Gefahrenabwehr 
und des Katastrophenschutzes ein­
bezogen werden. 

Reformen im Sinne einer effizien­
ten Vernetzung und begrifflichen Er­
weiterung der Aufgaben und der Ent­
wicklung einer erwartungs- und zeit­
gemäßen Strategie des Gefah­
renschutzes erfordern deshalb auch 
ein neues Denken, das sich nicht im 
Abgrenzen von Aufgabenbereichen 
erschöpfen darf. Der Schutz der Bür­
gerinnen und Bürger vor Gefahren 
der Technik, der Natur und der An­
wendung von Gewalt muß deshalb 
sowohl aus humanitär-ethischer, so­
ziologischer, politisch-rechtlicher 
und technologischer Sicht einen 
deutlichen Paradigmenwechsel mit 
einer langfristigen Zielbindung erfah­
ren . 

Die Entwicklung der vorhandenen 
SChutzpotentiale erfordert eine spür­
bare Verbesserung der Integrations­
möglichkeiten. Neukonzeptionen 
können deshalb auch nicht einfach 
von oben vorgegeben werden, son­
dern sollten das vorhandene Basis­
und Erfahrungswissen von vornher­
ein in die Planungen mit einbeziehen. 

Wichtiges Handlungsziel ist die 
Schaffung integrierter Schutzkon­
zepte, um so die Gefahrenabwehr 
räumlich und in bezug auf das Scha­
densbild flexibel , präventiv und von 
der Reaktions- und Logistikfähigkeit 
her zeitlich verzugslos gestalten zu 
können, Bild 2. Nachhaltige Verbes­
serungen lassen sich durch integrier­
te Schutzkonzepte vor allem durch 

- verbesserte Einsatzplanung und 
-logistik 

- erhöhte zeitliche, personelle und 
technische Verfügbarkeit 

- bessere Reaktions- und Manage­
mentfähigkeit bei 

- gleichzeitiger Reduzierung der Ko­
sten und 

- nachhaltiger Erhöhung der Schutz-
qualität 

erreichen. Insgesamt können Flexibi­
lität und Einsatzwert durch neue 
Schutzstrategien entscheidend ge­
steigert und Schutzpotentiale in ho­
hem Maße aktiviert werden. 

Integrieren müssen wir sowohl mit 
den Mitteln der vernetzten Informa­
tionsverarbeitung und Kommunikati­
on aber auch durch leistungsfähige 
Organisationsmodelle. Das bedeutet 
in Teilbereichen des Zivil- und Kata­
strophenschutzes eine Abkehr von 
arbeitsteilig strukturierten Fachberei­
chen und der bislang vorherrschen­
den Konzentration von Einsatzfunk­
tionen in noch relativ starrem Sche­
ma gegliederten Einsatzverbänden. 

Hier müssen u. a. verbesserte 
Möglichkeiten geschaffen werden, 
die darauf abzielen, einen flexiblen, 
schadensbildorientierten, fach­
dienst- und organisationsübergrei­
fenden Einsatz von modular aufge­
bauten, schnell verfügbaren Teilein­
heiten (sog. Schnelleinsatzgruppen) 
zu gewährleisten. Dringend benötigt 
werden eine erhöhte funktionale Mo­
bilität und Modularität als Vorausset­
zung für eine verbesserte Integra­
tionsfähigkeit der verschiedenen 
fachdienstlichen Komponenten. Fle-

Staatsziel langfristige Sicherung von Leben und Umwelt 

Handlungsziel 

Ziele, die 
erreicht 

werden können 

Schutz-Potentiale 

D 
Schaffung von integrierten Schutzkonzepten 

D 
verbesserte erhöhte bessere geringere höhere 
Elnsatz- Verfüg- ReaktIons- Kosten Schutz-
planung barkeit fähigkeit qualität 
und 
-logistik 

{J. U ..tJ. 
Flexibilität und Einsatzwert I 

Bild 2: Ziele de, Schutzs'-I'.:..al.:..e=-oi.:..e. ________________________________ _ 
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6. 6. 

I Selbstschutz 

/ Organisation 
Bild 3: Integration und Segmentierung Im Gelahrenschutz. 

xibilität würde dem Katastrophen­
schutz zweifellos auch bei einer trä­
gerorientierten "Gleichschaltung" 
von Fachdiensten bzw. -komponen­
ten verloren gehen. 

Notwendig ist also ein Schutzkon­
zept, das die vorhandenen Schutz­
strukturen derart segmentiert, daß 
diese ihre Funktionen autark wahr­
nehmen, aber nach modularem Prin­
zip sowohl personell, technisch, or­
ganisatorisch als auch logistisch auf­
wärts kompatibel in ein auf dezentra­
le Führungsstrukturen aufgebautes 
Netzwerk integriert werden können, 
Bild 3. 

Schutzstrukturen mit klarer Seg­
mentierung und einer Harmonisie­
rung von Ausbildung, Technik, Orga­
nisation, Führung und Logistik er­
möglichen eine vertikale und hori­
zontale Verknüpfung aller Schutzauf­
gaben. Anzustreben ist also eine 
Schutzstrategie, bei der alle Schutz­
funktionen von den Selbsthilfemög­
lichkeiten, über die Schutzpotentiale 
in den Bereichen der allgemeinen Ge­
fahrenabwehr, bis hin zur Integration 
von Katastrophenschutz, Bundes­
grenzschutz, Bundeswehr, Fach­
behörden und Wirtschaft miteinander 
verknüpft sind. 

Es ist also eine SChutzstrategie zu 
entwickeln, bei der alle Schutzfunk­
tionen in einer abgestimmten schutz-
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logistischen Kette und ganzheitli­
chen Betrachtungsweise bei gering­
stem Aufwand einen qualitativ hohen, 
schnell verfüg- und flexibel kombi­
nierbaren Schutzstandard im Sinne 
einer sequenzgerechten Verstärkung 
sicherstellen. 

Man könnte so versuchen, be­
stimmte Merkmale japanischer Un­
ternehmensphilosophie in eine neue 
Schutzphilosophie quasi synerge­
tisch einzubringen und auf den Ge­
fahren schutz zu übertragen. Japaner 
delegieren Verantwortung auf die Ar­
beitsebene, sie investieren in die 
Wertschöpfung, nicht in die Periphe­
rie, lassen möglichst viel in eigener 
Regie erledigen und erreichen auf 
diese Weise "agilere und schlankere" 
Strukturen und durch kooperatives 
Vorgehen insgesamt effektivere Sy­
steme. Die strategische Zielbindung 
von Japanern lautet dabei nicht "gut 
genug", sondern "besser" im Sinne 
von "so gut wie möglich" und sie er­
reichen damit "mehr Leistung bei ins­
gesamt geringeren Kosten". 

Schlüsselelemente für die Integra­
tion, Segmentierung und Leistungs­
steigerung im Gefahrenschutz sind 
- das Modularitätsprinzip 
- das Subsidiaritätsprinzip 
- neue Modelle im Bereich Führung 

und Logistik in Verbindung 

L:::::. 

I 

~ 
- mit einem rechnergestütztem Ge­

fahrenmanagement 
Dabei gilt es, erst zu konzipieren, 

zu organisieren und dann erst zu 
computerisieren. 

2. Modularitätsprinzip 

Integrierte Schutzkonzepte erfor­
dern Modularität in jeder Hinsicht, 
d. h. sowohl organisatorisch-logi­
stisch, technisch, personell und aus­
bildungsmäßig, Bild 4. 

Entsprechend den jeweiligen 
Schutzzielen sollte die künftige Fach­
dienstsystematik so weiterentwickelt 
werden, daß die Verantwortungspart­
nerschaft für einen integrierten Ge­
fahren schutz als Ganzem dann auch 
konzeptionell zum Ausdruck käme. 

Es wird hierzu notwendig sein, sich 
auf eine dem künftigen Schutzbedarf 
entsprechende Funktionalität der 
Fachdienste zu verständigen. Diese 
Schutzkonzeption sollte dann in sich 
derart modular strukturiert werden, 
daß der Bund hinsichtlich seiner Zu­
ständigkeiten konzeptionell die Vor­
aussetzungen für eine vom Anspruch 
der gemeinsamen Hilfeleistungssy­
stematik her zu fordernde modulare 
Arrondierung bezogen auf die auf 
Länder- und Kreisebene abzu-
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Bild 4: Modularltät der Fachdienste. 

deckenden Risiken schafft bzw. An­
reize für eine trägerschaftspezifische 
Erweiterung des Einsatzwertes bie­
tet. 

Wesentliche Potentiale modular 
konfigurierter Fachdienststrukturen 
ergeben sich durch eine Erhöhung 
der Funktionalität und Flexibilität der 
Fachdienste bei gleichzeitiger Redu­
zierung der Gesamtkosten für den 
Gefahrenschutz. 

3_ Subsidiaritätsprinzip 

Die Einheiten und Einrichtungen 
des Katastrophenschutzes werden 
kraft Gesetzes nach dem Subsi­
diaritätsprinzip aufgestellt. Daran ist 
festzuhalten. Die Einengung auffach­
dienst bezogene Trägersehaften ge­
staltet das Hilfeleistungssystem un­
flexibel. Vergleicht man die gegen­
wärtige Präsenz der unterschiedli­
chen Trägerschaften in den einzelnen 
Fachdiensten wird die Schlüssel­
funktion des Subsidiaritätsprinzips 
für die flächendeckende SichersteI­
lung eines einheitlichen Schutzni­
veaus deutlich, Bild 5. 

Lediglich bezogen auf die Fach­
dienste Brandschutz-, Bergungs­
und Instandsetzungsdienst besteht 
in den Altbundesländern eine ein-

deutige Präferenz zugunsten der trä­
gerschaftlichen Zuordnung. 

Ohne in den Verdacht geraten zu 
wollen, an dieser Stelle Partikularin­
teressen hervorzuheben, sei der Hin­
weis gestattet, daß kommunale Re­
gieeinheiten und -einrichtungen als 
gemeinde- und verwaltungsnahe 
SChutzpotentiale mit Ausnahme des 
Instandsetzungsdienstes in allen 
Fachdiensten des Katastrophen­
schutzes präsent und damit integra­
ler Bestandteil der Gefahrenabwehr 
auf kommunaler Ebene sind. 

Besonders im Bereich von 
Führung und Logistik nehmen kom­
munale Katastrophenschutzeinrich­
tungen (Regieeinheiten) in den Alt­
bundesländern eine Schlüsselfunk­
t ion bei der Integration und Koordi­
nierung der Gefahrenabwehr durch 
die jeweiligen Katastrophenschutz­
behörden ein. Wichtige Fachdienste 
mit Querschnittsfunktionen sind zum 
überwiegenden Teil in kommunaler 
Regie und. damit in direktem Zugriff 
der Katastrophenschutzbehörden 
geführt . So nehmen diese Einheiten 
und Einrichtungen, gemessen am 
Gesamthilfeleistungspotential des 
Bundes, die Aufgaben zu 60 % im Be­
reich der Führung, 66 % im Fernmel­
dedienst, 40 % im Betreuungsdienst , 
100 % im Veterinärdienst und 36 % 
im ABC-Dienst wahr und leisten da-

mit einen unverziehtbaren Beitrag im 
Rahmen der gesamten Notfallvorsor­
ge. 

Organisationsungebundene Kata­
strophenschutzeinheiten sind für ei­
nen auch künftig auf dem Subsi­
diaritätsprinzip aufgebauten Kata­
strophenschutz unverziehtbar und 
tragen auf kommunaler Ebene in den 
Bereichen, in denen es auf den un­
mittelbaren Aufgabenbereich der Ka­
tastrophenschutzbehörden beson­
ders ankommt, zur fachdienstüber­
greifenden Koordination der gesam­
ten Gefahrenabwehr entscheidend 
bei. Die gegenwärtig vorhandene 
Präsenz kommunaler Regieeinheiten 
in fast allen Fachdiensten belegt, daß 
in den zurückliegenden Jahrzehnten 
andere private oder öffentliche Träger 
nicht flächendeckend in der Lage 
bzw. bereit waren, die zur Erfüllung 
der Aufgaben erforderliche Stärke zu 
gewährleisten. Die weise Regelung 
des Gesetzgebers, in diesen Fällen 
den Katastrophenschutzbehörden 
das Recht einzuräumen, kommunale 
Einheiten und Einrichtungen aufzu­
stellen, hat damit wesentlich dazu 
beigetragen, örtliche Schutzdefizite 
vermeiden zu helfen. Der Gesetzge­
ber hat das Recht der Katastrophen­
schutzbehörde, kommunale Regie­
einheiten aufzustellen in dem Gesetz 
über die Erweiterung des Katastro-
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phenschutzes vom 14. 2. 1990 (I) in 
§ 1 Abs. 2 KatsG deshalb ausdrück­
lich anerkannt. 

Durch die enge Bindung dieser 
SChutzpotentiale an die mit Aufgaben 
der allgemeinen Gefahrenabwehr be­
faßten Behörden und Fachämter auf 
kommunaler Ebene ist eine integrier­
te Ausbildung der Helferinnen und 
Helfer seitens des Trägers ebenso 
gegeben wie die direkte Nutzung die­
ser Potentiale im Zuge kommunaler 
Aufgabenfelder. 

Kommunale Regieeinheiten bieten 
aufgrund ihres organisationsneutra­
len und damit integrierenden Charak­
ters im Bereich von Führung und Lo­
gistik nahezu ideale Möglichkeiten für 
eine fachdienst- und organisations­
übergreifende Bündelung örtlicher 
Schutzressourcen. Besonders in den 
Bereichen Führung, ABC-, Fernmel­
de-, Betreuungs-, Veterinärdienst 

und Versorgung lassen sich im Sinne 
des Doppelnutzens unmittelbare 
Nahtstellen zu kommunalen Aufga­
ben, zum Beispiel auch im Umwelt­
schutz herstellen. Auch sollte in einer 
pluralen Gesellschaft nicht unbeach­
tet bleiben, daß eine Mitwirkung im 
Katastrophenschutz unter dem Vor­
zeichen einer bestimmten Vereini­
gung und der damit verbundenen Ak­
zeptanz jeweiliger privatrechtlicher 
Interessen nicht von jedem mitwir­
kungsbereiten Bürger getragen wird . 

Das Subsidiaritätsprinzip fördert 
dezentrale Strukturen und trägt damit 
gleichzeitig im Sinne eines positiven 
Wettbewerbs zu einer starken Förde­
rung der Effizienz im Katastrophen­
schutz bei. 

Die besonderen Anstrengungen 
beim Aufbau des Katastrophen­
schutzes in den neuen Bundeslän-

dern werden zeigen, daß sich die 
größer gewordene Bundesrepublik 
Deutschland weder einen Wegfall von 
in Jahrzehnten entwickelten 
Schutzressourcen noch einen kurzfri­
stigen Verzicht auf bewährte Instru­
mentarien und Struk1uren der Gefah­
renvorsorge leisten kann. Das 
schließt besonders auch in den neu­
en Bundesländern die Forderung des 
Offenhaltens der Möglichkeit der Auf­
stellung von organisationsungebun­
denen Hilfeleistungspotentialen ein. 

4. Gefahrenentwicklung 

Triebfeder für die langfristige Ent­
wicklung im Gefahren- und Katastro­
phenschutz bilden neue Gefahrenbil­
der und veränderte Katastrophen-
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Bild 6: Gefahren- und Konfl lk1potentlale. 

szenarien, Bild 6. Es sind vor allem 
zunehmende Gefahren aus der Nut­
zung von Technologien und Gefahren 
aus Fehlhandlungen aufgrund von 
komplexeren Wechselwirkungen zwi­
schen Mensch und Technik. Auch 
'Sind wir von einer konfliktfreien Welt 
noch weit entfernt. Die globalen Um­
brüche der politischen Strukturen ha­
ben neue und vielfältigere Risiken mit 
sich gebracht. Flüchtlings- und Wan­
derungsbewegungen fordern uns zu 
vermehrten Hilfeleistungen heraus. 
Gewaltpotentiale sind in Europa eher 
wieder unberechenbarer geworden. 
So werden wir weltweit mit einem 
immer breiter gefächerten Gefah­
renspektrum konfrontiert . Biosphäri­
sche Gefahren nehmen wieder zu mit 
tei lweise für die Tier- und Pflanzen­
welt epidemischem Charakter. Kli-

Kosmos 

Biosphäre 

Fehl-
verhalten 

Mensch 
Gewalt 
Flucht 

Umwelt 

maverschiebungen, Umweltbela­
stungen, Störungen der Atmosphäre, 
verstärkte Aktivrtäten der lithosphä­
re sowie häufiger werdende Warnun­
gen vor den Gefahren aus dem Kos­
mos lassen zunehmend die Sorge 
aufkommen, wie die Menschheit 
überhaupt die Voraussetzungen für 
die Lebens- und Überlebensgrundla­
gen langfristig entwickeln und erhal­
ten kann. Das alles hat zu einem spür­
baren Wandel im öffentlichen Be­
wußtsein geführt. 

Ein gefahrenbewußtes Katastro­
phenmanagement ist deshalb eine 
absolute Notwendigkeit. Allein die 
Umweltschäden werden für die Bun­
desrepublik Deutschland auf jährlich 
100 Milliarden DM beziffert. Folge­
richtig appellieren die Vereinten Na-

ro 
E 
~ 

tionen an ihre Mitgliedsstaaten, ihre 
Politik verstärkt an den Erfordernis­
sen des Gefahren- und Umwelt­
schutzes auszurichten. 

5. Kritik der Reformansätze 
von Bund und Ländern 

Ob nun gewollt oder ungewollt , 
sind die gegenwärtig zwischen Bund 
und Ländern diskutierten Vorschläge 
für eine Neukonzeption des Zivil- und 
Katastrophenschutz von zu wenig 
Sensibilität für die Herausforderun­
gen der Zukunft gekennzeichnet. 
"Abbau", "Ausdünnung" , "Ab­
schmelzung" und "Bereinigung" von 
ehrenamtlichen Ressourcen lautete 
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zunächst der Kurs. Die freiwillig und 
ehrenamtlich tätigen Helferinnen und 
Helfer wurden mit eilfertig publizier­
ten Vorstellungen konfrontiert, ohne 
eine vorherige Abstimmung und Dis­
kussion mit den Organisationen und 
Verbänden abzuwarten. Enttäu­
schung, Verunsicherung und teilwei­
se Verbitterung bei den Helferinnen 
und Helfern waren und sind die Fol­
ge. 

Die jetzt insbesondere von den 
Ländern geforderte Konzentration 
von Fachdienstfunktionen unter 
Wegfall wichtiger Aufgabenbereiche 
wird den eingangs beschriebenen 
langfristigen Strategien zur Entwick­
lung Integrierter Systeme für den 
Schutz von Leben und Umwelt nicht 
gerecht. Die Vorschläge sind insge­
samt nicht geeignet, die qualitative 
Verfügbarkeit des Katastrophen­
schutzes weiter zu verbessern und 
das erreichte Schutzniveau aufrecht­
zuerhalten. 

So sieht der bekannte IMK-Be­
schluß eines "Grund konzeptes" für 
die künftigen Aufgabenbereiche des 
Katastrophenschutzes in der Konse­
quenz unter anderem den Verzicht 
der bisher vom Bund finanzierten 
- Führungsgruppen Bereitschaft 
- Beobachtungs- und ABC-Meßstel-

len 
- Erkundungs- und Lotsengruppen 
- Fernmeldezentralen HVB und Ab-

schnitt als Führungsinstrumente 
der Katastrophenschutzleitungen 

- Fernmeldezüge 
- Verbrauchs-, Verpflegungs- und 

Materialerhaltungstrupps 
- Instandsetzungszüge 
- Betreuungsleitzüge und Betreu-

ungssteilen 
- Veterinärzüge 
und die Umstrukturierung des ABC-, 
Sanitäts- und Betreuungsdienstes 
vor. 

Von den Verzichtsvorschlägen 
der Länder wären bundesweit über 
35000 und von den Umstrukturie­
rungsvorschlägen noch einmal zu­
sätzlich 40000 freiwillig und ehren­
amtlich tätige Helferinnen und Helfer 
direkt betroffen, auf deren weitere 
Mitwirkungsbereitschaft dann wohl 
nicht mehr gerechnet werden könn­
te. Bereits jetzt führen teilweise vor­
weggenommene und daher rechts­
widrige Auflösungsbestrebungen in 
einzelnen ländern zu erheblichen 
weiteren Motivationseinbußen in der 
Bereitschaft zur freiwilligen Übernah­
me von Aufgaben im Katastrophen­
schutz. 

Wie soll eigentlich eine an neue 
Gefahren- und Katastrophenszenari-
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en an ge paßte Schutzkonzeption ge­
lingen, wenn besonders im Bereich 
Führung und Logistik Wurzeln ge­
kappt werden und im übrigen in Teil­
bereichen wieder ein nicht mehr zeit­
gemäßer Zentralismus angestrebt 
wird, der im Gegensatz zu unserer 
pluralistischen Gesellschaftsord­
nung stünde. Die Aufgaben bleiben 
doch und die jetzt für entbehrlich ge­
haltenen Funktionen sind im Grund­
satz nicht überholt. In der Konse­
quenz wäre lediglich eine Verlage­
rung der Aufgaben auf die personell 
ohnehin knapper werdenden Res­
sourcen anderer Fachdienste die Fol­
ge, was letztlich wieder zu Einbußen 
in der Flexibilität und Qualität der ver­
bliebenen und personell weiterver­
kleinerten Fachdiensteinheiten füh­
ren müßte. Die knappste Ressource, 
die wir in der Bundesrepublik 
Deutschland gegenwärtig zuneh­
mend haben werden, das sind Men­
schen, die sich freiwillig und ehren­
amtlich für diesen Staat und diese 
Gesellschaft aktiv engagieren, wie 
dramatisch rückläufige Verpflich­
tungszahlen im Katastrophenschutz 
belegen. In dieser für die Katastro­
phenschutzorganisationen ohnehin 
äußerst schwierigen Situation auf 
mitwirkungsbereite Bürgerinnen und 
Bürger zu verzichten, muß auch ge­
seIlschaftspolitisch als absolut kon­
traproduktiv beurteilt werden. 

Zum Aufbau einer neuen Schutz­
konzeption benötigen wir weiterhin 
das Wissen und die in einem langjäh­
rigen Prozeß erworbenen Erfahrun­
gen von Führungskräften und Helfern 
der Einheiten und Einrichtungen, die 
jetzt ersatzlos aufgelöst werden sol­
len. Nur mit und nicht ohne diese 
Fachdienstkomponenten kann eine 
Integration in einen nach modularem 
Prinzip auf die Aufgaben weiterhin 
konzentrierten integrierten Gefahren­
und Katastrophenschutz gelingen. 

Die ARKATsieht die künftige Funk­
tionsfähigkeit des Katastrophen­
schutzes ernsthaft in Gefahr, wenn 
der Wegfall ganzer Einheiten und 
Fachdienste politisch durchgesetzt 
werden kann. Gemessen an den Lei­
stungen, die die Helferinnen und Hel­
fer "zum Nulltarif" für Staat und Ge­
sellschaft erbringen, lassen sich zu­
dem auch keine wesentlichen Ko­
stenreduzierungen erzielen. 

Statt dessen benötigen wir drin­
gend eine erhöhte funktionale Mobi­
lität und Integrationsfähigkeit der ver­
schiedenen fachdienstlichen Kom­
ponenten der Gefahrenabwehr. Viel 
zu wenig werden dabei im Interesse 
eines effektiven Gesamtkonzeptes 

auch die konzeptionellen Überlegun­
gen im Bereich der Streitkräfte, des 
Bundesgrenzschutzes und der Poli­
zeien der Länder beachtet. Hier ent­
stehen gleichfalls personelle und 
technische Lücken, die ein dermaßen 
amputierter Katastrophenschutz 
nicht mehr zu schließen vermag. 

6. Zusammenfassung 

Die Wurzeln eines auf die Zukunft 
gerichteten Schutzkonzeptes dürfen 
nicht fahrlässig gekappt werden. Der 
Bund sollte dies den Ländern gegen­
über deutlicher akzentuieren. Wir ver­
geben insgesamt große Chancen, 
wenn wir die Aufgaben der Zukunft 
nur noch in Haushaltsaspekten und 
zu wenig in den Gesamtzusammen­
hängen erfassen und bewerten. Nicht 
nur in den existentiellen Zukunftsthe­
men muß das Bewußtsein künftig 
wieder mehr der Wirklichkeit voraus­
eilen; nicht die Wirklichkeit dem Be­
wußtsein. Antizyklisches Verhalten ist 
gerade im Bereich des Gefahren- und 
Katastrophenschutzes angezeigt; 
d. h., wenn es scheinbar nicht nötig 
ist, sollten zukunftsweisende Verän­
derungen eingeleitet werden. Immer­
hin schlug der Arbeitskreis 5 der Ar­
beitsgemeinschaften der Innenmini­
sterien der Bundesländer vor, die Ka­
tastrophenschutzforschung zu ver­
stärken und hat den Bundesminister 
des Innern gebeten, Vorschläge für 
Forschungskooperationen vorzule­
gen. Forschung im Katastrophen­
schutz tut auch not, denn die derzei­
tig vorliegenden Empfehlungen lösen 
die Probleme offenbar nicht mehr. Für 
die langfristige Entwicklung zeit­
gemäßer Schutzkonzepte kann Ab­
bau keine, muß Wandel durch Umbau 
die Maxime sein. Nicht Abbau, son­
dern mehr Kontinuität im Aufbau von 
integrierten Schutzstrukturen ist zu 
fordern. Neue Wege zur Entwicklung 
eines Gefahren- und Katastrophen­
schutzes der Zukunft sollten daher im 
Rahmen einer Forschungsinitiative in 
allen ihren interdisziplinären Aspek­
ten untersucht werden, um Hand­
lungsempfehlungen auf gesicherter 
Grundlage geben zu können. 

Das Schutzforum verkörpert in na­
hezu idealer Weise die Förderung des 
Dialogs verschiedener Eliten auf dem 
Gebiet der jeweiligen Schutzdiszipli­
nen und könnte zum Beispiel im Rah­
men einer Studie ein solches For­
schungsprogramm vorbereiten, um 
bestehende Ansätze zur Steigerung 
der Schutzqualität zusammenzufas­
sen. 



Das Rheinische Massiv Ist geologisch lebendig 

Auch unter Bonn 
herrscht 

Untergrundbewegung 
Mit jüngstem Erdbeben war zu rechnen -

Erdkruste wird weiter angehoben 

Ein geologisches Phänomen wie 
die San-Andreas-Verwerlung in Kali ­
fornien , die 1906 San Francisco zer­
störte und die Stadt und ihr weites 
Umfeld auch heute bedroht, gibt es in 
dieser Gefährlichkeit in Mitteleuropa 
nicht. Daß man freilich auch hier 
Überraschungen erleben kann, be­
wies das Erdbeben am 13. April in der 
Nähe der niederländischen Stadt 
Roermond, das nicht nur im deutsch­
niederländischen Grenzgebiet, son­
dern im gesamten Rheinland schwe­
re Schäden anrichtete. Weshalb der 
Untergrund im Bereich dieses Ereig­
nisses seismisch problematisch ist, 
beschreibt der Geologe und Wissen­
schaftsjournalist Dr. Harald Steiner 
im folgenden unter anderem am Bei­
spiel der "Störung von Ochtendung", 
einer aktiven Bebenzone, in der sich 
in zehn bis 15 Kilometer Tiefe zwei 
Erdkrustenschollen allmählich ge­
geneinanderbewegen. 

Erdkruste wird angehoben 

Entdeckt wurde die geologische 
Störungszone von Ochtendung, die 
sich von Südost nach Nordwest 
westlich an Koblenz vorbei bis über 
Bonn hinaus erstreckt, das während 
des jetzigen Bebens ebenfalls erheb­
liche Schäden davontrug, während 
des von der Deutschen Forschungs­
gemeinschaft (DFG) von 1976 bis 
1982 geförderten Forschungspro­
jekts "Rheinisches Massiv". Es erlaß­
te erkennbar ganz junge Erdkrusten­
bewegungen in diesem Massiv, das 

man in etwa mit dem Rheinischen 
'Schiefergebirge gleichsetzen kann. 

Dabei handelt es sich um einen 
Erdkrustenblock, der vor einigen 
hundert Jahrmillionen gebirgig auf­
gefaltet und in den letzten Jahrmillio­
nen dann erneut um etwa 300 Meter 
höher gepreßt worden ist - und das 
unter einer vielfältigen vulkanischen 
"Begleitmusik", die vor erst knapp 
11 000 Jahren mit dem gewaltigen 
Ausbruch des Laacher Seevulkans 
ihren Höhepunkt erreicht hat: Die 
Eruptionssäule muß mindestens 
zehn Kilometer weit in den Himmel 
gereicht haben, die Vulkanasche flog 
bis nach Schweden. 

Die Erdkrustenbewegungen um 
dieses Massiv, vor allem in seinem 
linksrheinischen Teil , dauern auch 
heute noch an. An seinen Rändern 
bebt die Erde immer wieder "makro-' 
seismisch" und damit bemerkbar, 
bisweilen auch heftig. Besonders 
heftig bebte die Erde in der Nacht 
vom 12. zum 13. April 1992 bei dem 
Erdbeben von Roermond, das nach 
Messungen der zum Geologischen 
Institut der Universität zu Köln 
gehörenden Erdbebenwarte Bens­
berg auf der nach oben offenen Rich­
ter-Skala eine Magnitude von 5,9 er­
reichte und damit nur geringfügig hin­
ter dem bisher stärksten bekannten 
mitteleuropäischen Beben nördlich 
des Bebenherdes Basel zurückstand, 
das sich 1756 mit einer Magnitude 
von 6,0 ebenfalls am Nordrand des 
Rheinischen Massivs in Düren ereig­
nete. Die Erschütterungen wurden in 
Belgien, den Niederlanden, Ostfrank­
reich und weiten Teilen Deutsch­
lands, unter anderem bis nach Halle 

und München, verspürt. Daran, daß 
man in diesem Raum auch mit stär­
keren Beben rechnen mußte, wurde 
man spätestens 1983 wieder erin­
nert , als der Raum Lüttich von einem 
Erdbeben mit einer Magnitude als 
dem Maß für seismische Energielei­
stung von 5,1 erschüttert wurde, bei 
dem ebenfalls schwere Schäden ent­
standen. 

Dieser Landstrich ist also für ein 
dichtbesiedeltes Gebiet eine echte 
Gefahrenzone, in der die Erdkruste 
weiter angehoben wird. Feinmessun­
gen haben für diese Anhebungen im 
gesamten Raum südlich von Aachen, 
in dessen unmittelbarer Umgebung 
auch das diesmal besonders schwer 
betroffene Heinsberg liegt, bis zu 16 
Millimeter pro Jahr aufgezeigt, was in 
etwa dem Betrag entspricht, um den 
die Zentralalpen auch heute noch 
jährlich weiter in die Höhe streben. 

Ständig Mikrobeben 

Um die Erdkrustenbewegungen 
und die Störungslinien des Unter­
grunds, an denen sie sich abspielen, 
genau zu erlassen, beobachtet man 
die natürlich auftretenden Erdbeben, 
deren Herde auf solche Bewegungs­
linien liegen. Die Lage des jeweiligen 
Herdes zeigt dabei auf, wie steil die 
Erdkrusten-Verschiebungsflächen 
liegen. Nun ereignen sich allerdings 
Erdbeben von einer Stärke, wie sie 
mit den normalen Instrumenten der 
Erdbebenwarten erlaßt werden - sie 
haben in der Regel Magnituden ab 
2,5 oder 3 -, aus der Sicht der reinen 
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Wissenschaft, die sie als aussage­
kräftige Signale auswerten will, ei­
gentlich viel zu selten. Doch ist schon 
lange bekannt, daß in seismisch ak­
tiven Gebieten auch ständig Mikro­
beben auftreten, die manchmal sogar 
so schwach sind, daß sie in jenem 
"Rauschen" zu verschwinden dro­
hen, das bereits Erschütterungen 
durch Verkehr oder einen wind be­
wegten Wald hervorrufen können. 
Um auch solche Signale noch aus­
werten zu können, wurde bereits ab 
1976 ein Netz von elf hochempfindli­
chen Seismographen von der Univer­
sität zu Köln im Norden und von der 
Universität Karlsruhe im Süden in-

stalliert. Damit konnte ein Gebiet von 
200 mal 200 Kilometer im westlichen 
Bereich des Rheinischen Schieferge­
birges überwacht werden. 

Dabei erwies sich dieser gesamte 
Raum als seismisch hochlebendig: In 
sechs Jahren wurden dort nicht we­
niger als 800 Mikrobeben aufge­
zeichnet - nur wenige davon waren 
mit Magnituden über 3,0 auch spür­
bar. Die allermeisten jedoch beweg­
ten sich in diesem Energiemaß bis 
hinab zu 0,9. Ihre Quellen - die 
Flächen, die sich bei einem Beben 
gewissermaßen ruckelnd aneinander 
reiben - hatten nur Größen von 
Bruchteilen eines Quadratkilometers, 

Bilder oben und unten: Der Zollerngraben in Baden·Würtlemberg zählt zu den erdbebengelährdel­
slen Geblelen der Bundesrepublik. Ein Beben der Slärke 6 richlele 197B in den Slädlen Albsladl und 
Burladlngen Im Zollernalbkreis schwere Gebäudeschäden an. (Fotos: Sers) 

J 
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während das bei starken und sehr 
starken Beben Hunderte oder Tau­
sende von Quadratkilometern sein 
können. 

" Riß" breitet sich aus 

Die Wissenschaftler überraschte, 
daß sich diese unscheinbaren Ereig­
nisse nur zu einem kleinen Teil am 
Rande des Massivs abspielten, son­
dern meist über Störungslinien durch 
sein Inneres. So gibt es beispielswei­
se um Koblenz mindestens vier fast 
parallel verlaufende seismisch ak1ive 
Linien, die sich durch den Wester­
waid, teils durch die Stadt selbst so­
wie ostwärts und westlich davon er­
strecken. Die westlichste dieser Ver­
werfungen zieht sich knapp zehn Ki­
lometer von der Koblenzer Stadtmit­
te entfernt nach Nordwesten durch 
den Laacher Seevulkan. In ihrem Be­
reich ereignete sich im ersten Meß­
zeitraum fast ein Zehntel aller Mikro­
beben - und zwar gehäuft um einen 
rund 15 Kilometer langen Teilab­
schnitt. Diese "Störung von Ochten­
dung" ist an ihrem Nordende als 
Geländestufe erkennbar und schon 
lange aktiv, an ihrem Südende aber 
eher "neu". Der Kölner Seismologe 
und Leiter der Erdbebenstation 
Bensberg, Professor Ludwig Ahor­
ner, vermutet, daß dieser schräg nach 
Nordosten einfallende und bis in min­
destens 15 Kilometer Tiefe nach­
weisbare "Riß" sich gegenwärtig von 
Nord nach Süd weiter ausbreitet, daß 
man dort die Erdkruste also sozusa­
gen mitten in der "Konstruk1ionsar­
beit" erfassen kann. 

Seit der Zeit des Hauptbeobach­
tungsprogramms dauert die mikro­
seismische Aktivität im Rheinischen 
Massiv unverändert weiter an und hat 
jetzt mit dem Erdbeben im niederlän­
dischen Roermond einen für Mittel­
europa ungewöhnlichen HÖhepunk1 
erreicht. 

Was zu tun bleibt, ist die weitere 
seismologische Überwachung dieser 
Bewegungsvorgänge durch das Netz 
der Spezialseismometer. Die könnten 
darüber hinaus auch anzeigen, wenn 
sich wieder ein Vulkan im Untergrund 
der Eifel zu rühren beginnen sollte, 
was nach heutigem Wissen nicht 
auszuschließen ist. Besonders inter­
essant in dieser Hinsicht dürfte die 
Zone von Ochtendung sein, weil sie 
"genetisch" offenbar mit dem für Mit­
teleuropa riesigen Laacher Seevul­
kan verknüpft ist. 

(df) 



Bundesbauministerium: 

"Schutzraumbau bleibt 
zentrale Aufgabe" 

Grundsatz "Schutz geht vor Rettung" 
hat nach wie vor Gültigkeit 

Das Bundesministerium für 
Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau übermittelte am 25. Mai 
1992 dem " Bevölkerungsschutz­
Magazin" eine Darlegung zur Ver­
wirklichung eines baulichen Min­
destschutzes vor dem Hintergrund 
der Neuordnung der zivilen Vertei­
digung in Folge der veränderten si­
cherheitspolitischen Lage. Diese 
Darlegung hat folgenden Wortlaut: 

Mit der Erklärung von Rom am 7. 
und 8. November 1991 über "Frieden 
und Zusammenarbeit" und dem neu­
en strategischen Konzept des Bünd­
nisses haben die Staats- und Regie­
rungschefs der Mitgliedstaaten des 
Nordatlantischen Bündnisses festge­
stellt. daß sie trotz des Zerfalls des 
Warschauer Paktes ihren Völkern 
nicht den Beginn des Zeitalters des 
ewigen Friedens verkünden können. 
Vielmehr wurden Erklärungen abge­
geben. die die große Besorgnis über 
die Verhältnisse in diesen Staaten 
zum Ausdruck brachten. Der im letz­
ten Jahr stattgefundene Golfkrieg hat 
auf anderes Gefahrenpotential im 
Mittelmeerraum aufmerksam ge­
macht. 

Die Staats- und Regierungschefs 
der Mitgliedstaaten der NATO haben 
sich darauf geeinigt. daß sich die 
künftige Sicherheitspolitik auf drei 
sich gegenseitig stärkende Elemente 
abstützen soll: 
- Dialog. 
- Kooperation und 
- Aufrechterhaltung kollektiver Ver-

teidigungsfähigkeiten. 
.um die kollektive Verteidigungs­

fähigkeit aufrechterhalten zu können. 
bedarf es nach allgemeiner Ansicht 
weiterhin der zivilen Notfallvorsorge 
mit folgenden vier Hauptaufgaben: 

- Schutz der Bevölkerung. 
- Aufrechterhaltung der Regierungs-

und Verwaltungstätigkeit. 
- Versorgung der Bevölkerung und 

der Streitkräfte. 
- Unterstützung der bewaffneten 

Kräfte. 
Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl hat 

in seiner Rede über die Zeitvorstel­
lungen und Chancen für die Zukunft 
Europas vor dem Internationalen Ber­
telsmann-Forum am 3. April 1992 im 
Gästehaus Petersberg in Königswin­
ter zu den Sicherheitsfragen folgen­
des aufgeführt: 

"Richtig ist sicher. daß die Spal­
tung Europas tiefer gereicht und mehr 
zerstört hat. als wir früher annahmen. 
Zusammenbruch oder akute Gefähr­
dung staatlicher und wirtschaftlicher 
Ordnung. das Wiedererstehen alter 
Nationalismen - all dies scheint der 
Verwirklichung des größeren Europas 
entgegenzustehen. 

Ich verkenne nicht. daß aus diesen 
Prozessen neue Gefährdungen unse­
rer Sicherheit und der gesamteu­
ropäischen Stabilität entstehen kön­
nen. Die neuen Risiken und Gefahren 
sind vor allem ökonomischer. sozia­
ler. aber auch politischer Natur. Sie 
können - auch das ist wahr - zur 
Quelle neuer militärischer Risiken 
werden. 

Erstrangiges Feld der Zusam­
menarbeit in einem größeren Europa 
bleibt deshalb die Sicherheit . Sicher­
heit nicht mehr voreinander. sondern 
miteinander. George Kennan hatte 
schon am Ende des Zweiten Welt­
krieges geschrieben: .Einer der ge­
fährlichsten Augenblicke für die inter­
nationale Stabilität wird kommen. 
wenn eines Tages die Herrschaft 
Rußlands - er meinte natürlich die 
Sowjetunion - anfängt zusammenzu­
brechen.' Er hat Recht behalten. 

In der Tat muß - bei aller Besorg­
nis über bestimmte Entwicklungen im 
Mittelmeerraum oder im benachbar­
ten Nahen Osten - unsere erste Auf­
merksamkeit dem Schicksal der län­
der gelten. die in der Mitte. im Osten 
und im Südosten Europas liegen. 

Die Mitgliedstaaten der KSZE - in­
zwischen 51 - bilden den geopoliti­
sehen Raum für künftige europäische 
Sicherheitspolitik. Erstes Ziel muß es 
sein. die frühere militärische Gegner­
schaft in eine echte Sicherheitspart­
nerschaft umzuwandeln. Der Anker 
für die europäische Sicherheit muß 
dabei die NATO bleiben. Denn auch 
hier gilt - ähnlich wie für die EG -. daß 
es ein kapitaler Fehler wäre. Bewähr­
tes abzubauen oder gar aufzugeben. 
um Neues zu gewinnen." 

Aus den bisherigen Äußerungen. 
Erklärungen und vorliegenden 
Grundsatzpapieren. die von Bedeu­
tung für die zivile Verteidigung sind. 
geht eindeutig hervor. daß das Risiko 
von Katastrophen unterschiedlich­
ster Art heute und auch in Zukunft 
nicht ausgeschlossen werden kann. 

Zwar treten scheinbar zur Zeit die 
strategischen und sicherheitspoli­
tisch relevanten Risiken hinsichtlich 
kriegerischer Auseinandersetzungen 
etwas in den Hintergrund. jedoch 
muß dabei beachtet werden. daß die 
heutigen außenpolitisch-militäri­
schen Perspektiven Bestandteil un­
seres heutigen weltpolitischen Hori­
zonts sind. der sich aber von Tag zu 
Tag ändern kann. Keine Planung und 
keine wissenschaftliche Voraussage 
kann diese Veränderungen vorweg­
nehmen . 

Ziel einer effektiven Konzeption für 
den Zivilschutz muß es daher sein. 
eine weitgehend Unabhängigkeit der 
Zivilschutzmaßnahmen von den je-
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weiligen aktuellen Bedrohungsanaly­
sen zu erreichen. 

Es kann festgestellt werden, daß 
der Grundsatz "Schutz geht vor Ret­
tung" nach wie vor seine Gültigkeit 
hat. 

In diesem Bericht hat der Bundes­
rechnungshof nochmals darauf hin­
gewiesen, daß der bauliche Zivil­
schutz eine besonders wichtige Auf­
gabe innerhalb des Bevölkerungs­
schutzes darstellt. Der Bau von 
Schutzräumen wird als unverziehtbar 
bezeichnet, weil durch die baulichen 
Schutzmaßnahmen die Überlebens­
chancen beträchtlich erhöht werden. 

zweckbauten eingestellt. Im Bundes­
haushalt 1992 und im Finanzplan bis 
1996 sind für die bestehenden För­
derverpflichtungen rd . 350 Mio. DM 
vorgesehen. 

Ob sich künftig nach anderen bau­
technischen Regelwerken ein neues 
Schutzbaukonzept realisieren läßt, 
wird zur Zeit zwischen den Bun­
desressorts abgestimmt. 

In diesem Zusammenhang muß 
beachtet werden, daß der Schutz­
raumbau als zentrale Aufgabe des Zi­
vilschutzes für die Glaubwürdigkeit 
und Akzeptanz aller übrigen Maß­
nahmen der zivilen Verteidigung von 
grundsätzlicher Bedeutung ist und 
bleibt. 

Die Aussage wird auch vom Bun­
desrechnungshof durch seinen Be­
richt zur Organisation des Zivil­
schutzes vom 5. September 1991 be­
stätigt. 

Bedingt durch die veränderte si­
cherheitspolitische Lage ist der Zivil­
schutz in seiner bisherigen Art zu 
überdenken und sind die künftigen 
Anforderungen zu definieren. Für den 
öffentlichen Schutzraumbau wurden 
daher zunächst die Förderungsmaß­
nahmen für die Errichtung von öf­
fentl ichen Schutzräumen als Mehr-

Im Zuge der Beratungen hat BM­
Bau unter dem Datum vom 27. März 
1992 eine neue Konzeption für den 
baulichen Mindestschutz vorgestellt. 

•••••••••••••••••••••••• 

17. bis 20. August: 3. Imer­
nationales Feuerwehr-Musik­
kapeJlen-Festival 

Gyula (H) 
Info: BerufsfeuerwehrGyu­

la, Postfach 64, H-570 1 Gyula 

30. August bis 3. Septem­
ber : I. Pan-Europäischer Not­
faJl -Kongreß 

Budapest (H) 
Info: Kongreßsekretariat, 

Interconvention Austria Cen­
ter Vienna, A- 1450 Wien 

4. bis 6. September: 
10. Feuerwehr-Rad-Weh­

meisterschaft 
Wien (A) 
Info: Berufsfeuerwehr 

Wien, Am Hof9, A- 10 10 Wien 

4. bis 6. September: J 5. 
Hessischer Feuerwehnag 

Michelstadt 
Info: Magistrat der Stadt 

Michelstadt. Frankfuner 
Straße, 6 120 Michelstadt 

8. bis I I. September: Aus­
steJlung der Feuerbekämpfung 
und der Rellungsdienste "F 92 
Imemational" 

Paris-Le Bourget (F) 
Info: F 92, 22- 24 , rue du 

Presidem Wilson, 1'-92532 Le­
vaJlois Perret Cedex 

11. bis 13. September: In­
temationaler NotfaJl -Kongreß 
" Inka 92" 

StadthaJle Aschaffenburg 
Info: Verband Deutscher 

Rellungssanitäter e. v.., Kon­
greß-Organisation, Postfach 
1022 1 I, 6072 Dreieich 

7. bis 9. Oktober : Kongreß 
und AussteJlung "Arbeits­
schutz aktueJl" 

Berlin 
Info: Hinte Messe- und Aus­

steJlungsgeseJlschaft mbH, 
Postfach 2948, 7500 Karlsru­
he I 

13. bis 16. Oktober: Imer­
nationale Sicherheits-Fach­
messe .,Security '92" 

Messe Essen 
Info: Security, Postfac h. 

4300 Essen I 

14. bis 16. Oktober: I I. 
Rettungshubschrauber-Fach­
tagung "Luftrellung zwischen 
Konsolidierung und Neube­
ginn" 

Kongreßzemrum Gar-
misch-Panenki rchen 

Info: ADAC- Luftrellung 
GmbH, Am Westpark 8, 8000 
München 70 

18. bis 21. November : 24. 
Imernationaler Kongreß und 
Au,steJlung .,Medica '92" 

Dü;seldorf 
Info: Deutsche GescJlschaft 

tur Förderung der Medizini­
schen Diagnostik e. V., Post­
fac h 700 149, 7000 SlUllgan 70 

Seminare und Lehrgänge von 
Instituten und Finnen 

Brandschutz- und Kata­
strophensehul7.schule Hey­
rothsberge, Biederi tzer 
Strulle 5, 0-3 101 Heyroths­
berge: 

28. September bis 2. Okto­
ber: Baulicher Brandschutl. 
Industriebauten; 

J 2. Oktober bis 18. De­
zember: Fachbezogene nalUr­
wissensc haftl ich-techn ische 
Grundlagen des Brand­
schutles; 

9. bis I I. ovember: Leiter 
von LeitsteJl en; 

16. bis 17. ovember: 
Handlungsgrundsätle zur Ge­
fahrenabwehr; 

30. November bis 4. De­
zember: Baulicher Brand­
schutz, Induslriebauten; 

14. bis 18. Dezember: 
Brandsicherheitsschau . 

G loria-Werke, Postrach 
11 60, 4724 Wadersloh: 

23. bis 25. September: 
Brandschutz-Seminar ftir 
Führungskräfte; 

2 I. bis 23. Oktober: Brand­
schutz-Seminar für Führungs­
kräfte. 

M inim ax-Se hulun gszen­
trum, Stuttgarter Straße 
140, 7432 Bad Uraeh: 

25. bis 28. August: Betrieb­
licher Brandschutz; 

8. bis I I. September: Brand­
schutz-Praxis; 

22. bis 25. September: 
Brandschutz-Technik; 

20. bis 23. Oktober: Brand­
schutz-Organisation; 

J O. bis 13. ovember: Bau­
licher Brandschutz; 

25. bi < 27. November: 
BmndschulZ aktuell. 

Technikzentrum Lübeck 
und Drägerwerk AG, See­
landstraße 15, 2400 Lübeek 
I : 

23. bis 25. September: 
Schadstoffmessung in Umwelt 
und Arbeitsschutz. 

•• ••• • • • • • • • • • • • • • • • • •• • 
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I Bundesverband für den SelbsachuU 

Bllcltpunltt No,d­
,"eln-Westfalen 

Olpe 

.,Wasser marsch", hieß es 
für die Beamten der Kreispoli­
zeibehörde Siegen bei der Ab­
schlußprüfung einer Lehr­
gangsreihe mit Brand­
schutzthemen. Den Teilneh­
mern, die zu diesem Zweck 
ihre Unifonn mit Schutzanzü­
gen getauscht hallen, bereitete 
die Aus- und Weiterbildung im 
Selbstschutz sichtliche Freu­
de. Kein Wunder, daß eine 
neue Lehrgangsreihe mit wei­
teren Themen ins Auge gefaßt 
ist. 

Wuppertal 

Daß der BVS - wieder ein­
mal - live bei den Hörern des 
Rundfunksenders "Radio Ne­
andertal" ankommen konnte, 
verdankte die B VS-Dienststel­
le Wuppertal ihren guten Kon­
takten zum örtlichen Lokal­
sender. Diesmal war das BVS­
Team mit Dienststellenleiterin 
Marion Westerweg komplett 
ins Studio des Privatsenders 
gekommen. Das bot Gelegen­
heit, einmal hinter die Kulis­
sen zu schauen, um technische 

Beim Umgang mit Strahlrohr und Tragkraftspritze zeigen die Beamten 
viel Geschick. (Foto: Sohler) 

Details ebenso kennenzuler- ber der seit Jahren bekannten 
nen wie Fragen des Pro­
gramms und ·der redaktionel­
len Arbeit. Das vorhandene 
Verständnis füreinander wurde 
auf diese Weise noch vertieft. 
Sicherlich auch zum Nutzen 
der weiteren Zusammenarbeit 
zwischen Rundfunk und BVS. 

Heslenlplegel 

Kassel 

Anfang Juni fand zum 32. 
Male der Hessentag stall. In 
diesem Jahr war die nordhessi­
sehe Stadt Wolfhagen Gastge-

und gutbesuchten Landesaus­
stellung. Im Vorfeld der Aus­
stellung wandte sich die Stadt­
verwaltung Wolfhagen an den 
BVS. Sie wünschte eine Betei­
ligung des Informationsstan­
des der BVS-Dienststelle Kas­
sel auf der sogenannten Hes­
sentags-Straße. Dabei handel­
te es sich um den Hauptzu­
gangsweg zum Ausstellungs­
gelände. 

Auch auf dem Ausstellungs­
gelände war der B VS vertre­
ten: Die hessische BVS-Mitar­
beiterin Klingelhöfer-Bartho­
lomäus ist für den BVS Mit­
glied im Landesfrauenrat. Ln 
dieser Eigenschaft war sie auf 
der Ausstellung vertreten und 
konnte am Stand des Landes­
frauenrates Besucher über die 
Arbeit des BVS infannieren. 

Darmstadt 

Ein vielfaches Jubiläum 
konnte bei der BVS-Dienst­
stelle Darmstadt begangen 
werden. Für 35jährige ehren­
amtliche Mitarbeit im Verband 
wurden Hans Mohr und Oskar 
Schneider geehrt. Wemer 
Grübler beging sein 25jähriges 
und orbert Prokapee sein 
20jähriges Jubiläum. 

Millnteresse verfolgen die ßVS·Mitarbeiter das Geschehen im Studio. 
B V S-Landesstellenleiter 

Wemer Hachen würdigte die 

Verdienste der vier Jubilare 
und überreichte die Urkunden 
und Ehrengaben an läßlich ei­
ner Feierstunde in der Dienst­
stelle Darmstadt. 

Neben Landeshelfervertre­
ter Peter Breitmeier ließ es sich 
auch Bundeshelfervertreter 
Jürgen Grabke nicht nehmen, 
dieser Veranstaltung beizu­
wohnen. Grabke betonte das 
besondere soziale Engage­
ment der vier Ehrenamtlichen 
und ihre Leistungen für den 
BVS. 

Wiesbaden 

Auf Einladung der BVS­
Dienststelle Wiesbaden nah­
men Behördenselbstschutzlei­
lcr verschiedener hessischer 
Ministerien an einer lnfonna­
tionstagung Selbstschutz teil. 
BVS-Landesstellenleiter Wer­
ner Hachen und BVS-Dienst­
stellenleiter Hans Kremer 
konnten dabei auch den für Zi­
vil- und Selbstschutz zuständi­
gen Referenten aus dem hessi­
sehen Ministerium des Innem 
und für Europaangelegenhei­
ten, Ministerialrat Rudolf 
Handwerk, begrüßen. 

Ziel der Veranstaltung war 
es, den aktuellen Sachstand 
der Diskussion über die künf­
tigen Strukturen im Zivil- und 
Selbstschutz darzustellen so­
wie die derzeitigen Ausbil­
dungsinhalte und -möglichkei­
ten des BVS vorzustellen. 
Praktische Fragen der Umsetz­
barkeit der Ausbildungsange­
bote des BVS spielten schließ­
lich eine wichtige Rolle. 

Ministerialrat Handwerk, 
Träger der goldenen BVS-Eh­
rennadel und Vertreter des 
Landes Hessen im Vorstand 
des Verbandes, verdeutlichte 
unter Einbeziehung seiner 
jahrzehntelangen Erfahrungen 
die Rahmenbedingungen, un­
ter denen derzeit Bevölke­
rungsschutz zu verwirklichen 
sei. 

Vor dem Hintergrund, daß 
Ministerialrat Handwerk aus 
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'qem "eule 

Regensburg 
---' 

Im Rahmen einer Info-Ta­
gung an der BVS-Bundes­
schule in Ahrweiler besichtig­
ten die Teilnehmer aus Re­
gensburg auch das Warnaml in 
JÜlich. Plöl7lich, ohne vorher 
erkennbare An7eichen, erlei­
det einer der Besucher einen 
Schwächeanfall. Benommen 
sinkt er zu Boden. 

Allloniu"i Zimmermann, 

Die Teilnehmer der Informationslagung stellen sich dem Fotografen zurn Erinnerungsfoto. 

BVS-Diensl>tellenleiter aus 
Regensburg, der die Gruppe 
begleitet, kann keinen Puls 
und keine Atmung mehr 
fühlen. Jem fühn er praktisch 
durch. was er immer gelehn 
hat : Er beginnt mit der Herz­
Lungen-Wiederbelebung. dem Dien\t ausscheidet. nutz­

ten Landesstellen leiter Ha­
ehen und Dienststellenleiter 
Kremer die Gelegenheit. ihm 
für die hervorragende Zusam­
menarbeit 7U danken. Hand­
werk, ~o Huchen, sei immer 
ein An"lprechpanner gewesen, 
der unteNütlend die Arbeit 
des BVS begleitet habe und 
die~cr steh verbunden gewe­
sen "ici. 

Darmstadt 

20 Jahre stand Norben 
Prokopec der BVS-Dienststel ­
le Dam"tadt als Bauberater 
zur Verfügung. Da aber die 
Zahl der Bau be rater reduzien 
wurde. hat er im Frühjahr 1992 

eine Ausbildung ,um BVS­
Fachlehrer I erfolgreich abge­
sch lossen. ulIldeshelferver­
treter Breitrneier gratu lierte 
und hob Prokopec als Vorbild 
für ehrenamtliches Engage­
ment hervor, Dienststellenlei­
ter Willy Roth dankte für die 
ge/eigte Einsallbereitschaft. 

Aktuelles tlUS 
Rllelnltlnd-Pltllz 

Koblenz 

25 Dien\ljahre beim BVS -
dieses Jubiliiul11 wm Anlaß für 
eine Ehrung. Der Jubilar. der 
Koblenzer BVS-Dienststel -

Vom Bauberaler zum UVS-Fachlchrer: Norberl Prokopec (Mille) 
nimmt die Clück~ünsche von Dienststellenleiter Rolh (links) und Lan­
dcshclfencrtrt!ter Breilmeier entgegen. 
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lenleiter Herben Neuland. 
nahm anläßlich einer Dienst­
MeIlenbesprechung in Mainz 
die Dankurkunde entgegen. 
.,Anerkennung und Dank für 
erfolgreiche Mitarbeit und 
vorbildlichen Einsatz beim 
BVS", mit diesen Wonen wür­
digte BVS-Landesstellenleiter 
Hans-Dieter Awiszus die lang­
Jährigen Dien"e Neulands. 

Neuland hatte 1967 beim 
BVS wnächst als Ausbilder 
hei der damaligen KreisMeIle 
Dinslaken begonnen. Im Zuge 
von Umstrulo..turierungen de~ 

Verbandes wurde Neuland 
Mitarbeiter des BVS in Wesel. 
1984 erfolgte dann die Verset­
tung als Dienststellenleiter 
nach Koblenz. 

Zugleich wird der Notarll 
alarmiert. AI~ dieser nach kur­
zer Zei t eintrifft. ist der Patient 
bereits wieder bei Bewußtsein . 
Die sofon eingeleiteten Maß­
nahmen von Zimmemmnn ha­
ben ihn vor Schaden bewohn. 
Zur Beobachtung wird er ins 
Krankenhaus überfühn, kann 
jedoch am nUchsten Tag die 
Heimreise mit der Gruppe in 
die Oberpfall antreten. 

Aschaffenburg 

18 Bürgenncister und L1nd­
rat Herben Ncder aus dem 
Landkreis Bad Kissingen folg­
ten der Einladung der BVS-

Gratulation zum OiensljubiHlum von Herbert Ncuhtnd (links) "on Lan­
desslellenlcitcr Awiszus. 



- -

GaSlreferent Dr. Kolb (\'orn, 2. von rechts) im Kreise der Tagungsteilnehmer, links DienststellenJeiler Hagel 
und Schulleiter Letocha. 

Dienststelle Aschaffenburg 
und nahmen an einer Infonna­
tionstagung "Zivilschutz" an 
der BVS-Bundesschule in Bad 
Neuenahr-Ahrweiler teil. Die 
Teilnehmer wurden an der 
Bundesschule von dem 
Aschaffenburger BVS-Dienst­
stellen leiter Rigoben Hagel 
empfangen und von Schullei­
ter Armin Letocha begrüßt. 

Gastreferent Dr. Paul-Wil­
helm Kolb, Präsident des Bun­
desamtes für Zivilschutz a. 0., 
sprach über das Thema ,,zivil­
schutz im politi schen Raum", 
Die Teilnehmer zeigten großes 
Interesse, das sich auch in der 
anschließenden regen Diskus­
sion niederschlug. 

Neben praktischen Vor­
führungen über selbstschutz­
mäßiges Verhalten konnten die 
Teilnehmer umfassend über 
den gesamten Bereich Zivil­
und Katastrophenschutz auf­
geklän und informien werden. 

Fürth 

Uwe Lichtcnberg, Oberbür­
gern,eister der Stadt Fünh, er­
hielt die BVS-Ehrennadel. Im 
Rahmen einer kleinen Feier­
stunde im Dienstzimmer des 
Oberbürgermeisters hielt 
BVS-Dienststellcnleiter Er­
hard Hosemann die Laudatio. 
Anschließend nahm Landes­
steIlenleiter Helmut Schneider 
die Ehrung vor und bedankte 

Ehrung in Fürlh: BVS-Landesstellenleiter Schneider (links) überreicht 
Oberbürgermeiler Lichtenberg die ßVS-Ehrennadel. 

LandesstellenleiterSchneider(links) begrüßt MdB Zeitlmann zu seinem 
Informationsbesuch. (Foto: Rehberg) 

sich für das unermüdliche En­
gagement beim Aufbau des 
Selbstschutzes. 

Oberbürgermeister Lichten­
berg dankte für die unerwane­
te Ehrung und versprach allen 
Anwesenden, sich auch wei­
terhin für den BVS einzuset­
zen. 

München 

Wolfgang Zeitlmann, Ab­
geordneter des Deutschen 
Bundestages und Mitglied des 
Innenausschusses, stattete der 
BVS-Landesstelle Bayem ei­
nen Informationsbesuch ab 
und infonnierte die bayeri­
schen Dienststellenleiter über 
den aktuellen Stand der Dis­
kussion um den Zivilschutz. 

Ein Rückzug des BVS aus 
der Fläche und die Aufgabeder 
Präsenz sei gefahrlieh für die 
Motivation der Mitarbeiter, 
vor allem auch der ehrenamtli­
chen Helfer. Gerade in den 
Zeiten, in denen das fehlende 
ehrenamtliche Engagement 
überall beklagt werde, dürfe 
man eine so große Zahl ehren­
amtlicher Helfer nicht verprel­
len, sondern müsse sie in ihrer 
Arbeit und Tätigkeit unterstüt­
zen. 

Landesstellenleiter Schnei­
der dankte MdB Zeitlmann für 
seine offen vorgetragenen 
Ausführungen und bat ihn, 
auch in Zukunft ein offenes 
Ohr für die Anliegen der BVS­
Mitarbeiter zu haben. 
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ITechnisches Hilfswerk 

Hamburg 

Landeswettkampf 
mit prominenten 

Gästen 
Ha mburg. In der Stadtmit­

te von Hamburg, auf dem Hei­
ligengeistfeld, fand der Lan­
des weil kampf im Bergungs­
dienst Statt. Sieben Bergungs­
züge kämpften um den Wan­
derpreis des Innensenators. 
Die Wellkampfaufgabe bein­
hallete u. a. folgende Schwer­
punkte: Führungsaufgaben des 
Zugtrupp~, Holzbearbeitung, 
Ge,steinsbearbeitung im ver­
spemen Raum, Metalibearbei­
tung, Bau einer Seilbahn zum 
Materialtranspon, Umgang 
mit gefahrlichen Stoffen, Ret­
tung von eingeschlossenen 
Personen. Betreuung und Re­
gistrierung von Verletzten und 
Sonderaufgaben für Kraftfah­
rer. 

Gleich/eitig fand ein Well­
kampf der sieben Verpfle­
gungstrupps stall. Für alle be­
teiligten Helfer sollte in drei 
Stunden eine ausreichende 
Millagsverpflegung LUbereitet 
werden. 

Eine Jury, an deren Spitze 
die bekannte Schauspielerin 
Witta Pohl und der Bezirks­
amtsleiter von Hamburg-Mit­
te, Peter Reichei, beweneten 
die Feldküchen. 

Am Ende des Wettkampf­
tags standen die Sieger fest : 
Sieger Bergungsdienst, Be­
lirksverband Hamburg-Ber­
gedorf; Sieger Verpflegungs­
trupps, Bezirksverband Ham­
burg-Harburg. 

A. K. 

Dänische Offiziere 
im Landesverband 

Ha mburg. Elf dänische Of­
fiziere der Offiziersschule des 
dänischen Zivilschutzes be-
suchten während einer 
Deutschlandexkursion die 
Dienststelle des THW-Lan­
des verbands. 

Die Offiziere wurden in 
Kurzvonrägen des Landes­
beauftragten und der Haupt­
sachgebietsleiter umfassend 
über Aufgaben, Ausrüstung 
und Führungsorganisation des 
THW informien. Eine spe­
zielle Information über die 
Deichverteidigungsorganisa­
lion. verbunden mit einem 
Film, schloß sich an. 

Mit einem ausführlichen 
Gedankenaustausch endete die 

f) 1 

Zu Gast beim TI-lW Uamburg: Zh'i1schutz·omzi~ re aus Dänemark. 
(Foto: C1asen) 

-------'--

Veranstaltung. Ein Gegenbe­
such in Dänemark wurde ver­
einban. 

A. K. 

Präsidentin taufte 
THW-Boote 

Ha mburg. Ende 199 I hat 
die THW-Helfervereinigung 
Hamburg mit Genehmigung 
der THW-Leitung acht Grenz­
sicherungsbootc der ehemali­
gen NVA übernommen. Die 
Boote dienen der Aus- und 
Fonbildung der Bootsführer 
und stehen der Hansestadt im 
Katastrophenfall zur Verfü-

sidentin der Hamburgischen 
Bürgerschaft. Elisabeth 
Kiausch, fünf Boote getauft. 
Eine große Anzahl von promi­
nenten Gästen nahm an der Ze­
remonie teil. Es waren u. 3. 

vertreten Bezirksamlsleiter 
Peter Reichei , Standonkom­
mandant Kapitän z. S. Helmut 
Kähler, Hafenkapitän Erhan 
Paschburg und viele Freunde 
des THW. 

Die Präsidentin wünschte 
den Booten traditionell "allzeit 
gute Fahrt und immer eine 
Handbreit Wasser unter dem 
Kiel". Anschließend konnten 
die Ehrengäste bei einer kur­
zen Hafenrundfahn die neuen 

gung. Boote kennen lernen. 
Anläßlich des Hafenge- A. K. 

bunstags wurden von der Prä-

Die siegreichen ßergedorfer !-Ielfer sind siolz auf ihre Lei. Präsidentin Klau.sch bei der ßootstaufe. (Folo: Clasen) 
slung. (Folo: Clasen) ------'------'-
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Bremen 

I 
Einsatzübung auf 

Flughafen 

Bremen. Auf dem Bremer 
Flughafen fand am 22. Mai 
1992 eine Einsatzübung mit 
mehreren Organisationen statt. 
Seit längerer Zeit hatte die 3. 
Technische Einsatzleitung des 
OV Bremen-Neustadt sich mit 
der Ausarbeitung dieser 
Übung befaßt. Übungszweck 
war es, das Zusammenwirken 
mit der Flughafenfeuerwehr 
und den verschiedenen Fach­
diensten des Katastrophen­
schutzes zu üben. An der 
Übung sollten Einheiten von 
Technischen Hilfswerk, Ar­
beiter-Samariter-Bund und 
von der Freiwilligen Feuer­
wehr Bremen-Seesenthom 
teilnehmen. Die Freiwillige 
Feuerwehr sollte die Flugha­
fenfeuerwehr bei den Löschar­
beiten und dem Aufspüren ra­
dioaktiver Elemente unterstüt­
zen. Doch wie so oft nützt die 
beste Planung nichts, wenn ein 
Realeinsatz die Kräfte bindet. 
So mußte die Freiwillige Wehr 
gegen 19 Uhr zu einem 
Großbrand im Industriehafen 
ausrücken, welcher die Kräfte 
bis weit nach Mitternacht 
band. 

Lage zur Einsatzübung: 
Eine Boeing 737 landet gegen 
23.15 Uhr mit Triebwerkscha­
den auf dem Flughafen Bre­
men und kommt von der Stan­
und Landebahn ab. Es befin­
den sich ca. 50 Personen an 
Bord der Maschine, davon ver­
mutlich eine größere Anzahl 
von Schwerverletzten. Das 
Flugzeug brennt in voller Aus­
dehnung. Außerdem befindet 
sich radioaktives Material für 
medizinische Forschungs­
zwecke an Bord der Maschine. 

Schminktrupps des ASB 
und des DRK bereiten 25 Hel­
fer für die Übung vor. Es wer­
den u. a. Knochenbrüche und 
Brandverletzungen verschie­
denen Grades dargestellt. Der 
Leitungsdienst der Flughafen­
feuerwehr und des THW be­
reiten auf dem Brandübungs-

und dem Verbandplatz des 
ASB zugeführt wurden, wo sie 
sanitätsmäßig erstversorgt und 
anschließend zum "Kranken­
haus" transportiert wurden, ist 
die Übung beendet. 

Abschließend wurde eine 
kurze Abschlußbesprechung 
mit den Schiedsrichtern und 
den Einheitsführern abgehal­
ten. Man war sich einig, daß 
solch eine Übung jährlich 
stattfinden muß. 

J. K. 

Probesprengung In 
der ehemaligen 

Unterkunft 

•. Verletzte" müssen aus dem "Flugzeugwrack" befreit und versorgt wer­
den. (Foto: Lohmann) 

Bremen_ Vor kurzem konn­
te der THW-Ortsverband Bre­
men-Schwachhausen seine 
neue Unterkunft beziehen. Ei­
nes der bisherigen Gebäude 
war nun Ziel einer Probe­
sprengung. platz die BrandsteIle vor. Hier 

auf einer ca. 25 m x 25 m 
großen Grube stehen zwei 
Pkw. Die Grube wird mit 
2200 I Diesel gefüllt. In die 
Fahrzeuge wird Magnesium 
gelegt, damit der Brand 
schwieriger zu löschen ist. Ln 
einer Tonne sind 5 kg 
Schwarzpulver, die elektrisch 
gezündet explodieren sollen. 
In einem Container, die Atern­
schutzübungsstrecke des Flug­
hafens, sind Flugzeugsitze, 
Stahlgitter und Kriechgänge 
installiert. Hier werden Ver­
letztendarsteller verteilt. In ei­
nem Holzgestell , welches ein 
Teil eines Flugzeugrumpfes 
darstellt, um Verladeübungen 
durchzuführen, werden eben­
falls Verletzte ausgelegt. 

Nachdem die letzte Maschi­
ne auf dem Flughafen gelandet 
ist. werden die Einheiten alar­
miert. Diese sind bis dahin in 
ihren Unterkünften in Bereit­
stellunggewesen. Lange bevor 
die erste KatS-Einheit eintrifft, 
ist die Flughafenfeuerwehr arn 
Einsatzort. Der Monitor eines 
TLF 60/60 wird eingesetzt. der 
einen Schaumteppich legt. 

Der Bergungsdienst des 
THW trifft ein. Dann rücken 
Instandsetzungsdienst, Fern­
meldedienst und Sanitäts­
dienst an. Alle bekommen von 
der Einsatzleitung ihre Aufga­
ben zugeteilt. 

Das Zusammenwirken der 
Fachdienste beginnt. Schieds­
richter aller beteiligten Orga­
nisationen haben gut zu tun. 
Die Organisationen arbeiten 
nicht so eng zusammen wie er­
wünscht. Man kennt sich halt 
noch nicht so, aber letztendlich 
werden die anstehenden Pro­
blemedoch gelöst. MitderZeit 
spielen sich die Teams ein. 
Nachdem dann nach Mitter­
nacht alle Verletzten geborgen 

Schon am Wochenende zu­
vor wurde vom Landesver­
band Bremen für alle Spreng­
helfer aus den Orts verbänden 
Bremen-Neustadt, -Vegesack, 
-Schwachhausen und -Oster­
holz die jährlich durchzu­
führende theoretische Fortbil­
dung durchgeführt. Für die 
THW-Sprengberechtigten er­
fOlgte arn Tage der Sprengung 
vonnittags die theoretische 

Bei den Vorbereitungen zur Sprengung ist äußerste Sorgfalt gefordert. 
(Foto: KardeI) 
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Fortbildung. Am Nachmittag 
folgte dann der praktische Teil. 

In dem Gebäude befindet 
sich u. a. eine 145 cm starke 
Zwischenwand aus Beton. Da 
das Gebäude noch in diesem 
Jahr abgerissen werden soll, 
mußte festgestellt werden, wie 
hart der Beton ist. um zur 
Sprengung des Gebäudes dann 
die richtige Ladung berechnen 
zu können . 

Bis 15 Uhr waren 16 Löcher 
gebohrt, wovon I I für die 
Sprengberechtigten zu gebrau­
chen waren. Der verantwortli­
che Sprengberechtigte des 
THW Bremen, Dipl.-Ing. 
Ralph Heuer (Orts verband 
Bremen-Neustadt), war der 
Meinung, mit dieser Anzahl 
von Bohrlöchern die Probe­
sprengung durchführen zu 
können. DieTHW-Helfersetz­
ten dann I I Zünder (20 ms) in 
insgesamt 1500 g Sprengstoff, 
besetzten die Bohrlöcher und 
verdämmten diese mit Lehm. 

Währenddessen kamen Hel­
fer des 4. Femmeldezugs und 
der 3. TEL zum Sprengort. Sie 
sollten die zahlreichen Wege 
des Bürgerparks absperren, 
damit sich während der Zün­
dung im Umkreis von 300 m 
keine Personen befinden. Die 
Polizei sperrte die öffentlichen 
Straßen. 

Als alle Sicherheitsvorkeh­
rungen eingeleitet waren, wur­
de um 16. I 3 Uhr gesprengt. 
Nachdem sich der Staub gelegt 
hatte, war in der Zwi­
schenwand ein großes Loch zu 
sehen. Die Sprengberechtigten 
des THW waren zufrieden mit 
ihrer Arbeit. 

Für die Helfer des OV Bre­
men-Schwachhausen heißt es 
demnächst, viele Löcher in das 
Gebäude zu bohren. Dann aber 
sicherlich mit einem Kern­
bohrgerät, denn die Arbeiten 
lassen sich mit einem preßluft­
betriebenen Hammer nicht 
durchführen, dazu ist der Be­
ton zu hart . 

J. K. 

Nordrhein-Westfalen 

Fundamente 
gesprengt 

Dorlmund. Am 25. April 
1992 lösten sich um 13.35 Uhr 
Anna, Berta, Clara, Dora und 
Erika mit ohrenbetäubenden 
Lärm in Schutt und Asche auf. 
Bei diesen fünf "Damen" han­
delt es sich um F1akfundamen­
te aus dem Zweiten Weltkrieg, 
die so von Stefan Multmeier. 
dem leitenden Sprengberech­
tigten des THW-OrtSverbands 
Dortmund, getauft wurden. 

Die fünf Fundamente aus 
Stahlbeton hatten eine Breite 
von 4 mal 4 Meter und waren 
I Meter hoch. Sie waren bei 
Erschließungsarbeiten in ei­
nem Gewerbegebiet in Lünen­
Brambauer entdeckt worden. 
Die Stadt Lünen bat das THW, 
die Fundamente zu beseitigen. 

In den Wochen vor der 
Sprengung hatten über 50 
THW-Helfer aus Dortmund 
und Hagen 64 Löcher in jeden 
Betonsockel gebohrt. Am Tag 
der Sprengung waren dann ne­
ben 10 Sprengberechtigten 
weitere 70 Helfer mit 15 Fahr­
zeugen im Einsatz. Zunächst 
wurde jedes der 320 Löcher 
mit 120 Gramm Sprengstoff 
besetzt und die Fundamente 
mit dicken Gummimatten ab­
gedeckt. 

Während der Sprengung 
wurde das Gebiet im Umkreis 
von 300 Metern von THW­
Helfern vollständig abge­
sperrt. Nach der Sprengung 
zogen zwei Bergungsräum­
geräte des THW die Trümmer­
brocken auseinander. 
Großbrockige Trümmer wur­
den dann in einer zweiten 
Sprengung zerkleinert. Hier­
bei wurden die Ladungen auf 
die Trümmer gelegt und ge­
zündet. 

Der Einsatzleiter des THW, 
Reinhard Steinrücke, und Jür­
gen Drechsler, Ordnungsamts­
leiter der Stadt Lünen, waren 
sichtlich zufrieden mit dem 
Einsatzablauf und dem Ergeb­
nis der Sprengung. 

T. H. 
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64 Ladungen mit je 120 Gramm Sprengstoff ... 

. .. haben nach der Zündung ... 

... schließlich ganze Arbeit geleistet 

Hessen 

THW Frankfurt 
setzt Zeichen 

Frankfurt. Einen aktiven 
Beitrag zum Umweltschutz 

hat der THW-Ortsverband 
Frankfurt geleistet. als er am 
11. April 1992 seinen Übungs­
dienst nach Butzbach verlegte. 
Der Hausberg im Butzbacher 
Forst war schon früher Ziel für 
Hilfsaktionen. Seit 1982 sind 
die Frankfurter THW-Helfer 
immer wieder in diese Gegend 
ausgerückt und haben Schä­
den, die durch Schnee last- und 



Umweltamts-Abteilungsleiterin Giesel Heinemann und das von ihr ge­
taune neue Führungsfahrzeug. (Foto: Thomas) 

Windbrüche entstanden sind, 
behoben. 

"Heute feiern wir gewisser­
maßen Jubiläum", verkündete 
Jürgen Maier, Kreis- und Orts­
beauftragter des THW Frank­
furt. "In den vergangenen zehn 
Jahren haben wir hier rund 
18()()() Einsatzstunden gelei­
stet." Während dieser Zeit sei 
eine Art Patenschaft entstan­
den, deren freundschaft liche 
Verbindung vom zuständigen 
Forstamtmann KarlOtto 
Nickel bestätigt wird: "Die 
Männer vom THW waren im­
mer zur Stelle, wenn wir hier 
Probleme hatten." 

Auch an diesem Tag waren 
die Helfer mit Axt und Motor­
säge unterwegs, aber die 
Hauptaufgabe bestand in der 
Neupflanzung von Misch­
wald. 1400 Bäume, hauptsäch­
lich Laubhölzer wie Eichen, 
Buchen, Eschen, Ahorn und 
Kastanien, wurden von den 70 
Freiwilligen des Onsverbands 
gepflanzt. 

Um die Jungpflanzen zu 
schützen, wurden außerdem 
rund 600 Meter Wildgatter er­
richtet. Aber auch Flächenräu­
mungen mußten durchgeführt 

werden; eine Maßnahme, die 
aufgrund jüngster Windbrüche 
dringend erforderlich war. 

Ein Höhepunkt dieses Tages 
stellte die Taufe eines neuen 
Führungsfahrzeugs dar. Eine 
Patin war schnell gefunden, 
denn an diesem Tag hatte Gie­
sei Heinemann vorn Umweh­
amt der Stadt Frankfurt am 
Dienst teilgenommen. In vor­
schriftsmäßiger THW-Beklei­
dung wurde von der Leiterin 
der Abteilung "Umweltbera­
tung und -information" die 
Taufe des Fahrzeugs "Giesel" 
vollzogen. 

S.T. 

Baden-Württemberg 

"Wilder Eber" unter 
Kontrolle 

Eberbach. Mit der Übung 
"Wilder Eber" führte das THW 
Anfang April 1992 eine 24-
Stunden-Übung für die fünf 
Ortsverbände des Rhein-

Neckar-Kreises aus. Zielset­
zung der Übung war die Inten­
sivierung der Ausbildung, die 
Fortbildung von Spezialisten 
(Atemschutz, Bootsführer, 
Kraftfahrer) und eine Über­
prüfung des Einsatzwertes. 

Der THW-Ortsverband 
Eberbach richtete die Übung 
aus, entwickelte unter 
Übungsleiter Karl Lanik und 
seinem Team den Aufgaben­
katalog, sorgte für notwendige 
Vorbereitungen und stellte 
Schiedsrichter und Übungslei­
ter. Die Übenden, 150 Helfer 
aus Ladenburg, Neckar­
gemünd, Sinsheim, Wiesloch, 
wußten von der Übung zu­
nächst lediglich Datum und 
den ungefahren Zeitrahmen. 
Die genauen Arbeitsaufträge 
erhielten sie erst im Bereitstel­
lungsraum. Mit dieser Kon­
zeption wurde eine einsatzna­
he Übung ermöglicht. 

Die Übung begann am Frei­
tag abend mit Vorarbeiten und 
kJeineren Einlagen für Teilein­
heiten, wie etwa Lkw-Bergung 
aus Steinbruch, Pkw-Bergung 
(mit [nsassen), Stegebau und 
Stromversorgung der Übungs­
leitung. Nach einer Übernach­
tung in einer Hütte wurde an 
verschiedenen Stellen eine 
breite Aufgabenpalette von 
den jeweiligen Einheiten be­
wältigt: Ein Steinbruchgelän­
de diente zum Aufbau einer 40 

Meter langen Seilbahn. Ein 
baufalliges Gebäude an der It­
ter mußte fachgerecht abge­
stützt werden. In der Nähe 
diente ein Luftschutzstollen, 
der zu Übungszwecken ver­
raucht wurde, als Übungsob­
jekt für die Atemschutzgeräte­
träger. Im Bereich des Bauhofs 
konnte in einem abbruchreifen 
Gebäude das Bergen Verletzter 
und Mauerdurchbrüche geübt 
werde. Die E-Gruppe des In­
standsetzungszugs setzte dort 
eine Freileitung instand. An 
der Neckarbrücke wurden mit 
dem Rollgliss-Gerät Personen 
aus einem Boot auf dem Neck­
ar geborgen. Hier wirkte die 
örtliche DLRG unterstützend 
mit. 

Als Abschluß der Übung 
fand am frühen Samstag nach­
mittag ein Wettkampf von 
Teileinheiten statt. Die Bewer­
tung durch die Schiedsrichter 
bezog sich vor allem auf fach­
liches Können und Qualität der 
geleisteten Arbeit, nicht so 
sehr auf die Zeit. Sieger wur­
den die Helfer aus Wiesloch, 
die trotz der längsten Zeit 
durch fachliche Leistungen 
überzeugten. 

THW-Ortsbeauftragter Genazino (rechts) überzeugt sich von den Lei­
stungen der Helfer. (Foto: Bretzer) 
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1 DeuGches RoCes Kreul + 1 
Ein Pavillon mit Herzklopfen 

Wenn am 12. Oktober die 
EXPO '92 in Sevilla ihre 
Pforten schließt, werden 450 
Jugendliche aus 80 Ländern 
den Besuchern der Weitaus· 
stellung im Pavillon des In­
ternationalen Roten Kreuzes 
und Roten Halbmonds die 
Welt, wie sie wirklich ist, ge­
zeigt haben. Die Konfronta­
tion mit Krisen, Kriegen und 
Katastrophen paßt so gar 
nicht in die Wunderwerke 
von Gegenwart und Vergan­
genheit, mit der die EXPO 
ansonsten aufwartet. 

Zwischen Papua-Neugui­
nea und China gräbt Tarik aus 
Marokko einen Brunnen. Die 
Buddelei auf dem Vorplatz des 
Rotkreuzpavillons auf der 
EXPO '92 ist freilich nur ein 
symbolischer Akt: Alle halbe 
Stunde zeigen Tarik und seine 
Freunde aus Belgien, Spanien, 
Gambia und Paraguay panto­
mimische Szenen, die die 
weltweiten Aufgaben des Ro­
ten Kreuzes verdeutlichen sol­
len. Viele EXPO-Besucher 
bleiben gerne stehen und wer­
den nach der Vorführung von 
Tarik in den Pavillon geleitet. 
Beim Betreten hören sie zuerst 
das Geräusch eines laut schla­
genden Herzens - als Symbol 
für humanitäre Hilfe und Hoff­
nung, die unsere Bewegung 
weltweit den Opfern von Krie­
gen und Katastrophen bringt. 

Jedes Land will überraschen 
und verführen, auf die Zukunft 
setzen mit dem Besten, was es 
zu bieten hat. DieEXPO '92 ist 
das Schaufenster der Welt, der 
Maßstab ihrer Möglichkeiten. 
Zwischen den üppigen Pavil­
lons von Papua-Neuguinea 
und China verdient das merk­
würdige Gebäude des Roten 
Kreuzes und Roten Halbmon-

Das Rote Kreuz auf der EXPO '92 in Sevilla 

Die EXPO '92 in Sevilla ist Anziehungspunkt rur Hunderttausende von 
Besuchern. 

des den Namen Pavillon ei­
gent lich nicht: Es ist so kon­
struiert, als sei es von einem 
Erdbeben heimgesucht. Die 
Wände sind verrutscht, die 
Räume nicht rechtwinklig, die 
Welt droht aus dem Gleichge­
wicht zu geraten. 

Wären da nicht die jungen 
Freiwilligen, die die Besucher 
quasi bei der Hand nehmen 
und sie zu den erschütternden 
Filmen und Dia-Schauen ge­
leiteten, die Kriege und Kata­
strophen dokumentieren, dann 
würde sicher manchem Gast 
danach "diese Fiesta der Su-

perlative" in Sevilla vergehen. 
Die jungen Leute aus 80 Rot­
kreuz- und Rothalbmondge­
sellschaften (450 werden es bis 
zum 12. Oktober sein) machen 
den Besuchern nach dieser 
Schocktherapie aber bewußt, 
was sie und viele andere Mil­
lionen in der Bewegung Tag 
ftir Tag tun, um Konfliktopfer 
zu schützen und ihnen zu hel­
fen, um die von Hungerkata­
strophen, Flutwellen, Wirbel­
stürmen oder Vulkanaus­
brüchen Heimgesuchten zu 
ernähren, zu kleiden und un­
terzubringen, um Kranke, alte 
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Menschen und Bedürftige in 
aller Welt zu versorgen. 

Beim Verlassen des Pavil­
lons bedient sich dann fast je­
der Gast gerne am Informa­
tionsstand, um mehr über das 
Rote Kreuz zu erfahren oder er 
zückt das Portemonnaie für 
eine Spende. Und während er 
danach zur gegenüberliegen­
den Haltestelle der Sehwebe­
bahn geht, um sich zur Ent­
spannung eine neunminütige 
Fahrt über das riesige EXPO­
Gelände zu leisten, simulieren 
Susanne aus Finnland, Manu­
el aus Frankreich und Lina-So­
fiani aus Indonesien auf dem 
Pavillonvorplatz vielleicht ge­
rade die Hilfe bei einem Ver­
kehrsunfall. 

Sieben Wochen sind sie hier, 
dann kommt die Ablösung. 
Nur die zehn Gruppenleiter im 
Alter zwischen 20 und 30 Jah­
ren bleiben die ganze Zeit über 
im heißen Spanien. Noch herr­
schen Temperaturen um die 
30 Grad, im August sollen es 
aber über 50 Grad werden. Für 
die 94 Jugendlichen, die den 
ersten Einsatzzyklus stellen, 
waren die Tage nach der 
EXPO-Eröffnung am 20. April 
besonders hart: Mal versagte 
die Technik im Pavillon, mal 
blieb der Bus aus, der sie in die 
zwei Stunden entfernte Ju­
gendherberge bringen sollte, 
wo sie in Doppelzimmern mit 
Bad wohnen, mal mußten die 
Rotkreuz-T-Shirts umgenäht 
werden, weil sie zu groß, mal 
die Schuhe umgetauscht, weil 
sie zu klein waren. Fürdie um­
gerechnet 16.50 Mark Ta­
schengeld, die die jugendli­
chen Ehrenamtlichen erhalten, 
können sie sich nicht sehr viel 
kaufen, wenn man bedenkt, 
daß eine Cola fast acht Mark 
kostet. 



Auch die "Arbeitszeit" hat 
es in sich: Fünf Gruppen lei­
sten ihren Dienst im Pavillon 
von 10 Uhr bis 16 Uhr, weite­
re fünf Gruppen von 16 bis 22 
Uhr. Innerhalb dieser Gruppen 
existiert ein rotierendes Sy­
stem, auch hinsichtlich der 
Aufführungen auf dem Vor­
platz. Ob es sich um die pan­
tomimische Darstellung des 
Besuchs bei Kriegsgefange­
nen handelt, um Hilfe bei ei­
nem Verkehrsunfall, um die 
Berarung über Drogen­
mißbrauch oder die Unterstüt­
zung für Flüchtlinge - alle 
etwa fünfminütigen Szenen, 
meist unterlegt mit Trommel­
und Gitarrenmusik, haben sich 
nicht nur die Jugendlichen 
selbst ausgedacht, sondern 
auch alle hierzu benötigten Re­
quisiten wurden von ihnen ge­
bastelt. 

Zur Pavillonbesatzung ge­
hören aber nicht nur die Ju­
gendlichen. Das Spanische 
Rote Kreuz ist mit einem Büro 
vertreten, ein Konzern, der 
maßgeblich und äußerst 
großzügig an der Finanzierung 
des Gebäudes beteiligt war, 
betreibt einen Informations­
stand, die Internationale För­
deration der ROlkreuz- und 
Rot haI bmondgesell scha ften 

Das Ausstellungsgebäude des Roten Kreuzes und Roten Halbmondes ist 
so konstruiert, als sei es von einem Erdbeben heimgesucht worden. 

Pantomimische Darstellungen sollen die weltweiten Aurgaben des Roten Kreu~es verdeutlichen. 
(Fotos: Bauer) 

stellt mit George Reid den 
kompetenten Pressesprecher, 
und schließlich und vor allem 
ist da noch Joanna McLean. 
Die Organisatorin des JRK­
Supercamps, seit Jahren bei 
der Föderation für das Jugend­
rotkreuz verantwonlich, hat 
ihren Genfer Schreibtisch 
nach Sevilla verlegt. Auf sie 
können die Jugendlichen aus 
aller Welt zählen. Joanna ko­
ordiniert und motiviert, sie 
nimmt sich aller großen und 
kleinen Sorgen und Nöte ihrer 
Schützlinge an, sie trägt die 
Bürde ihrer Verantwonung ge­
lassen und fröhlich. 

Nur am 7. Mai war Joanna 
McLean für Außenstehende 
nicht ansprechbar: Einen Tag 
vor dem Weltrotkreuztag, des­
sen zentrale Veranstaltung auf 
dem EXPO-Gelände stattfand, 
hatte sie alle Hände voll zu tun. 
Als dann schließlich arn 8. Mai 
gegen 14 Uhr der Vorsitzende 
der Ständigen Kommission 
der Internationalen Rotkreuz­
und Rothalbmondbewegung, 
der Präsident der Förderation 
und der Präsident des IKRK, 
die Präsidentin des Spanischen 
Roten Kreuzes und die Sozial­
ministerin Spaniens nach einer 
bewegenden Zeremonie im 
zentralen Veranstaltungspavil­
lon der EXPO und einem 
Rundgang durch den Rot­
kreuzpavillon selbigen verlas­
sen hatten, konnte man Joanna 
ihre Erleichterung anmerken. 
Alles hatte bestens geklappt, 
die prominenten Besucherin­
nen und Besucher, unter ihnen 
auch DRK-Viezpräsidentin 
Soscha Gräfin zu Eulenburg, 
waren tief beeindruckt von der 
Selbstdarstellung des Roten 
Kreuzes. 

Wenn Mitte Juli die ersten 
Jugendlichen vom Deutschen 
Roten Kreuz den Pavillon mit 
betreuen werden, sind die Kin­
derkrankheiten der ersten Tage 
und Wochen längst Geschich­
te. Aber aufregend wird es 
wohl dennoch bleiben, 
schließlich haben sich für die 
heißen Monate noch einige 
weitere prominente Besucher 
angesagt. 

earl-Walter Bauer 
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/ArbeHe ... SamarHe ... Bund 0 1 
Hilfe für Osteuropa 

In Rußland wüten im Jah­
re 192 1 Hunger, Cholera und 
andere Epidemien. Not und 
Elend in noch nie gekanntem 
Ausmaß sind die Folge. Der 
ASB star tet eine Hilfsaktion. 
Und diese Aktion blieb kein 
einma liges historisches Er­
eignis. Vor allem seit der 
Erdbebenkatas trophe 1988 
in Armenien wurde der ASB 
in den osteuropäischen Län­
dern immer häufiger ge­
braucht und als Pa rtner will· 
kommen geheißen. 

Rußland. Litauen, Rumäni­
en und Weißrußland: Bereits in 
vier osteuropäischen Ländern 
gründete sich während der 
letzten zwei Jahre ein önlicher 
oder landesweiter Samariter­
Bund. Nach der gesellschaftli­
chen Umwandlung in den ehe­
maligen Warschauer-Pakt­
Staaten hilft der ASB don 
beim Aufbau eines pluralisti­
schen, demokratisch organi­
sienen Gesundheitswesens. 
Entstanden ist diese Zusam­
menarbeit aus Verbindungen 
innerhalb der akuten huma­
nitären Hilfe. Dabei hat sich 
ein Venrauensverhältnis zwi­
schen der osteuropäischen Be­
völkerung und den Helfern des 
ASB herausgebildet. Die 
ASB-Gründungen vor On sind 
auch ein Zeichen flir die Aner­
kennung der geleisteten Ar­
beit. 

Der Arbeiter-Samariter-
Bund in Sankt Petersburg hat 
sich am 22. Januar 1992 als 
Selbsthilfeorganisation ge­
gründel. Die Samariter venei­
len don die Hi lfslieferungen 
des ASB-Landesverbandes 
Hamburg und bieten in Sup­
penkUchen warme Mahlzeiten 
an. Miuelfristig will der Sankt 
Petersburger ASB seine Akti­
vitäten ausweiten und Aufga­
ben iihnlich dem deutschen 
ASB übernehmen. Der Sama-

riter-Bund in Sankt Petersburg 
ist ein unabhängiger Verein 
und hat seinen Sitz im Stadt­
bezirk Kirov. 

Im Frühjahr 1991 hat ein 
Onsverband des Arbeiter-Sa­
manter-Bundes im weißrussi­
schen Minsk seine Arbeit auf­
genommen. eben der Venei­
lung von Hilfsgütern und dem 
Betrieb von zwei Suppen­
küchen kümmern sich die Sa­
mariter um die Betreuung von 
alten Menschen und Kindern. 
Dabei arbeiten die Minsker '1'it 
Helfern aus den neuen 
weißrussischen Onsverbän­
den von OrsalDubrovno und 
Gorodeja zusammen. Der OV 
Gorodeja wurde am 9. Oktober 
1991, der OV OrsalDubrovno 
Miue Mai 1992 gegründet. 

Kurse in Erster Hilfe und 
Kullurprogramme für Kran­
kenhäuser, Allen- und pnege­
heime bieten die amariter im 
litauischen Vilnius an. Vier 
weitere Orts verbände existie­
ren bereits seit einigen Mona­
ten in Kaunas, Keime, Klaipe­
da und J urbarkas. Der litaui­
sche Samariter-Bund (LSB) 
hat als Landesverband mit Sitz 
in Kaunas am 25. Januar 1992 
seine Arbeit aufgenommen. 
Die Samariter wollen die Er­
ste-Hilfe-Ausbildung ausbau­
en, außerdem den Katastro­
phenschutz, den Reuungs­
dienst und soziale Dienste or­
ganisieren. Zur gleichen Zeit 
wird die Erste-Hilfe-Broschü­
re des ASB aus dem Deutschen 
in die litauische Sprache über­
setzt. - In Riga bieten der Bre­
mer ASB und die Leuische 
Freundschaftsgesellschaft ge­
meinsam Erste-Hilfe-Kurse 
für die Bevölkerung an. An­
fang Februar 1992 haben der 
ASB Deutschland und die 
Stadt Riga die Gründung eines 
Samariter-Bundes flir Septem­
ber 1992 vereinban. 
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Internationale ASB-Arbeit -
die geschlchUlche Entwicklung 

1907 gründet sich als erste Organisation außerhalb Deutsch­
lands der ASB Dänemark. 

1921 schließen sich die elsässischen ASB-Kolonnen zum 
franlösischen ASB zusammen. Im selben Jahrwirdder 
ASB Mitglied der "Internationalen Arbeiterhilfe". 

1923 gründet sich in Basel ein Arbeiter-Samariter-Bund. Ab 
1926 verbreitet sich der ASB über die gesamte Schweiz und 

wird offiziell gegründet. 
1925 leisten 2000 Samariterinnen und Samariter bei der I. 

Internationalen Arbeiterolympiade in Frankfun 
Dienst. Während der Weukämpfe bekommen viele 
Sponler aus dem Ausland Kontakt zum deutschen 
ASB. Die ausländischen Mitgliedsverbände der .,Lu­
zerner Spon-Imernationale" bereiten in ihren Heimat­
ländern ASB-Gründungen vor. Dieser internationale 
Sportverband, dessen Mitglied auch der deutsche ASB 
ist, benennt sich 

1928 in "Sozialistische Arbeiter-Sport-Internationale" um. 
1926 wird ein "Internationales Arbeiter-Samariter-Informa­

tionsbüro" mit Sitz in Chemnitz eingerichtet; Grün­
dung des österreich ischen ASB. 

1927 besch ließt der Kongreß der "Luzerner Sponimernatio­
nale" im finnischen Helsingfors, in allen Mitglieds­
ländern Sanitätsorganisationen nach dem Beispiel des 
ASB zu gründen. Der tschechische ASB kann bei der 
Arbeiter-Olympiade in Prag tätig werden. 

1931 gründet sich in Stockholm der schwedische ASB. 
1932 folgt in Oslo sein norwegi ches Gegenstück. 
1953 Die Samariter aus Deutschland, Frankreich, Däne­

mark, orwegen. Österreich, Schweden und der 
Schweiz beschließen, eine "Arbeiter-Samariter-Inter­
nat ionale" (AS I) zu gründen. 

1954 kann die ASI bei einer gemeinsamen Hilfsaktion 
während einer Hochwasserkatastrophe in Österreich 
ihre Bewährungsprobe bestehen. Beim Volksaufstand 

1956 in Ungarn organisien die ASI eine weitere Hilfsaktion. 
1957 versammeln sich die europäischen ASB-Organisatio­

nen in Kopenhagen, um über die EinriChtung eines 
ASI-Sekretariats zu beschließen und die Anerkennung 
vor den Vereinten Nationen zu erreichen. Die nordeu­
ropäischen Organisationen wenden sich in der Zwi­
schenzeit dem " Internationalen Arbeiter-Hilfswerk" 
zu, das sich 1951 in der Schweiz, diesmal als panei­
politisch neutrale Organisation, wiedergegründet hat. 

1964 wird auch der Arbeiter-Samariter-Bu nd Deutschland 
wieder Mitglied im IAH. 



Hilfsgüter vom 
ASB für die 

weißrussische 
Bevölkerung. 

Sitz des Orts­
verbandes Go­

rodeja in 
Weißrußland. 

(Fotos: 
Bärwald) 

Internationale ASB-Arbeit - die Partner 
Bereits seit 1964 ist der Arbeiter-Samariter-Bund Mitglied 

im "Internationalen Arbeiter-Hilfswerk" (IAH). Diese Ar­
beitsgemeinschaft aus 22 Hilfs- und Wohlfahrtsorganisatio­
nen in ganz Europa hat sich die Aufgabe gestellt, politischen 
Flüchtlingen zu helfen, sich für die Anwendung der Ch'arta 
der Menschenrechte einzusetzen und Hilfsaktionen bei poli­
tischen Konnikten oder Katastrophen gemeinschaftlich zu or­
ganisieren. Die Arbeitsgemeinschaft hat ihren Sitz in Bonn, 
in der Kölner ASB-Bundesgeschäftsstelle befindet sich die 
Einsatzzentrale. Den Arbeitskreis "Parität International" 
hat der ASB unter anderem zusammen mit der Deutschen Ret­
tungsflugwacht und dem Hermann-Gmeiner-Fonds 1980 ge­
gründet. Seine Aufgabe: durch Zusammenarbeit der Mit­
gliedsorganisationen die humanitäre Auslandshilfe noch ef­
fektiver zu gestalten. Die Einsatzleitstelle von Parität Inter­
national befindet sich ebenfalls in der Bundesgeschäftsstelle 
des ASB. 

Seit 1990 ist der ASB Mitglied im Deutschen Rat der Eu­
ropäischen Bewegung. Diese Vereinigung ist ein Verband, 
dem die Bundestagsparteien sowie EinrichlUngen und Orga­
nisationen angehören können, die die gesellschaftlichen 
Kräfte in Deutschland repräsentieren. Hauptaufgaben des Ra­
tes: die öffentliche Meinung für die Bildung Europas zu ge­
winnen. 

Zusammen mit anderen Trägem der freien WohlfahrtS­
pflege arbeitet der Arbeiter-Samariter-Bund in der Kommis­
sion der Europäischen Gemeinschaft mit. Hier wird die 
Übernahme von Aufgaben in der Entwicklungs- und huma­
nitären Hilfe europaweit abgestimmt. 

Auch in Rum~nien ist der 
ASB vertreten: In Oradea gibt 
es seit Juni 1990 und in Resita 
seit November 1990 Ortsver­
bände. Gründungen im tsche­
chischen Teil der CSFR und in 
Polen folgen. 

Die Zusammenarbeit mit 
ASB-verwandten Organisatio­
nen in Westeuropa treibt der 
A rbeiter-Samariter- Bund 
ebenfalls voran: Im Frühjahr 
1993, so die Abspr""he mit 
dem ASB Osterreich, soll ein 
Euro-ASB gegründet werden. 
Dabei wollen sich alle Betei­
ligten an die Richtlinien eines 
.. europäischen Vereins" hal­
ten. Das Statut dafür, das 1993 
in Kraft treten soll, wird zur 
Zeit vom Rat der EG vorberei­
tet und sieht eine Gemeinnüt­
zigkeit vor. An der Gründung 
emes Paritätischen Wohl­
fahrtSverbandes auf europäi­
scher Ebene ist der ASB eben­
falls beteiligt. Wie der deut­
sche ASB engagiert sich auch 
der österreichische in der Hil­
fe fur Osteuropa: Er rief in Un­
garn einen Arbeiter-Samariter­
Bund ins Leben. 

Notarztwagen für 
Arbeiter-Samariter-Bund in der CSFR 

Unterstützung für den Ret­
tungsdienst Prag-West: Wil­
helm Müller, Bundesge-

schäftsführer des Arbeiter-Sa­
mariter-Bundes, übergab in 
Anwesenheit des tschechoslo-

Das neue Fahrzeug ist eine wertvolle Hilfe bei der Arbeit der Samari­
ter in Prag. 
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wakischen Gesundheitsmini ­
sters Dr. Martin Bojar in Prag 
den önlichen Samaritern einen 
vOllständig ausgerüsteten Not­
amwagen. In dem VW Passat 
steht der Besatzung mit der 
Notfallausstattung ein EKG­
GerätlDefibriliator und ein 
Baby-Notfallkoffer zur Verfü­
gung. 

Im Mai 1992 wurde der 
I>chechoslowakische Arbei­
ter-Sammler-Bund neu ge-, 
gründet. Damit ist der ASB die 
erste Hilfs- und Wohlfahnsor­
ganisation, die sich in der 
CSFR offiziell am Aufbau ei­
nes demokratisch-pluralisti­
schen Gesundheitswesens be­
teiligt. Dieses Engagement 
knüpft an die Zeit vor dem 
Zweiten Weltkrieg an: Von 
1928 bis zu sei nem Verbot 
1938 gab es berei ts einen 
tschechoslowakischen Arbei­
ter-Samariter-Bund. 

ASB-Verbindungs­
büro Nordirak 

Der ASB-Bundesverband 
hat mit finanzieller UnterslÜl­
zung durch die Bundesregie­
rung in Zakhu (Nordirak) ein 
Verbindungsbüro unter der 
Bezeichnung "Gennan Liai­
son Office for Humanitarian 
Assistancc" eingerichtet 

Das Büro steht den im Nord­
irak tätigen deutschen Hil fsor­
ganisationen mit seinen Kom­
munikationsmitteln zur Verfü­
gung. Mit der Einrichtung des 
Verbindungsbüros soll ei n ab­
gestimmtes Vorgehen der 
deutschen Hilfsorganisalionen 
bei der lnfonnationsennill­
lung und dadurch eine größere 
Effizienz der deutschen huma­
nitären Hilfe ftirdie Kurden er­
reicht werden. Die ASB-Mit­
arbei ter Harald Schollner 
(Einsatzleiter) und Dr. med . 
Rainer Hüsig haben vor On 
ihre Tätigkeit aufgenommen. 

ASB-Bundesge­
schärtsrührer 

Wilhelm Müller 
(links) verab­

schiedet Ihtrald 
Schouner 

(rechlSl und Dr. 
Rainer Hüsig zu 

ihrer Fahrt in 
den Irak. 

Schilder "eisen 
den Weg zum 

ASB in Zakhu. 

Kurdenhilre mit 
aUen Kommunl­
kationsmilteln: 

Telefon, Fax, Te­
lex~ Satelliten­

funk und pe im 
ASS-Büro ste­

hen auch den an­
deren deutschen 
Hilfsorganisatio-

nen zur Verfü­
gung. 

Wot .. : 
Schotlner/J-lüsig) 
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IJohannHe ... Unlall-Hille 8 1 
Ministerpräsident Stolpe: 

"Die Johanniter werden gebraucht" 
Die JUH feiert ihr 40jähriges Jubiläum in Potsdam 

Mit einem feierlichen Got­
tesdienst in der Potsdamer Ni­
kolaikirche hat die Johanniter­
Unfall- Hilfe ihr 40jähriges J u­
biläum begangen. An der Fei­
er in der bis auf den letzten 
Platz gefüllten Kirche und dem 
anschließenden Empfang im 
Alten Rathaus nahmen zahl­
reiche Vertreter aus Politik, 
Diakonie, Kirche und den be­
freundeten Hilfsorganisatio­
nen sowie über 700 Johanniter 
aus dem gesamten Bundesge­
biet teil. 

"Die Johanniter werden 
gebraucht", betonte Branden­
burgs Ministerpräsident Dr. 
Manfred Stolpe in seiner Fest-

Die Nikolaikir· 
ehe in Polsdllm 
waram2. Mai 

bis auf den letz­
ten Platz besetzl. 

rede. TrotL der schwierigen 
wirtschaft lichen Lage würden 
die Probleme im Gesundheits­
und Sozial wesen oft überse­
hen. Die Johannitenrügen we­
sent lich dazu bei, die Not in 
diesen Bereichen zu lindern, 
sagte der Ministerpräsident. 
Allein in Brandenburg müßten 
vier Milliarden Mark zur Sa­
nierung von Krankenhäusern 
und Pflegeheimen investiert 
werden. Stolpe erinnerte LU­

dem an den solidarischen Ein­
satz der Johanniter während 
der Zeit des Mauerfalls. Noch 
vor Weihnachten 1989 hätten 
die Johanniter in einer ,.über­
wältigenden und vorbild lichen 

Hilfsaktion" Betten, Fahrteu­
ge und medizinische Güter in 
den Osten geschickt. 

"Ein Signal für das Zu­
sammenwachsen Deutsch­
lands" solle die Wahl Pots­
dams als Ort der Jubiläumsfei­
er sein, sagte JUH-Präsident 
Wilhelm Graf von Schwerin. 
Auch der Herrenmeister des 
Johanniterordens, Wilhelm­
Karl Prinz von Preußen, ver­
wies auf das immer noch vor­
handene "gegenseitige 
Mißtrauen" im verelOJgten 
Deutschland: "Wir wollen mit 
unserem diakonischen Dienst 
dieses Mißtrauen abbauen hel­
fen". Man solle - so der Her-

renmeister - die eigenen Pro­
bleme weniger wichtig neh­
men. dafür die Nöte anderer 
um so ernster. Im Anschluß an 
den Gottesdienst und die An­
sprachen übergab der gebürti­
ge Potsdamer ein von ihm ge­
stiftetes Behindertenfahrteug 
an den JUH-Kreisverband 
Potsdam. 

Grußworte in der Nikolai­
kirche sprachen der Vizepräsi­
dent des diakonischen Werkes 
der EKD, Dr. Ernst Paetzold, 
der den Joharlnitern für die 
gute Zusammenarbeit dankte 
sowie der Landesbischof der 
evangelischen Landeskirche 
Berlin-Brandenburg, Bischof 
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Links: ,.Oie Jo· 
hanniter \\erden 
in Urandenburg 
gebraucht", 
~tellte Minister­
I)räsident Man· 
rred Stolpe in 
seiner Festan· 
sprache rest. 

Unten: Über ein 
modernes Sehin­
dertenfahrLeug 
konnte sich der 
Kreis\erband 
I'otsdam der Jo· 
hnnniter-Unfall· 
Hilfe freuen. I)er 
Ilcrrcnmeister 
des Johanniter· 
ordens, \Vii· 
helm·Kllrl Prinz 
\on Preußen, in 
Potsdam gebo· 
ren und BUrge­
\\achsen. über­
gab am 2. Mai 
das \or Ort 
dringend 
benötigte Fahr­
zeug. 

Martln Kruse, und der Potsda­
mer Oberbürgermei;ter Or. 
Horst Gramlieh. Der Prä,ident 
des Oeuhchen Roten Kreutes. 
Botho Prinz zu Sayn-Wingen­
stein, überbrachte die Glück­
wünsche der befreundeten 
Hilfsorganisationen. Den An­
sprachen voraus ging ein Fest­
gone,dien;t, bei dem JUII­
Bundespfarrer Or. Christian­
Erdmann Schon die Predigt 
hielt. 

Am Abend vor dem offizi­
e llen Festakt trafen sich über 
700 Helferinnen und Helfer 
der Johanniter auf dem Gelän­
de der Hoffbauerstiftung, um 
in einem Festzeit ,.ihre JUH" 
zu feiern. En.tmals seil Beste­
hen der JUH kamen ;0 viele 
Helfer aus dem gesamten Bun­
desgebiet an einem Ort zusam­
men. der Gelegenheit zum 
Kennenlernen und Gedanken­
austau"h bol. Auch Vertreter 
der JUH aus Großbritannien, 
Italien und Österreich sowie 
der im Aufbau befindlichen 
JUH 111 Lenland konnten be­
grüßt werden. Die Organisa­
tion und Programmge;taltung 
wurde \"on mehreren Kreisver­
bänden unter Führung von 
Günther Wermke übernom­
men. Maßgeblich beteiligt wa­
ren der Landesverband Berlin 
und der Kreisverband Pots­
dam. die EinsatLleitung hane 
der Kreisverband Esslingen. 

Nach der Begrüßung durch 
JUH-Präsident Graf v. Schwe­
rin und einer Feldandacht von 
Bunde'pfarrer Or. Schon be­
gann das gemütliche Beisam­
mensein in dem Großtelt bei 
ausgelassener Stimmung. Für 
diese sorgten unter anderem 
die Kindergruppe .. Kleine Jo­
hanniter" aus Minden. die 
Schlaglichter der Johanniter­
geschichte unterhaltsam in Er­
innerung rief, sowie eine IlIu­
sions;how des Kreisverbande; 
Reutlingen. 

Jörg lI engster 



Hilfsorganisationen gemeinsam aktiv 
Landkreis Hannover: Sieben Schnelleinsatzgruppen garantieren prompte Hilfe 

" Immer in den Startlöchern 
stehen, das kann für einen gut 
ausgebildeten Helfer ganz 
schön stressig sein!" Wolfgang 
Szyma kennt die Situation aus 
eigener Erfahrung. Gasexplo­
sion, Hubschrauberunfall, 
schwerer Verkehrsunfall, Un­
wetter, Flugzeugabsturz sowie 
die Evakuierung verschiede­
ner Stadtteile aufgrund von 
Bombenräumungen. All das 
waren Anlässe in den letzten 
lahren, die den Einsatz "sei­
ner" neu geschaffenen 
Schnelleinsatzgruppe - Sa­
nität (SEG-San.) mit Standort 
Langenhagen/Landkreis Han­
nover erforderten. 

Als Ringkreis umschließt 
der Landkreis Hannover die 
niedersächsische Landes­
hauptstadt, mit fast 550 ()()() 
Einwohnern ist erder bevölke­
rungsmäßig größte Kreis Nie­
dersachsens. Der Rettungs­
dienst wird im Landkreis Han­
nover vereinbarungsgemäß 
durch den Arbeiter-Samariter­
Bund, das Deutsche Rote 
Kreuz und die lohanniter-Un­
fall-Hilfe in 16 Rettungswa­
chen rund um die Uhr durch­
geführt. Zusätzlich nehmen 
die Organisationen in den je­
weiligen Einsatzbereichen die 
Krankenbeförderung wahr. 
Für den Rettungsdienst bzw. 
die Krankenbeförderung wer­
den Rettungswagen (Trans­
port von Notfallpatienten) 
und Krankentransportwagen 
(Transport von Nicht-Notfall­
patienten) eingesetzt. Zusätz­
lich können sechs Notarztein­
satzfahrzeuge sowie der Ret­
tungshubschrauber Christoph 
4 (von Sonnenaufgang bis 
Sonnenuntergang) eingesetzt 
werden. Die Anzahl der 16 
Reuungswagen ist rund um die 
Uhr konstant. die Zahl der 
Krankentransportwagen rich­
tet sich tagsüber nach dem Be­
darf. So stehen nachts nur die 
16 Rettungswagen für jegliche 
Einsätze (Rettungseinsätze 
und Krankemransporte) zur 

Die Schnel lein­
satzgruppe ga­

rantiert eine ra-
sche Hilfe für 

Verletzte. 

Die Helferinnen 
und Helfer in 

der Schnellein­
satzgruppe sind 
gut ausgebildet 
und hochmoli-

\liert. 

Verfügung. Die Koordination 
der Rettungseinsätze obliegt 
der Rettungsleitstelle Hanno­
ver. 

Sollte nun ein Schadenser­
eignis eintreten, bei dem eine 
plötzl iche und akute Gefahr 
für Leib und Leben von zahl­
reichen Menschen besteht und 
der Rettungsdienst nicht 
prompt und vollständig die Si­
lUation bewältigen kann, so 
werden eine oder mehrere 
Schnelleinsatzgruppen alar­
miert. Die Hilfsorganisationen 
haben in Abstimmung mit dem 
Landkreis sieben Schnellein­
satzgruppen aufgestellt, deren 
Einsatzgebiet der eigene Ret­
tungswachenbereich und ge­
gebenenfalls der gesamte 
Landkreis Hannover ist, unge­
achtet der Organsationszu-

ge hörigkeit, wenn dies ein­
satztaktisch geboten ist. 

Die Aufgabe der SEG-San. 
ist es, den örtlichen Rettungs­
dienst bei einem solchen Un­
glück zu unterstützen, um für 
möglichst viele Patienten die 
therapierreie Zeit zwischen 
Notfalleintritt und Versorgung 
(Betreuung) zu verkürzen. 
Eine dieser neu geschaffenen 
Einheiten ist die SEG-Langen­
hagen. Besetzt wird die SEG­
Langenhagen durch ehrenamt­
liche Helfer des örtlichen 15. 
Sanitätszuges der lohanniter­
Unfall-Hilfe ,.Deister". 

Hierin sind vornehmlich gut 
ausgebildete Helferinnen und 
Helfer aufgenommen, die in 
Langenhagen oder im Nahbe­
reich wohnen bzw. arbeiten 
und so im Einsatzfall, ähnlich 

der Mitglieder der Freiwilli­
gen Feuerwehr, ohne großen 
Zeitverlust zur Verfügung ste­
hen. Um die HelferderSEG je­
derzeit an jedem Ort zu errei­
chen, sind diese mit Funkmel­
deempfangern ausgestattet. 
Als Besonderheit der SEG­
Langenhagen wäre zu erwäh­
nen, daß acht Helfer nach den 
Arbeitsmedizinischen Richtli ­
nien G 26 untersucht wurden 
und von der Feuerwehr als 
Atemschutzgerätelräger aus­
gebildet \vurden. Ferner ist ge­
plant, die Helfer für Gefahr­
gutsätze aus sanitätsdienstli­
eher Sicht auszubilden. Eine 
sogenannte Gefahrgutgruppe 
innerhalb der SEG ist in Pla­
nung. 
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I MaUeser-Hillscliensc I ' 
Lepraprojekt in Thailand: "No problems?" 

"Keine Probleme" laulele 
die slereolYpe Anlwon der Le­
prapatienten bei der wöchent­
lichen Unlersuchung und Me­
dikal1lcntenvcrteilung im 
Flüchllingslager Sile 2 an der 
Iha i 111 nd isc h- ka m bodsc han i­
schen Gren/e. Wir, zwei Ärzle 
aus Bonn, behandellen und be­
Ireulen im Auftrag der Malle­
Sler NOlhilfe leprakranke kam­
bodschani,che Flüchllinge, 
die lum Teil schon über ,ehn 
Jahre im Gren/gebiel in La­
gern leben. Auch unsere Pa­
tienten lebten wie die restli­
chen ca. 350000 Flilchllinge, 
tn ,peziellen, von der U 0 
und der Ihailändischen Regie­
rung eingerichlelen Camps, 
die von einer Sondereins3tz­
lruppe des Ihailändischen Mi­
litär, bewacht wurden. Unsere 
größle Palienlengruppe leble 
in Sile 2, einem Flüchllingsla­
ger mil zirka 200000 Einwoh­
nern und die größle "kambod­
schani,che Stadt" nach Phnom 
Penh. 

Lepra iM eine infektiöse Er­
krankung, die durch ein Bak­
terium hervorgerufen wird. 
das mil dem Tuberkulose-Er­
reger verwand I ist. Die Krank­
heil komm I heUle aufgrund 
von schlechler Hygiene und 
Mangelernährung überwie­
gend in tropit,chen Gebieten 
vor. Leprakrank zu sein be­
deulel auch bei den Khmer wie 
früher in europäischen Kultu­
ren eine soziale Ächtung. die 
kaum schlimmer sein könnte. 
So i'l die Angsl vor der ver­
mei11llich unheilbaren Krank­
heit. die in asiatischen Uindem 
noch häufig als Strafe GOlles 
inlerprelien wird, in den Men­
schen lief verwurzell. 

Vor dem Bürgerkrieg wur­
den die Kranken aus dem 
gan7en Land in einem großen 
Dorf zusammengepfercht. 
Diesem Dorf nähene sich kei-

ne Menschenseele. Durch die 
Wirren des Krieges und dem 
damil el1lMandenen Flüchl­
IingsSlrom ändene sich die 
Lage dramatisch. Einerseils 
brach die medizinische Ver­
sorgung in Kambodscha völlig 
zusammen, andererseits er­
möglichle eine Erfassung der 
Paliel1len in den Flüchtlingsla­
gern und die gleichLeilige Enl­
deckung neuer Medikamen­
tenkombinationen eine Hei­
lung der Leprakranken. 

Die Malleser gewährleisten 
seil vielen Jahren die Behand­
lung und Rehabililalion der 
Leprakrarü,en im F1üchllings­
gebiet. So konnten wir 
während unseres drei monat i­
gen Einsatzes erleben, mil 
welchem Gieichmul die Pa­
tienten diese so verstümmeln­
de Krankheil enragen. Gleich­
zeitig zeigen sie eine unendli­
che Dankbarkeil über die 
Chance. nach einer lägli­
chen Medikamenteneinnahme 
während zwei Jahren geheilt 
lU sein. Die Anerkennung 
dafür, daß wir und unsere Mil­
arbeiter (Deutsche, Thais und 
Khmer) ohne die übliche 
Skepsis und ohne Voruneile 
auf diese Menschen zugingen, 
begegnele uns jeden Tag. 

Aufgrund der langsam fon­
schreitenden Krankheit und 
aus Mangel an Medikamemen 
leiden viele Menschen an Le­
pra in einem so rortgeschritte­
nen Sladium. daß bleibende 
Schäden, wie z. B. dauerhafte 
Empfindungsslörung an 
Füßen und Händen, totaler 
Verlust von Fingern oder Ze­
hen sowie die lepratypische 
stark eingefallene ase nicht 
mehr verhindert werden kön­
nen. Durch konsequenle Be­
handlung können in solchen 
Fällen nur eine weitere Ver­
schlechlerung und die An­
steckung anderer Mens.chcn 
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Die Nervenfunklionen des leprakranken Kindes werden überprüft. 

verhinden werden. Durch 
Aufklärung und Information 
können viele Patiel1len früh 
genug behandell werden. Da­
mit iSI eine folgenlose Heilung 
der Krankheit möglich. 

Auch nach dem Friedens­
schluß im Oktober 1991 haben 
die Flüchtlingslager nach wie 
vor großen Zulauf. Was aller­
dings mit den zwar geheilten, 
aber verkrüppelten Patienlen 
geschiehl, wenn sie wie ge­
plal1l nach Kambodscha 
Lurückgefühn werden sollen. 
da, am Boden liegl, in dem es 

keine Infraslruktur gibl, in 
dem nur die Stärkslen überle­
ben werden. iSI ungewiß. Es 
wird den heUle in Werkslänen 
arbeilenden Behindenen keine 
andere Wahl bleiben, als sich 
als Bellier ihren Unlerhalt zu 
verdienen oder LU hoffen, daß 
Angehörige sich um sie küm­
mern können. Was wird aus 
den Palienlen, die eine Thera­
pie begonnen aber noch nichl 
abgeschlossen haben? 

Dr. Bell i na Thomas 
Dr. Frank Gohlke 

Im Märl 1992 wurden Gespr'Jche zwischen dem der­
,eitigen Medical-Coordinator in Thailand, Rüdiger Freuden­
sIein, dem stellvenretenden kambodschanischen Gesund­
heitsminisler. Dr. Chea Thang und dem Leiter des Ami-Le­
prosy-Programms in Kambodscha. Dr. Heng, gefühn. Da­
nach wird der Malteser-Hilfsdienst die Lepraarbeit nach der 
Rückführung der Leprapaliemen aus den Ihailändischen la­
gern nach Kambodscha fon führen. Die Arbeil wird in das 
staatliche Lepraprogramm eingebunden werden und haI fol­
gende Ziele: 
- Behandlung der Leprakranken 
- Errichtung eines Labors 
- Ausbildung von einheimischem Personal. 

Der Standon wird im Nordweslen Kambodschas. in der 
Provinz von Baltambang. liegen. 



DLRG DEUTSCHE LEBENS-RETIUNGS-GESELLSCHAFT 

Wasserrettungsdienst am Urlaubsort -
kein Thema? 

Italien, Spa nien, Frank­
reich. Sonne, Stra nd und 
Meer. Urlaub machen, ent­
spannen, fern vom Alltag das 
Leben genießen. Und gut zu 
wissen, daß für die Sicher­
heit am Strand gesorgt ist. 
Aber ist das denn wirklich 
so? An deutschen Stränden 
ist die Situation kla r. Da nk 
der DLRG können sich die 
Badegäste unbekümmert im 
Wasser tummeln. Aber wie 
sieht es im übrigen E uropa 
aus? Eine Befragung zeigte : 
Wer hierzulande eine Reise 
bucht, ha t wenig Cha ncen, 
bei Vera nstaltern und Reise­
büros Informationen zu er~ 

ha lten. 

infonniert. Anders als bei Fra- Möglichkeiten, Vorkehrungen 
gen nach Wassertemperatur, und Maßnahmen zu ergreifen, 
Sonnenscheindauer und die die Sicherheit der Badegä­
Durchschnittstemperatur kön- ste an den verschiedenen 
nen sie darüber keine qualifi- Stränden Europas gewährlei­
zierte Auskunft geben. Viele steno Unsere Aufgabe ist es im 
reagieren überrascht. Mit die- wesentlichen, unsere Gäste 
sem Thema wurden sie bisher über die jeweilige Situation 
:,u gUL wit: gar nicht konrron ~ vor On konkret zu informie­
tiert. Mit der Frage nach der ren. Dies tun wir regelmäßig 
Umweltverschmutzung und über unsere örtliche Reiselei­
Wasserbelastung war es bis tung, die bereits beim Be­
vor wenigen Jahren ebenso. grüßungsgespräch auf diesbe­
Durch konsequentes Nachha- zügliche Sachverhalte hin­
ken der Medien und Verbrau- weist. Hier erfahrt der Urlau­
eher werden bzw. wurden die ber auch, wo er jeweils aktuel­
Anbieter von Urlaubsreisen le Infonnationen erhalten 
aber mehr und mehr gezwun- kann. Darüber hinaus liegt in 
gen, sich· kundig zu machen jedem unserer Vertragshäuser 
und aufzuklären. Mit dem eine Mappe aus, die ebenfalls 

men ihrer Grundausbildung 
auch in Erster Hilfe ausgebil­
det wurden. An unseren Segel­
und Surfslationen ist von mor­
gens bis abends jemand da. 
Zum einen natürlich jeweils 
der Stations leiter und dann, je 
nach Größe des Clubs, auch 
zwei bis drei Hilfskräfte. Und 
es gibt natürlich auch ein Boot. 
Das ist kein Rettungsboot im 
eigentlichen Sinne, aber ein 
Boot, mit dem man im Be­
darfsfall jederzeit rausfahren 
kann." 

SlchemeH 
Ist (noch) kein Thema 

Thema Sicherheit scheint es entsprechende Hinweise ent- Fazit: Die Sicherheit an den 
"Selbstverständlich müssen noch nicht so weit zu sein. hält." Bleibt aber die Frage Urlaubsstränden ist für Reise-

alle Strände bewacht sein. Zudem fehlt es an aussage- nach hotel eigenen Stränden, büros und Reiseveranstalter 
Stellen Sie sich mal vor, wenn kräftigen und verläßlichen Un- die dem Veranstalter direkt un- (noch) kein Thema. Die Aus­
da was passiert! " So die Aus- terlagen. In keinem Katalog terstehen. Beispiel: Clubanla- sage, daß sie dafür in den mei­
sage einer Reisebüroangestell - war hierzu ein Kapitel zu fin - gen. Dort sind die Veranstalter sten Fällen nicht verantwort-
ten in Frankfurt. Na also! Ist es den. aiS Betreiber schließlich hun- lieh seien, stellt nicht zufrie-
um die Sicherheit der Touri- dertprozentig gefordert. den. Für Wasserqualität, Son-
sten auch anderswo bestens Doch auch Kurt Niclaus, nenscheindauer oder Durch-
besteIlt? Der Rettungswach- Konzepte sind Mangelware Geschäftsführer eines Clubs, schnittstemperaturen zeichnen 
dienst scheint also hervorra- macht keine konkreten Anga- sie schließlich auch nicht ver-
gend organisiert zu sein ... Verantwortlich für die Kata- ben, gesteht aber zu, daß es mit antwortlich. Dennoch können 

"Auf keinen Fall würde ich loge, aber natürlich auch für der Sicherheit eine unsichere sie hierüber infonnieren. 
mich darauf verlassen", rät da- das Arrangement vor Ort, sind Sache sein kann: "Der Club Um für dieses Thema sensi­
gegen eine andere Angestellte, die Reiseveranstalter. Um es kann in sei nen europäischen bei zu machen, braucht es noch 
"da gibt's zwar gelegentlich so vorwegzunehmen: Ein über- Anlagen nur dann für Sicher- viel Engagement. Ein Weg 
Hüttchen, aber zum einen sind zeugendes Konzept wird nir- heit am Strand Sorge tragen, könnte sein, bei jeder Buchung 
die nicht immer besetzt, zum gends vennittelt. Man gab die sofern die Anlage über einen gezielt nach den Bedingungen 
anderen kann ich mir nicht Verantwortung meist an die Privatstrand verfügt. In eini- vor Ort zu fragen. Dabei sollte 
vorstellen, daß die immer alles Hotels weiter, mit denen der gen Ländern ist dies laut man sich nicht mit allgemei­
im Blick haben." Veranstalter Verträge hat. "Die Pacht vertrag nicht möglich, nen Antworten zufriedenge-

Bei einem Reisebüro ist zu . müssen sich, wenn sie einen und dementsprechend ist auch ben. Denn wie unsere Umfra-
hören, daß man sich gar keine Strand haben, um die Sicher- nicht die Sicherheit am Strand ge gezeigt hat, handelt es sich 
Sorgen machen müßte. Es heil kümmern", hieBes in Han- garantiert." oft nur um Annahmen, nicht 
gäbe doch so etwas wie ein nover. Und an den öffentlichen Echte Rettungsschwimmer um konkretes Wissen. Wer 
" Internationales Rotes Stränden könne man im übri- gibt es auch bei einem anderen sich im übrigen darauf nicht 
Kreuz", und die hätten alles im gen sowieso nichts machen. Club nicht, aber immerhin verlassen möchte, kann sich 
Griff. Auch Martin Katz, Presse- Animateure mit einer Erste- auch an die Gemeinde am Ur-

Es wird schnell deutlich: sprecher eines Reiseveranstal- Hilfe-Ausbildung. Dazu Gise- laubsort undloder die zustän­
Beim Thema Sicherheit an den ters, antwortet ausweichend: la Sökeland, zuständige Mar- dige Wasserrettungsorganisa­
Urlaubsstränden sind die mei- "Als Reiseveranstalter haben ketingleiterin: "Wir beschäfti- lion wenden. 
sten Reisebüros nicht richtig wir nur sehr eingeschränkte gen Animateure, die im Rah- sz 
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Ve"ch,edene europäi,che 
\Vasscrrctt U Ilgsorgan i satio­
nen wurden um ein kurles 
Statement lur Situation 111 

Ihren Ländern gebeten. Im 
folgenden die Antwonen au, 
den Niederlanden. au,; lIalicn 
und aus Großbritannien. 

Federazione ltaliana 
Nuoto, Italien: 

Die ße,chäfligung des 
Strand,icherheitspe"ona); i't 
in Italien sowohl eine öffent­
liche als auch eine private Sa­
che, wobei die Privatleute 
verpnichlel ,ind. das Pe"onal 
für ihre Badeanstalten gemäß 
den von der Kü\tenwache er­
lasscnen Verfügungen einzu­
stellen. In der Regel wird der 
StranddienM von zwei oder 
mehr Pe"onen pro 50 m 
Sirandlänge übernommen. 
Das Personal muß eine Uni­
form an/lehen, die es von den 
Badenden untcr-.. chcidet, und 
darf sich nicht von seiner 
D,en'lSlelle enlfernen. solan­
ge der Badebelrieb andauen. 
Normalerweise arbeilel die­
~e.., Pcr ... onal acht Stunden pro 
Tag. In Italien existiert eine 
weitere Form \"on Übcrwa­
chungsdicnst. der von den 
Freiwilligen übernommen 

Die star re Ballung der 
Krankenkassen in Hessen in 
der Umsetzu ng der Vorga­
ben aus dem Bessischen Ret­
tungsdienstgesetz bedeutet 
aus der S icht des DLRG­
Landesverbandes Hessen ein 
Ende des frei" illigen und 
ehrenamtlichen Wasserret­
tung;dienstes. Dies war die 
einhellige Meinung der Ver­
treter von 27 DLRG-ßezir­
ken il11 Landesverband Hes­
sen, die zu ihrer Landesrats­
tagung in den Friedrichsdor­
fer Stadtteil Köppen, ge­
kommen \\aren. 

wird. die solchen Or,ganisalio­
nen wie dem Hafenamt oder 
dem ZlvilschulL angehören. 
die ,ich in,besondere um die 
Strände mil freiem Zugang. 
die lediglich mil den strikt 
notwendigen sanitären und 
Sicherheit~einrichtungen au\­
gestattet \ind, kümmern. In 
dle,em Fall erfolgl keine Enl­
lohnung. obwohl die Dienst­
habenden die,elbe Arbeilmil 
de"elben Arbe""eil wie da, 
entlohnte Personal ausführen. 
Auch die,es Personal ist auf 
alle Fälle im Besilz des vom 
ilalienischen Rellungs­
schwimmerverband au\gc­
steIlIen Schein, ab ",,,isten­
le bagnanti·· (Badeassislenl). 

ALS$, Großbritannien 

Gcmcin\am mit der Ver­
brauchergeselhchafl haben 
wir. die Royal Life Saving So­
ciely (RLSS), eine Überprü­
fung der Sicherheil von CH. 50 
Stränden entlang der gan/en 
Küste ,eranlaßt. Außerdem 
haben wir eine eigene Unter­
suchung über die lödlichen 
Unfa lle durch Ertrinken auf 
den Brilischen Inseln durch­
geführt und darüber 1990 ei­
nen Berichl verfaßt. Da, Er­
gebni'-, führte IU eincm neuen 

Nalionalen Rellungsschwim­
mer-A usbi Idungsprogramm, 
dessen Zielgruppe ,war die 
Seru f\rct tu ngssch wi m mer 
sind. da, jedoch auch den 
Freiwilligen /Ur Verfügung 
stcht. In ZUfoiummenarbeil mit 
den Gemeinderälen und Or­
gani~ationen wie der Küsten­
wache und dem Royal alio­
nal Lifehoat In 'tilule (RN LI ) 
haben wir ein Netz von Rct­
tu ngssch wi m merstat ionen 
um die Küste herum einge­
flehtet. Die meisten von ihnen 
befinden sich im Süden und 
Südwesten. aber eine gan/e 
Anlahl ist auch in der Graf­
schaft EaSi Anglia. im ord­
westen \owie im Lande\inne­
ren IU linden. Soweit die 
RLSS U.K. betroffen ist, kon­
lentrieren wir uns auf die Be­
reitstellung eines freiwilligen 
Rellungsschwimmerdien'tes. 
obwohl die Ausbildung und 
die UnlcrslÜt/ung auch jedem 
professionellen Dienst ,ur 
Verfügung stehen. Die Gesell­
schaft hai rund 150 Leben,­
reller-Einheilen mit ca. 30 
Personen pro Gruppe. Am in­
lensivslen findel die ÜberwH­
chung während der Sommer­
monate, an den Wochenenden 
und den geseillichen Feiena­
gen ,tatt. Die Ausbildung er-

Aus für den WasselTettungsdienst? 

Das veränderte FreiLeitvcr­
halten erhöhl die An/ahl der 
Gefahrensiluationen. Ilaupt­
beruniche Einrichlungen tur 
Sicherung der Freiteil auf und 
an Freigcwä\sern 5tind nicht 
be7ahlbar. Dieser wichlige 
Diensl für die Allgemeinheil 
wird im Rahmen ehrenamtli­
cher Tätig'eit geleistet. 

Breiten Raum nahm daher 
in der Tagung die Beratung dc~ 
Hessischen Rellungsdienstge­
setze~ ein. Das GeselL nennt 
ausdrüc'lich die Wasserrel­
tung als integralen Bestandteil 

des öffentlichen Rettungsdien­
>!es. Auf dieser Rechlsgrund­
lage haben die Gliederungen 
der DLRG Vereinbarungen zur 
personellen und sachlichen Si­
cherslellung abgeschlossen. 
Im Stich gc las5tcn sehen sich · 
die Lebensreller von den ge­
seizi ichen Kostenträgern, den 
Hessischen Krankenkassen­
verbUnden. Diese weigern sich 
sowohl regional als auch über­
regional. Entgelt vereinbarun­
gen ab7uschließen. 

Die bisherigen KOSienträger 
lahlen aufgrund der ge1inder-
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folgl auch in der Winler/eit. 
Und einige Clubs sind. falls 
erforderlich. auch das ganze 
Jahr über tätig. 

KNBAD, Niederlande 

180 über die gan7e Nie­
derlande veneilte Lebens­
rellungsge,ell,chaften bilden 
bei uns die HolHindi,che 
Leben srell u ngsorga n i sal i on 
(KNBRD). Über 32000 Mil­
glieder stehen für humaniläre 
Aufgaben LUr freien Verfü­
gung: ,owohl zur Lebensrel­
lung als auch prävenliv für 
Touristen am Meer. Schwim­
mer. Segler. Surfer u,w. Un­
sere Mitglieder sind enllang 
der ge~aJnten Kü\te. ein­
sch ließlich unserem großen 
Ijsselmeer. und den Erho­
lungventren in unserer Pro­
vint Zeeland akliv. Die ein­
zelnen aUlonomen Gesell­
schaften sind mit Rettungs­
boolen und Telekommunika­
tionseinrichtungen gut aus­
gerüstet. Unsere Lebensreller 
nehmen an einem strengen 
Ausbildungsprogramm leil. 
Im chnill kommen auf jede 
Seklion 30000 Übcrwa­
chung\stunuen. 

ten SituJlion keine ZUfoichüssc. 
Die Siluation ist für die DLRG 
schon deshalb enttäu,chend. 
da der Wasserrellungsdienst 
aus;chließlich ehrenamtlich 
geleistet wird. 



VERBAND DER ARBEITSGEMEINSCHAFTEN ARKAT DER HELFER IN DEN REGIEEINHEITEN-EINRICHTUNGEN DES 
KATASTROPHENSCHUTZES IN DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND E.V. 

Korporative Mitgliedschaft der 
ARKAT im Schutzforum 

Das Schutzforum e. V, 
Bonn, wissenschaftliche Ge­
sellschafl für Friedenssiche­
rung und angewandte Huma­
nität, hal anläßlich seiner lah­
restagung am 15. Mai 1992 in 
Bonn einstimmig die korpora­
live Milgliedschaft der AR­
KAT im Schutzforum be­
schlossen. Gleichzeitig wurde 
der Bundesvorsitzcnde der 
ARKAT, Dipl.-Ing. Klaus­
Dieter Kühn, Braunschweig, 
in den Vorstand des Schutzfo­
rums berufen. 

Namhafte Hochschullehrer 
und Wissenschaftler widmen 
sich im SChulzforum den Mög­
lichkeilen des SchUlzes vor 
Gefahren der Technik, der Na­
tur und der Anwendung von 
Gewalt aus humanitär-ethi­
scher, medizinischer, poli­
tisch-rechtlicher, soziologi­
scher und technologischer 
Sicht, um damit die weltweiten 
Bemühungen der UNO/ 
UNESCO nach einem mög­
lichst umfassenden Schutz der 
Menschheit und ihres kulturel­
len Erbes zu unterstützen. 

Kühn skizzierte in seinem 
Berufungsvortrag* neue Wege 
zur Schaffung von integrierten 
Schutzstrukturen auf der 
Grundlage leistungsfahiger 
Kommunikations- und Orga­
nisationsmodelle. Er kritisier­
te in diesem Zusammenhang 
die gegenwärtigen Bestrebun­
gen von Bund und Ländern, 
Schutzpotentiale, z. B. im Be­
reich des Katastrophen­
schutzes, drastisch abzubauen. 
Mehr Forschung für den Ge­
fahren- und Umweltschutz täte 
not, um unter Berücksichti­
gung aller interdisziplinären 
Aspekte verläßliche Hand-

) siehe Seite 22 dieser Ausgabe. 

lungsempfehlungen ZU erar­
beiten, hob Kühn angesichts 
sich verändernder Gefahren­
bilder anläßlich der Tagung 
des SchUl/forums hervor. 

Der Schutz von Leben und 
Umwelt ist eine Herausforde­
rung mit einer weit in die Zu­
kunft weisenden Dimension 
und erfordert eine Veranlwor­
wngspartnerschafl. Glaub­
würdigkeit und Verantwortung 
der Verfassungsorgane müs­
scn sich hieran messen la~sen, 
mahnte Kühn. 

Als neues Vorstandsmit­
glied des Schutzforums be­
grüßte er. daß die bereits seit 
längerem mit dem Schutzfo­
rum prakti/ierte Zusammenar­
beit in Grundfragen des Zivil­
und Kataslrophenschu17es nun 
auch institutionell eine ge­
meinsame Plattform erhalten 
habe und in dem Bewußtsein 
erfolgt sei, daß die ARKAT mit 
Zielsetzungen und Initiativen 
des Schutzforums weitgehend 
übereinstimmt. 

Helmut Birkner, Kreisober­
rechtsrat beim Kreis Schles­
wig-Flensburg, Leiter des Sta-

bes HVB. befaßte sich in ei­
nem weiteren Referat mit dem 
Thema ,.Führungsmodelle für 
Großschadenslagen"und steil­
te ein gegenwärtig im Kreis 
diskUlienes Modell für eine 
gemeinsame EinSalzleitung 
vor. Das Modell basiere auf ei­
ner Initiative der PoliLeiin­
spektion Schleswig und der 
Feuerwehr im Kreis und sieht 
u. a. die Integration der Tech­
nischen Einsatzleitung des Ka­
tastrophenschutzes vor. 

Präsident Dr. Paul Wilhelm 
Kolb konnte zu der insgesamt 
sehr gelungenen Veranstaltung 
des SchUl/forums lahlreiche 
Gäste und Diskussionsteilneh­
mer begrüßen. Repräsentanten 
der Akademie für zivile Ver­
teidigung, des Bundesamtes 
für Zivilschutz, der Hilfsorga­
nisationen sowie die Vorstän­
de aller ARKAT-Lande,ver­
bände erörterten intensiv die 
gegenwänige Entwicklung im 
Zivil- und Katastrophen­
schutz. 

Präsident Kolb faßte ab­
schließend die Ergebnisse des 
Gesprächskreises lusarnmen 

Neben den Mitgliedern des Schutzforums hatten sich 7.ahlrciche Ciiste 
zur Tagung in Bonn eingerunden. 

und forderte im amen des 
Schutzforum, eine auf der 
Höhe der Zeit stehende zu­
kunftssichere Refonn der Zi­
vilveneidigung und des Kata­
strophenschutzes ein. Das 
Schutzforum sei im übrigen 
der Auffa;sung, daß eine die­
sen Namen verdienende Re­
form des humanitären Berei­
ches der Gefahrenabwehr nur 
Sinn macht. wenn es gelingt, 
die in vieler Hinsicht gleich­
laufenden, aber durch behörd­
lichen, administrativen Egois­
mfis behinderten Strukturen so 
zu verändern, daß für alle Bür­
ger unseres LHndes in abseh­
barerZeit ein einheitliches und 
gleichverbindliches Schutzni­
veau geschaffen wird. 

Dazu bedarf es vor allem 
einer Aufbau- und Ablaufor­
ganisation, in der die Verant­
wonung für den umfassenden 
Schutz der Bevölkerung gegen 
Gemeingefahren jeglicher An 
so geregelt ist, daß Kompe­
tenzkonflikte mit hoher Ge­
wißheit vermieden werden. 
Ein wichtiger Beitrag des Bun­
des dazu wäre die mit be­
trächtlichen Einsparungen 
verbundene, in der Vergangen­
heit immer wieder geforderte, 
auch vom Bundesrechnungs­
hof als Alternative gesehene 
Vereinigung aller Zivil­
schutzaktivitäten des Bundes 
unter dem verfassungsrecht­
lich und ge,etLlich dazu geeig­
neten Dach des Bundesamtes 
für Zivilschutl. 

Das Schutzforum schlägt 
deshalb vor, dem Bundestag 
gegenüber zum Ausdruck zu 
bringen, daß seitens des BMI 
im Bereich der zivilen Vertei­
digung organisatorische Än­
derungen en,t vorgenommen 
werden, wenn sichergestellt 
ist, daß sie sich nahtlos in 
ein Bund-Ländergemeinsa­
mes, analytisch ennitteltes und 
bewenetes Hilfeleiswngssy­
Slem einpassen, eindeutig ko­
stenneutral sind und von den 
Hilfeleistungsorganisation als 
sachdienlich akzeptien wer­
den. 
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Presseschau 
Naturkata­

strophen forderten 
1991 rund 160000 

Menschenleben 

Im vergangenen Jahr sind bei 
Naturkatastrophen in aller Welt 
rund 160000 Menschen getötet 
worden. Das ist die höchste Op­
ferzahl seit 1976, als ein Erdbeben 
in China 240000 Menschen das 
Leben kostete, wie diE! Schweize­
rische Versicherungsinformation 
in Bern mitteilte. Die Versiche­
rungen mußten zur Deckung von 
Schäden aus Naturkatastrophen 
rund 11,7 Milliarden Dollar (etwa 
19,3 Milliarden Mark) aufwen­
den. 

Eine der schlinunsten Natur­
katastrophen des vergangenen 
Jahres war der Zyklon, der im 
April Bangladesch heimsuchte. 
140000 Menschen ertranken in 
einer Sturmflut, die Küste wurde 
auf einer Länge von 500 Kilome­
tern verwüstet. Bei einem tropi­
schen Sturmwind auf den Philip­
pinen kamen im November rund 
5000 Menschen ums Leben. Ein 
Erdbeben in Indien forderte Mitte 
Oktober 1600 Menschenleben, 
18000 Häuser wurden zerstört. 
Die größten Sachschäden hinter­
ließen im vergangenen Jahr 
Sturmwinde aller Art. Allein der 
Taifun ,,Mireille" von Ende Sep­
tember 1991 in Japan kostete die 
Versicherungen rund 5 ,2 Millio­
nen Dollar. Er war darrri t der 
größte Einzelschaden in der Ver­
sicherungsgeschichte. Schäden 
über rund 620 Millionen Dollar 
verursachte Ende August an der 
US-amerikanischen Ostküste der 
Hurrikan ,,Bob". Der Orkan .. Un­
dine", der am 5. und 6. Januar 
Großbritannien, Irland und 
Deutschland heimsuchte, zerstör­
te Werte in der Größenordnung 
von 480 Millionen Dollar. 

Allein 1,2 Milliarden Dollar 
Schaden gab es bei dem großen 
Buschbrand, der am 20. Oktober 
in der kalifornischen Stadt Oak­
land rund 3000 Häuser bis auf die 
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Grundmauern zerstörte. Der 
volkswirtschaftliche Gesamt­
schaden dieses Ereignisses sei 
mindestens doppelt so hoch , heißt 
es in dem Bericht. Es war dies 
nach dem Stadtbrand von Chica­
go im Jahre 1871 und den Nach­
folgebränden des Erdbebens von 
1908 in San Francisco der dritt­
höchste Brandschaden in der Ge­
schichte der USA. 

Wie aus den internationalen 
Schadenstatistiken hervorgeht, 
werden die Versicherungen zu­
nehmend mit den Folgen 
von Naturkatastrophen belastet, 
schreibt die Versicherungsinfor­
mation weiter. Auch im vergan­
genen Jahr habe dieser Trend an-

_ gehalten. Die 19,3 Milliarden 
Dollar entsprechen der zweit­
höchsten Schadenssurnme in der 
Geschichte. Nur 1990 gab es mit 
15,3 Milliarden eine noch größe­
re Schadenssurnme. 

Als Ursache der ungünstigen 
Entwicklung sehen die Versiche­
rer die zunehmende Bevölke­
rungsdichte, die wachsende Wert­
konzen tration sowie Wande­
rungsbewegungen von Bevölke­
rung und Industrie in Regionen, 
die besonders anfällig für Natur­
katastrophen sind. 

Allerdings lassen sich Scha­
densbewertung und die Scha­
densersatzleistungen in Ländern 
der Dritten Welt, wo häufig über­
haupt nicht entschädigt wird , mit 
denen in den Industriestaaten 
nur schwer miteinander verglei­
chen. 

( .. Frankfurter Rundschau") 

18000 Feuerwehr­
leute freistellen 

Mit der Verwirklichung des 
neuen Zivilschutzleitbildes wer­
den zwischen 14000 und 18000 
Feuerwehrleute von der Wehr­
und Schutzdienstpflicht befreit 
werden müssen . Von der Umstel­
I ungsphase bis zur Realisierung 
der .. Konzepte 95" sei allerdings 

noch ein weiter Weg, wurde auf 
der Delegiertenversammlung des 
Sch weizel'ischen Zi vilsch u tzbun­
des in Lenzburg betont. 

Der von den Kantonen ange­
meldete Bedarf von 14000 bis 
18000 Freistellungen verhelfe 
den Feuerwehren zu einer .. gang­
baren Übergangsregelung" , be­
tonte der Zen tralpräsident des 
Schweizerischen Feuerwehrver­
bandes, Willy Gab!. Sollte auf 
Bundesebene indessen eine allge­
meine Dienstpflicht geschaffen 
werden , so werde der Feuerwehr­
verband seine Begehren erneut 
stellen müssen. Zudem könnten 
die Feuerwehren nicht ständig 
neue Aufgaben übernehmen, 
ohne daß der Bund die finanzielle 
Abgeltung verbessere. 

Kader und 
Spezialisten betroffen 

Laut Gabl sollen vor allem Per­
sonen von der Schutzdienst­
pflicht befreit werden, die bereits 
in den Feuerwehren eingeteilt 
sind. Bei der Freistellung von der 
Armee werde es sich größtenteils 
um Kader und Spezialisten der 
Feuerwehr handeln. 

Offen sei, ob die Freistellung im 
Alter von 30 oder 32 Jahren er­
folgen sollen. Allenfalls sei auch 
mit früheren Freistellungen zu 
rechnen. Auch sei unklar, ob es 
bei der Befreiung von der Wehr­
pflicht um Kriegsdispensen oder 
um richtige Freistellungen gehe. 

Gestraffte Führung notwendig 

Mit dem neuen Leitbild für den 
Zivilschutz soll die Führung ge­
strafft, die Koordination mit an­
deren Einsatzdiensten, insbeson­
dere mit der Feuerwehr sowie mit 
den Rettungsdiensten der Armee, 
verbessert werden. 

Damit soll der Zivilschutz die 
Aufgabe des Brandschutzes an 
die Feuerwehren abgeben, die so­
mit ihre in Friedenszeiten aus­
geübte Aufgabe auch in Katastro­
phen- und Kriegszeiten weiter­
führen können. 
( .. Solothurner Zeitung", Schweiz) 



Sichere Alarmierung 

Die Experten sind sich einig: Am 
gefährlichsten sind Wohnungsbrän­
de, die nachts ausbrechen. Oft 
schwelen solche Feuer stundenlang, 
bevor die ersten Flammen sichtbar 
werden. Neben der direkten Brand­
einwirkung ist das im Brandrauch 
enthaltene Kohlenmonoxyd, ein vom 
Menschen nicht wahrnehmbares 
Atemgift, für die ahnungslos Schla­
fenden eine tödliche Gefahr. Es gilt 
also, im Brandfalle möglichst früh 
alarmiert zu werden, um den Brand zu 
bekämpfen oder sein Leben retten zu 
können. Hier haben sich Rauchmel­
der bewährt, die nicht ohne Grund in 
den USA und Kanada für Wohnhäu­
ser Pflicht sind. 

Der hier vorgestellte Rauchmelder, 
ein Produkt des weltweit größten 
Herstellers, arbeitet auf foto-elektro­
nischer Basis. Dabei werden Ver­
brennungsartikel wahrgenommen, 
sobald diese in eine Kontrollkammer 
geraten, wo in kurzen Abständen ein 
Lichtstrahl auf eine Fotozelle trifft. 
Bereits bei kaum erkennbarer Rauch­
entwicklung wird so sicher Alarm 
ausgelöst. 

Bis zu zehn Rauchmelder dieses 
Typs lassen sich miteinander verbin­
den mit dem Effekt, daß beim Auslö­
sen eines Melders auch die anderen 
Alarm geben. Der 85 Dezi bel starke 
Alarmton ist unüberhörbar. Der Be­
trieb des Rauchmelders erfolgt mit ei-

ner 9-Volt-Batterie, die bei normalem 
Einsatz etwa drei Jahre hält. Muß die 
Batterie ersetzt werden, wird dies 
durch einen Pfeifton angezeigt, der 
bis zu 30 Tage anhält. Mit einem Test­
knopf läßt sich die Funktion des Mel­
ders überprüfen, eine blinkende LED­
Anzeige zeigt den Ladezustand der 
Batterie an. 

(Foto: HKS, Hamburg) 

Kopfschutz 
für den Feuerwehrmann 

Kürzlich wurde sie erstmalig einer 
breiten Öffentlichkeit vorgestellt: die 
neue Helm-Masken-Kombination 
"Team F" für den Einsatz bei der Feu­
erwehr. "Team F" wurde aus den For­
derungen der Praxis heraus ent­
wickelt, gemeinsam von einem der 
erfahrensten Hersteller von Schutz­
heimen aller Art und einem der 
führenden Hersteller von Atem­
schutzgeräten. 

Die Helmschale besteht aus hitze­
beständigem Duroplast, die neuge­
staltete Innenausstattung ist verstell­
bar und leicht auswechselbar, der 3-
Punkt-Kinnriemen hat einen Schnell­
verschluß. Das integrierte, auszieh­
bare Augenschutzvisier besteht aus 
kratzfestem Material und ist auch für 
Brillenträger geeignet. Dank der 
neuartigen Helm-Form bleibt das 

Hörvermögen des Trägers erhalten. 
Der Helm erfüllt DIN-EN 443. 

Atemschutzmaske ist eine millio­
nenfach bewährte Vollmaske mit An­
schluß für Preßluftatmer, Kreislaufge­
rät oder Atemfilter. Durch neuartige 
Adapter läßt sich die Maske schnell 
und sicher am Helm befestigen, so 
daß die Maske angelegt werden 
kann, ohne den Helm abnehmen zu 
müssen. Die Sichtscheibe bietet 
großes Blickfeld nach allen Seiten 
und bleibt durch den Spüleffekt der 
Atemluftführung beschlagfrei. Die 
Universalgröße sorgt für perfekten 
Sitz. Die Maske kann mit Hör-Sprech­
garnituren marktgängiger Funkgerä­
te nachgerüstet werden. 

(Foto: Auer, Berlin) 

Schnelle Hilfe 
durch Faßgreifer 

Überall da, wo es darum geht, be­
schädigte Fässer in Bergungs- bzw. 
Umfässer zu stellen, gibt es jetzt eine 
sichere, zeitsparende und kraftscho­
nende Lösung. Der neue Faßgreifer 
Typ 3P bietet die Möglichkeit, sämtli­
che Fässer mit einem Durchmesser 
von 320-680 mm aufzunehmen. So­
bald die Dreipunktaufnahme dem je­
weiligen Faßdurchmesser angepaßt 
ist, verhindert eine selbsttätige Ex­
zentersicherung das unbeabsichtigte 
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Öffnen, insbesondere auch beim 
Kran- bzw. Gabelstaplerbetrieb. Der 
TÜV-geprüfte Faßgreifer ist für eine 
Tragkraft von 400 kg ausgelegt und 
das geringe Eigengewicht sorgt für 
eine einfache und schnelle 1-Mann­
Bedienung. 

(Foto: Bauer, Süd lohn) 

Schnelles Abdichten 
mit Kissen und Bandagen 

Die Gefahren, die bei der Herstel­
lung, der Lagerung und dem Trans­
port von flüssigen Chemikalien ent­
stehen, sind bekannt. Trotz sorgfälti­
ger Vorsorgemaßnahmen kommt es 
nicht selten zu gefährlichen Lecka­
gen. Hier sorgen Leck-Dichtkissen 
und Leck-Bandagen tür schnelle und 
problemlose Hilfe. 

Das Leck-Dichtkissen wird mittels 
reißfester Spanngurte so auf das 
Leck gelegt, daß dieses die Schad­
steIle völlig überdeckt. Mit Hilfe der 
Zurr-Ratschen am verlängerbaren 
Spanngurt wird die notwendige Fi­
xierung des Kissens auf der Schad­
steIle erreicht. Über einen 10m lan­
gen Luftführungsschlauch mit einer 
Steuereinrichtung, in dem Manome­
ter und Sicherheitsventil eingebaut 
sind, kann nun von jeder Luftquelle 
aus das Kissen so gefüllt werden, daß 
ein weiteres Austreten der Flüssig­
keiten verhindert wird. Um Schäden 
an der Tankwand zu vermeiden, soll­
te der Kissen-Innendruck geringfügig 
über dem Tank- oder dem Kessel­
druck liegen. Die Kissen sind 100 %ig 
mineralölbeständig, zum Schutz ge­
gen aggressive Säuren, Laugen und 
Lösungsmittel wird der Einsatz einer 
Säureschutzhülle empfohlen. 

Das Grundsystem der Leck-Dicht­
kissen wird erweitert durch Leck­
Drainkissen, die in einer Art Kasten­
system das Leck umschließen, mit ei­
ner Storz-D-Ableitung. Diese Kissen, 
entweder mechanisch mit Gurten an­
zubringen oder als Vakuum-Leck­
Drainkissen mittels Vakuum sich an 
der Schadstelle festsaugend, erlau­
ben bei chemischen Reaktionen 
während des Abdichtvorgangs einen 
Überdruck im Tank kontrolliert abzu­
lassen, oder entstehende Gase in 
eine Neutralisationsflüssigkeit abzu­
leiten und in einem geeigneten Behäl­
ter aufzufangen. 

Um auch Rohre abdichten zu kön­
nen, wurden Leck-Bandagen ent­
wickelt, die nach Art der Blutdruck-
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manschette um das defekte Rohr 
herum gelegt werden, mit zwei 
Spanngurten fixiert und ebenfalls auf 
1,5 bar gefüllt werden. 

Häufig kommt es auch beim Trans­
port von Kleingebinden, wie Rollrei­
fenfässern oder Behältern im Durch­
messer von 10 bis 90 cm zu Lecka­
gen. Mini-Leck-Dichtkissen in den 
Größen von 15 x 15 bis 25 x 25 cm 
sind schnell mit Klettverschlußgurten 
zu befestigen und mittels der Fuß­
luftpumpe zu befüllen. So werden 
Gefahrensituationen für Mensch und 
Umwelt gebannt. 

(Fotos: Vetter, Zülpich) 

Video: Hilfe! 
Wespennest im Garten 

In den Sommermonaten vergeht 
kaum ein Tag, an dem nicht ein Hilfe­
ruf die Feuerwehr auffordert, Wespen 
und Hornissen unschädlich zu ma­
chen. Viele Anrufer sind dann ver­
wundert, daß die Feuerwehr immer 
häufiger auf den Naturschutz ver­
weist. Denn speziell die größte ein­
heimische Wespenart, die Hornisse, 
gehört zu den besonders geschütz­
ten Arten. 

Doch was kann man in diesem Fall 
tun? Selbst die Naturschutzbehörden 
können kaum Hilfe anbieten, da sie 
über zu wenig Fachkräfte verfügen. 
Dabei ist es oft gar nicht nötig, ein 
Nest zu zerstören. Viele Menschen 
wissen oft nicht, daß Wespenstaaten 
nur einjährig sind, im August schon 
mit dem Absterben beginnen und fast 
nie ihr Nest an derselben Stelle noch 
einmal bauen. Speziell die Hornisse 
ist durch völlig übertriebene Schau­
ermärchen und Einschränkungen des 
Lebensraumes schon in vielen Land­
strichen ausgestorben. 

Dabei sind alle Wespenarten sehr 
nützliche Helfer im Garten, vernich­
ten Schädlinge und helfen bei der Be­
stäubung. Sollte im Notfall doch ein­
mal ein Nest beseitigt werden müs­
sen, so muß man deshalb nicht das 
Nest zerstören, es ist durchaus mög­
lich, Wespen- und Hornissennester 
umzusiedeln. Das Schulungsvideo 
"Hilfe! Wespennest im Garten" ist so 
angelegt, daß es nicht nur in der feu­
erwehrinternen Ausbildung einge­
setzt werden kann. Es ist vielmehr 
auch ein hervorragendes Instrument 
zur Aufklärung der Bevölkerung. 

Der Videofilm hat eine Länge von 
zirka 20 Minuten und ist somit in sei­
ner Dauer auf den Einsatz in einer Un­
terrichtsdoppelstunde abgestimmt. 
Der Film wurde unter den fachlichen 
Beratungen des Naturschutzzen­
trums NRW bei der Landesanstalt für 
Ökologie, Landschaftsentwicklung 
und Forstplanung NRW, sowie dem 
Institut für Bienenkunde der Johann­
Wolfgang-Goethe-Universität Frank­
furt produziert. 

(GMF-Feuerwehrfilm, Egelsbach) 



Feuerwehr im Hafen 
Die Geschichte der 

Hamburger Feuerlöschboote 
Von Manfred Gihl und Hany Braun 

Ernst Kabel Ver1ag, 
2000 Hamburg 60 

In Hamburg existiert seit dem 18. 
Jahrhundert eine "schwimmende 
Feuerwehr". Die Stadt an der Eibe 
hatte sich damals zu einem interna­
tional bedeutenden Segelschiffhafen 
entwickelt. Da die hölzernen Schiffe 
und ihre Ladungen außerordentlich 
brandgefährlich waren, hielt man 
.Schiffssprützen", Schuten mit 
Handdruckspritzen, zur Brand-
bekämpfung bereit. Um 1900, als ei­
serne und stählerne Dampfer die stol­
zen Segler weitgehend verdrängten, 
übernahmen private Fährdampfer 
den Brandschutz. Bei Feuermeldun­
gen im Hafen wurden sie mit Berufs­
feuerwehrmännern besetz1.Hamburg 
besaß als größter deutscher Seeha­
fen stets die meisten Feuerlöschboo­
te von allen Häfen in Deutschland, ja 
in Europa. Das Buch behandelt nicht 
nur alle jemals in Hamburg in Dienst 
gestellten Löschboote mit ihren tech­
nischen Daten und Generalplänen, 
sondern auch die Löschboote der 
ehemals selbständigen Städte Altona 
und Harburg sowie Spezialboote der 
Feuerwehr für Rettung und Kranken­
transport. Ausgewählte Einsatzbe­
richte von bemerkenswerten Schiffs­
bränden vermitteln ferner einen Ein­
druck von der Arbeit der Feuerlösch­
boote und ihrer Besatzungen im 
Hamburger Hafen. 

Geschichten, die die 
Forschung schreibt 

Band 9: 60 Reisen durch die 
Wissenschaft 

Von Kar1-Helnz PreuB und 
RoH H. Simen (Hrsg.) 

Ver1ag Deutscher Forschungsdienst, 
5300 Bonn 2 

Umweltbildung ist heute mehr 
denn je ein unverzichtbarer Bestand­
teil moderner Allgemeinbildung. Als 
Sach-, Fach- und Lesebuch bietet 

dieses . Umweltlesebuch des Deut­
schen Forschungsdienstes" gleich 
mehrere Ansätze und dabei vielfälti­
ge Einsatzmöglichkeiten, um dem 
Ziel einer wirklichen Umweltbildung, 
die Voraussetzung für ein heute von 
jedermann gefordertes verantwor­
tungSbewußtes Handeln ist, gerecht 
zu werden. In 83 Einzelbeiträgen aus 
allen Bereichen der Umweltfor­
schung wird ein vielfach miteinander 
verwobenes Bild entworfen, das 
nicht nur die komplexen Zusammen­
hänge im Naturgefüge widerspiegelt 
und die für eine sachliche Beurteilung 
von Umweltfragen notwendigen 
Kenntnisse über Ursachen und Wir­
kung von Umweltveränderungen so­
wie Einsichten in die Verflechtungen 
zwischen ökologischen, ökonomi­
schen und gesellschaftlichen Einflüs­
sen vermittelt, sondern zugleich eine 
in ihrer Art ebenso umfassende wie 
einzigartige Bestandsaufnahme des 
Gesamtzustands unserer Umwelt 
und ihrer Probleme ist. 

Notruf 112 - Feuer­
wehren im Einsatz 

Band 12 
Ver1ag Lothar Haus, 6455 Er1ensee 

Mit dem neuen Band der Buchse­
rie setz1 der Verlag die 1980 begon­
nenen Bemühungen fort, interessan­
te Feuerwehreinsätze aus aller Welt in 
Wort und Bild zu präsentieren. Die 
einzelnen Beiträge richten sich nicht 
nur an den Fachmann, sondern auch 
an diejenigen, die sich über die Be-

richterstattung in der Tageszeitung 
hinaus über die Arbeit der Feuerwehr 
informieren wollen. 

Obwohl Einsätze der Feuerwehr 
weites Interesse finden , fehlt es doch 
vielfach an Hintergrundinformatio­
nen. Diese Informationslücke soll 
durch die in dem Band veröffentlich­
ten Beiträge geschlossen werden. 
Die Berichte wurden oftmals vom Ein­
satzleiter selbst, immer aber in enger 
Zusammenarbeit mit der jeweiligen 
Feuerwehrverfaßt. 

Strategien gegen den 
plötzlichen Hentod 

Ein Handbuch für die 
Ausbildung und Praxis 

Herausgegeben von Bemd Fertig 
Verlagsgesellschaft Stumpf & 

Kossendey, 2905 Edewecht 

Im vorliegenden Buch stellen Ret­
tungsassistenten und Notärz1e die 
aktuellen Erkenntnisse und Aspekte 
der Kardiopulmonalen Reanimation 
in verständlicher Form dar. Die Her­
ausgeber und Autoren sind erfahrene 
Dozenten im Rettungsdienst, Notärz­
te und Fachärz1e verschiedener klini­
scher Fachbereiche. 

Das Inhaltsverzeichnis weist einen 
logischen Weg: Über die Probleme 
des plötzlichen Herz10ds und Myo­
kardinfarkts , Basismaßnahmen der 
Reanimation, medikamentöse Thera­
pie reicht das Spektrum über die 
Schnellinterpretation des Notfall­
EKG bis hin zu den MögliChkeiten ei­
ner frühzeitigen Anwendung der 
Elektrotherapie im Rahmen der 
präklinischen Notfallversorgung. 

Besonders in den USA, aber auch 
in anderen westlichen Ländern hat 
sich der Wert der Elektrotherapie, be­
sonders in Form der Frühdefibrillation 
bei Kammerflimmern, zur Verbesse­
rung der Effizienz der präklinischen 
Notfallmedizin als eindeutig erwie­
sen. Hier kommt es auf jede Sekun­
de an, so daß diese Form der Thera­
pie auch durch besonders ausgebil­
dete Rettungsassistenten durchge­
führt werden muß. 

Die Grundlage für diesen wichtigen 
Schritt nach vorne wird durch eine 
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umfassende Aus- und Weiterbildung 
des Rettungspersonals geschaffen, 
die als Modell in einem speziellen Ab­
schnitt vorgestellt wird. Organisati­
onsmodelle für die Einführung und 
Durchführung erweiterter lebensret­
tender Maßnahmen und der Frühde­
fibrillation müssen sich an der Orga­
nisationsform und Struktur des je­
weiligen Rettungsdienstbezirks ori­
entieren. 

Jahrbuch 
Elektrotechnik '92 

Band 11 
Herausgegeben von Archlbald Grütz 

vde-ver\ag gmbh, 
1000 Bertln 12 

Als nützlicher Begleiter für die be­
rufliche Tätigkeit bietet das Jahrbuch 
auch 1992 wieder viele informative 
Beiträge zu interessanten Themen. In 
der Rubrik .Ausbildung und Beruf" 
findet sich diesmal eine Ausarbeitung 
über Orientierungshilfen für den Be­
rufsweg von Elektroingenieuren. Die 
folgenden Kapitel sind den verschie­
denen Fachgebieten der Elektrotech­
nik gewidmet. Weitere Abschnitte be­
handeln Sicherheitsfragen und Nor­
men. 

Der bewährte Nachschlageteil mit 
dem VDE-Wegweiser, neuesten In­
formationen und statistischen Daten 
über die deutsche Elektroindustrie 
und Elektrizitätswirtschaft wird er­
gänzt durch Formeln der Elektrotech­
nik, einer Darstellung der Technikpio­
niere, deren Namen in die Bezeich­
nung physikalischer Namen einge­
gangen ist, sowie ein Kalendarium 
mit Jahresübersichten, Veranstal­
tungsterminen und Gedenktagen der 
Elektrotechnik. 

56 1 BEVÖlKERUNGSSCHUTZMAGAZIN 6/92 1 

Taschenatlas der 
notfallmedizinischen 

Techniken 
Von Gustav Helnz Engelhanlt 

Georg Thleme Verlag, 
7000 Stuttgart 30 

Dieser Atlas für die Kitteltasche 
enthält 50 Bildtafeln über wichtige 
Techniken, die in der Intensiv- und 
Notfallmedizin anwendbar sind. In 
kurzen Erläuterungen werden die 
Maßnahmen definiert, die Indikatio­
nen ihres Einsatzes erwähnt, das not­
wendige Instrumentarium aufgezählt, 
die Durchführung beschrieben und 
auf Komplikationsmöglichkeiten hin­
gewiesen. Die alphabetische Ord­
nung soll ein rasches Auffinden er­
möglichen. 

Intensivmedizin will Leben retten, 
zusätzliche Schädigungen verhüten 
helfen und die möglichst vollständige 
Wiederherstellung des Patienten er­
möglichen. Dabei entscheiden die er­
sten Minuten nach dem Schadens­
eintritt, oft die allerersten, gewiß die 
ersten 60 Minuten - "the golden hour" 
- über das weitere und endgültige 
Schicksal des Patienten. 

Nur wer dabei sich und seine Maß­
nahmen richtig organisiert, kommt 
ans Ziel. Das optimale Management 
der Notfallmaßnahmen und der sinn­
volle Einsatz medizinischer Kenntnis­
se sind wichtiger als die Kenntnisse 
selbst. Bei der Erstversorgung des 
Patienten beginnt die Therapie vor 
der Diagnose. Die Behandlung von 
Vitalfunktionsstörungen duldet kei­
nen Aufschub und hat deshalb höch­
ste Priorität. Alle zu treffenden Maß­
nahmen sollen sofort, ' zielorientiert 
und geordnet ablaufen. Dabei will 
dieser Taschenatlas helfen. Er bietet 
eine direkte Handlungsvorlage zur ra­
schen Orientierung, in der das ent­
sprechende Stichwort unverzüglich 
nachgeschlagen werden kann. 

Laufbahn in der Frei­
willigen Feuerwehr 

Nordrhein-Westfalen 
Kommentar für die Praxis 

Von Klaus Schneider 
Deutscher Gemelndevel1ag, 

5000 Köln 40 

Der Kommentar enthält ausführli­
che, praxisnahe Erläuterungen zu al­
len Vorschriften der" Verordnung über 

die Laufbahn der ehrenamtlichen An­
gehörigen der Freiwilligen Feuer­
wehr" , einer Durchführungsverord­
nung zum Feuerschutzgesetz, unter 
Berücksichtigung der bekannt ge­
wordenen Rechtsprechung. Eingear­
beitet sind vielfältige Hinweise auf die 
Feuerwehrdienstvorschriften und Er­
lasse der obersten Aufsichtsbehörde. 
Die Texte der wichtigsten ergänzen­
den Rechts- und Verwaltungsvor­
schriften sind in einem Anhang auf­
geführt. 

Ergänzungs­
lieferungen zu 
Sammelwerken 

GenlelmannIKorbmannIKutter 
Krankentransport und 

Rettungswesen 
Ergänzungslieferungen 

1/92 und 2/92 
Erlch Schmldt Verlag, 

4800 Bleiefeld 1 

Vogelbusch 
Katastrophenschutz 

In AI1IeItsstätten 
47. Ergänzungslleferung 

Brauer 
Handbuch Atemschutz 

34. Ergänzungslleferung 

BIrth/LemkelPolthler 
Handbuch Brandschutz 
20. Ergänzungslleferung 

ecomed vertagsgesellschaft mbh, 
8910 Landsberg 



Wallgang Jendsch , 

MINIMAGAZIN / 

Küchenwagen (KüW) 

In den Betreuungs- und Versor­
gungszügen (Betreuungsstelle, Be­
treuungszug, Verpflegungstrupps) 
der Fachdienste des Katastrophen­
schutzes wurden neben den Feld­
kochherden (FKH) auch Sonderfahr­
zeuge mit speziellen Küchenaufbau­
ten (KüW) eingesetzt , die die Verpfle­
gung der eingesetzten Mannschaften 
beziehungsweise der Bevölkerung 
sicherstellen konnten. 

Küchenwagen wurden auf Fahrge­
stellen Borgward B 4500, Magirus­
Rundhauber, Magirus-Eckhauber 
(Merkur), Mercedes-Benz L 311 und 
Ford FK 3500 aufgebaut. 

Die Modelle 

Grundlage für zwei unterschiedli­
che HO-Modelle des Küchenwagens 
bietet die Firma Albedo (Heilsbronn), 
die ein solches Fahrzeug unter der 
Bestellnummer 115139 (DRK-Ver­
sion auf MB 311) und 115140 (THW­
Version auf Borgward) auf den Markt 
gebracht hat. Für die hier beschrie­
benen Umbauten wird jeweils der 
Aufbau des Küchenwagens benötigt. 

1. KüW auf Borgward B 4500 (Rad­
stand 3700 mm) 

Zusätzlich benötigt wird ein Fahr­
gestell mit Fahrerhaus des Borgward 
B 4500 (Brekina). Um die kurze Ver­
sion des KüW herstellen zu können, 
muß zunächst das Fahrgestell ent­
sprechend gekürzt werden -, anson­
sten kann das Brekina-Fahrerhaus 
einschließlich Fahrgestell und Kotflü­
gel original verwendet werden. Vom 
Aufbau des Albedo-KüW wird der 
vordere Teil (Stau kasten, Ersatzrad, 
Leiter) abgetrennt (entfällt bei der 
Kurzversion). Die unter dem Aufbau 
auf der linken Seite (in Fahrtrichtung) 
angebrachten Staukästen werden 
umgesetzt (groß vorn, klein hinten). 
Der im Modell verschlossen darge­
stellte Schornstein-Ausgang (Dach 
vorn links) wird geöffnet, zwei jeweils 
drei Millimeter starke Rundstäbe stei­
len die Rauchabzugskamine dar. 

Abschließend erhält die Fahrerka­
bine einen Lattenrost-Aufsatz (Prei­
ser), dazu seitlich zwei Halterungen 

Die Einsatzfahrzeuge des Katastrophenschutzes 
Vom Vorbild zum Modell 

Magirus-Deutz­
Merkur - das Vor­
bildfahrzeug für 
das hier be­
schriebene Mo­
deli lVerpfle­
gungszug DRK 
Stadel· 

(Roco); ferner werden zwei Nebel­
scheinwerfer neben dem Kühlergrill 
angebracht. Die Albedo-Räder wer­
den gegen solche von Preiser (z. B. 
Magirus-Eckhauber-Modelle) ausge­
tauscht. 

Die Lackierung des LSHD-Fahr­
zeugs erfolgt in Khaki über alles (RAL 
7008: Humbrol oder Roco) mit ent­
sprechender Detaillierung von 
Leuchten, Scheibenwischern, usw. 
Das Modell erhält ferner ein ZS/ZB­
Emblem (Müller, Siegen). 

2. KüW auf Magirus-Deutz Merkur 
(Radstand 4200 mm) 

Für das hier vorgestellte Modell 
wird wiederum der Albedo-Aufbau, 
diesmal in seiner gesamten Länge, 
verwendet. Die im Aufbau befindli­
chen Radausschnitte werden begra­
digt und zugespachtelt (Plastikplat­
te). Der kleine Staukasten (unter dem 
Aufbau links vorn) wird durch einen 
zweiten, großen Kasten ersetzt. Zu-

Die Modelle zei­
gen zwei Versio­
nen des KatS­
Küchenwagens: 
Borgward B 4500 
Ikurzer Radsfand) 
und Magirus­
Mer',"r. 

gespachtelt wird ebenfalls die auf der 
linken Aufbauseite angebrachte 
Klappe. Auf das Fahrgestell des Al­
bedo-Modells wird ein Fahrerhaus 
des Magirus-Eckhauber (Merkur) von 
Preiser gesetzt. Hier sollte vorbildge­
recht eine Kabine mit Ausstiegsluke 
gewählt werden. Die von Preiser ge­
wählten Räder bzw. Achsen müssen 
der Breite des Modells angepaßt wer­
den. 

Lackiert wird der DRK-
Küchenwagen über alles in Elfenbein 
(RAL 1014). schwarz abgesetzt wer­
den die Fensterrahmen des Aufbaus, 
die Innenseiten der Radkästen bzw. 
Teile, die als "verschmutzt" oder "ver­
raucht" dargestellt werden sollten 
(z. B. Rauchablaß, Radkappen). An­
sonsten erfolgt die farblich übliche 
Detaillierung. Der KüW erhält eine 
vorbildgerechte Beschriftung (Müller, 
Siegen), hier Rotkreuz-Embleme, 
Türbeschriftung, und den Schriftzug 
"Küchenwagenu. 
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110m Heller zum f'rupplührer 

Zum Lehrgangsangebot der Katastro­
phenschutzschule Hessen in Geisen­
heim/Johannlsberg zählt auch die Ausbil­
dung von Truppführer-Anwärtern des Ber­
gungsdienstes. Die zweiwöchige Schu­
lung vermittelt den aus den hessischen 
Ortsverbänden des Technischen Hilfs­
werks angereisten Helfern theoretische 
und praktische Kenntnisse, die sie befähi­
gen, einen Bergungstrupp zu führen. 

Der Einstieg in die Ausbildung zum Un­
terführer ist der 40stündige Lehrgang Teil 
A, in dem als Schwerpunkt die Inhalte der 
auf Standortebene absolvierten Grund­
und Fachausbildung wiederholt und gefe­
stigt werden. Im nachfolgenden zwei ten 
Lehrgang Teil B wird den angehenden 
Truppführern das nötige Führungswissen 
praxisbezogen vermittelt. 

Unser Titelb,i,ld und die Fotos auf dieser Seite zeigen einzelne Szenen der Ausbil­
dung auf dem Ubungsgelände der Schule (siehe auch Beitrag im Innern des Heftes). 

(Fotos: Sers) 


